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Die Bundesregierung diskutiert angesichts anhaltend hoher Energiepreise über ein weite-
res Entlastungspaket für Privathaushalte und dabei steht – wieder einmal – eine Erhöhung 
der Entfernungspauschale im Raum. Auf den ersten Blick scheint das naheliegend, weil 
Wege von und zur Arbeit immerhin etwa ein Fünftel des gesamten Personenverkehrs aus-
machen. Doch bei genauerem Hinsehen wird deutlich, dass es stattdessen einer grund-
legenden Reform bedarf. Eine Anhebung der Entfernungspauschale ließe sich grundsätz-
lich aus dem objektiven Nettoprinzip ableiten, das sich aus dem steuerrechtlichen Prinzip 
der fi nanziellen Leistungsfähigkeit ergibt. Das Nettoprinzip besagt, dass Einkommen, das 
für die Erzielung von Einnahmen aufgewendet wird, nicht besteuert werden darf. Dabei 
muss die Gesetzgebung die persönlichen Aufwendungen nicht zwingend vollumfänglich 
berücksichtigen – sie darf „pauschalieren“ und „typisieren“, also einen typischerweise 
auftretenden Kostensatz zugrunde legen (Wissenschaftliche Dienste, 2020). Allerdings ist 
juristisch umstritten, in welchem Maße Pendelkosten berufl ich oder – im Zuge der Wohn-
ort- und der Verkehrsmittelwahl – privat veranlasst sind. Des Weiteren sprechen aus öko-
nomischer und ökologischer Perspektive wichtige Argumente gegen eine Anhebung.

Die Konzipierung von Entlastungspaketen sollte Haushalte, die am stärksten von Preis-
steigerungen betroff en sind, auch am stärksten entlasten. Eine Erhöhung der Entfer-
nungspauschale widerspricht diesem Prinzip. Von dieser profi tieren Haushalte mit gerin-
gem Einkommen kaum und solche mit mittlerem bis hohem Einkommen am stärksten, 
während die relative Belastung durch die gestiegenen Kraftstoff kosten am oberen Ende 
der Einkommensverteilung abnimmt. Die tendenziell regressive Verteilungswirkung einer 
Kombination aus höheren Kraftstoff preisen und einer höheren Pendlerpauschale kommt 
vor allem durch den progressiven Verlauf des Steuertarifs zustande. Eine Rolle spielt auch, 
dass von der Pendlerpauschale in voller Höhe nur profi tiert, wer noch weitere Werbungs-
kosten in Höhe des Arbeitnehmerpauschbetrags aufweisen kann. Bei geringen sonstigen 
Werbungskosten kann die Pendlerpauschale hingegen steuerlich vollständig verpuff en. 
Statistiken deuten darauf hin, dass Personen mit einem niedrigen Gehalt typischerwei-
se auch niedrige sonstige Werbungskosten aufweisen. Eine Erhöhung der Pauschale ist 
überdies mit hohen fi skalischen Kosten verbunden. Gemäß den steuerpolitischen Faust-
formeln des Bundesfi nanzministeriums bewirkt eine Anhebung der Entfernungspauschale 
um 0,10 Euro 2023 eine Aufkommensreduktion um etwa 2,6 Mrd. Euro, wovon knapp die 
Hälfte auf den Bund entfi ele. Bleibt die Bundesregierung bei ihrem Plan, ohne Steuerer-
höhungen die Schuldenbremse ab 2023 wieder einzuhalten, ist der fi nanzielle Spielraum 
für ein weiteres Entlastungspaket begrenzt. Die Maßnahmen sollten daher zielgenau auf 
besonders betroff ene Bevölkerungsgruppen in der unteren Hälfte der Einkommensvertei-
lung begrenzt werden. Eine höhere Entfernungspauschale erfüllt dieses Kriterium nicht.

Auch die verkehrs- und umweltbezogenen Anreizwirkungen der Entfernungspauschale 
müssen kritisch bewertet werden. So sind die durch eine Anhebung der Pauschale ge-
setzten Anreize kurz- und langfristig mit einem höheren Verkehrsaufkommen verbunden. 
Kurzfristig, weil die Pauschale nur für Tage mit tatsächlich zurückgelegtem Arbeitsweg ge-
währt wird, was im Falle von Erwerbstätigen mit fl exiblem Arbeitsplatz tendenziell zu mehr 
Fahrten ins Büro führt. Mittel- bis langfristig, indem die Pauschale den langfristigen Trend 
zu höheren Distanzen zwischen Wohn- und Arbeitsort und damit zu längeren Arbeitswe-
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gen befördert. Mit steigendem Verkehrsaufkommen wächst die Belastung für Menschen 
und Natur durch Treibhausgas- und Luftschadstoff emissionen sowie Lärm. Zudem wird 
Zersiedelung begünstigt und dadurch eine höhere Inanspruchnahme von Bodenfl ächen, 
woraus vielfältige ökologische Probleme erwachsen. Besonders fatal wäre es, eine ge-
setzliche Kopplung zwischen Kraftstoff preis und Entfernungspauschale im Sinne einer 
dynamischen Pendlerpauschale einzuführen, wie teilweise vorgeschlagen wird. Diese 
würde zwar der Logik einer Orientierung am aktuellen Regelfall (Typisierung) besonders 
konsequent folgen; zugleich würde sie so aber die Dominanz des Pkw im (Berufs-)Verkehr 
weiter manifestieren. Die Pauschale stellte damit eine staatliche „Gratis-Versicherung“ ge-
gen Kraftstoff preisrisiken dar und würde so die Investitionsentscheidung (risikoscheuer) 
Menschen in Richtung von klimaschädlichen Verbrennerfahrzeugen verzerren.

Dass die Aufwendungen für berufsbedingte Wegekosten wie in Deutschland pauschal 
und nahezu unbegrenzt abgesetzt werden können, ist im internationalen Vergleich zu-
dem eher unüblich. In vielen europäischen Ländern werden Pendelkosten – gemäß 
„Werkstorprinzip“ – schon heute steuerlich nicht berücksichtigt, beispielsweise in 
Großbritannien, Irland oder Tschechien. In einigen anderen Ländern sind die Wegekos-
ten nur unter bestimmten Bedingungen absetzbar, z. B. gekoppelt an die Länge oder 
den Zeitaufwand des Arbeitsweges oder an die Verkehrsmittelwahl. Aus verkehrsöko-
nomischer Sicht sind die Regelungen in Österreich besonders interessant. Dort wird 
die volle Pauschale nur dann gewährt, wenn die Nutzung eines öff entlichen Verkehrs-
mittels nicht möglich oder unzumutbar ist. Für die Prüfung der Zumutbarkeit gibt es 
einen eigenen „Pendlerrechner“, der unter Angabe von Wohn- und Arbeitsadresse so-
wie Arbeitszeiten die Verfügbarkeit öff entlicher Verkehrsmittel überprüft und sich so 
auch für eine ökologische Steuerung nutzen ließe. Auch in einem weiteren Punkt lohnt 
der Blick auf das südliche Nachbarland. Einen Teil der Pendlerförderung gewährt es 
über den sogenannten Pendler-Euro, der statt der Bemessungsgrundlage direkt die 
Steuerschuld mindert; er ist dadurch unabhängig vom individuellen (Grenz-)Steuersatz 
und vermeidet regressive Verteilungseff ekte. In Deutschland könnte eine vollständige, 
budgetneutrale Umwandlung der bestehenden Entfernungspauschale in ein einkom-
mensunabhängiges Mobilitätsgeld, ebenfalls als Abzugsbetrag von der Steuerschuld 
konzipiert, einkommensarme Pendler:innen gezielt stärken und gleichzeitig die Anreize 
zu hohen Pendeldistanzen bei fi nanziell Bessergestellten senken (Bach et al., 2019).

Optionen für eine kurzfristig umsetzbare Neuordnung der Pendlerunterstützung, die 
ökologische und soziale Belange der Mobilität besser berücksichtigt und fi skalisch 
nachhaltiger ist, gibt es also durchaus. Dass eine Ausrichtung der Pendlerpauschale 
an verkehrs- und umweltpolitischen Lenkungszwecken in Deutschland auch rechtlich 
möglich ist, hat das Bundesverfassungsgericht zuletzt 2008 in einem Urteil klargestellt. 
Der Koalitionsausschuss der Bundesregierung hat eine solche Reform im Februar 2022 
selbst angekündigt. Gerade in Zeiten allgemeiner Teuerung und hoher Rohstoff prei-
se ist diese dringend notwendig, um einkommensarme Pendlerhaushalte zu stärken 
und die Abhängigkeit von Ölimporten zu reduzieren. Eine weitere, wenn auch befriste-
te Erhöhung der Pendlerpauschale würde dagegen weder den aktuellen energie- und 
sozial politischen Herausforderungen noch den klimapolitischen Zielsetzungen Rech-
nung tragen. Die Bundesregierung sollte daher zu ihrem Vorhaben stehen und die steu-
erliche Abzugsfähigkeit von Pendelkosten zügig grundlegend reformieren.

Literatur

Bach, S., U. Kunert, S. Radke und N. Isaak (2019), CO2-Bepreisung für den Verkehrssektor?, Studie im Auf-
trag der Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE.

Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages (2020), Rechtlicher Rahmen zur Änderung der Ent-
fernungspauschale, WD 4 – 3000 – 155/19.
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von Verkehrsproblemen wird damit jedoch nicht geleistet. 
Mehr als die Hälfte der privaten Busunternehmen im Fern-
verkehr berichtet über Fahrgastrückgänge von über 50 %, 
weil Ausfl ugsfahrten vom (privat fi nanzierten) Reisebus in 
die (subventionierte) Bahn verlagert werden. Dies ist nicht 
nur aus ökologischer Sicht kein Vorteil.

Ein Kundenvorteil des 9-Euro-Tickets ist es, dass nach 
dem Kauf zusätzliche Ticketkäufe nicht mehr notwendig 
sind. Insbesondere auf unbekanntem Terrain sind Tarif-
struktur und Kaufvorgang im deutschen ÖPNV oftmals so 
kompliziert, dass Nutzende fürchten, ein falsches oder zu 
teures Ticket zu kaufen. Aus diesem Grund gibt es für Ge-
legenheitsfahrende ohne Tarifkenntnisse in NRW mittler-
weile eine automatische Fahrpreisermittlung anhand der 
Luftkilometer zwischen Start- und Zielhaltestelle mit Hilfe 
einer App. Mit Flatrates oder rein entfernungsabhängigen 
Tarifen nimmt man sich jedoch die Lenkungsmöglichkei-
ten, die ein knappheitsorientiertes Preissystem ermög-
licht. Grenzkostenorientierte Tarife sind nur bei Überfül-
lung entfernungsabhängig und lenken fl exible Kundschaft 
in die Verkehrsnebenzeiten. Ein zu einfacher Flatratetarif 
(x-Euro-Ticket) ist deshalb mit höheren Kosten für zusätz-
liche Fahrzeuge und Personal oder mit geringerem Kom-
fort wegen größerer Überfüllung verbunden. So beklagen 
Rollstuhlfahrer:innen und Fahrgäste mit Kinderwagen im 
Zuge des 9-Euro-Tickets, dass ihre Mobilität wegen der 
Überfüllung massiv eingeschränkt wird, und auch die 
Fahrradmitnahme ist beeinträchtigt.

Vor dem Hintergrund des verkehrswissenschaftli-
chen Basiswissens, dass man mit günstigen Ange-
boten freizeitliche Verkehre induzieren kann und sich 
Berufspendler:innen bei der Verkehrsmittelwahl habituell 
verhalten und der Preis hier einen eher geringen Einfl uss 
hat, sind die Erkenntnisse des 9-Euro-Experiments nicht 
überraschend.

Der Bund wird das 9-Euro-Ticket nicht verlängern. Ein 
Nachfolgeticket, das bundesweit oder länderweit gilt, 
und deren Preis im zweistelligen Eurobereich liegt, würde 
Subventionen benötigen, die kein Bundesland zu leisten 
bereit ist. Subventionen für den Nahverkehr können in ers-
ter Linie damit begründet werden, dass der Pkw-Verkehr 
die Straßen grenzkostenfrei nutzen darf und damit zu viel 
Pkw-Verkehr die Straßen der Städte verstopft. Innerhalb 
der nächsten Dekade sollte dieses Problem mit Hilfe einer 
entfernungs- und tageszeitabhängigen Straßenmaut ge-
löst werden können. Dann ist aber auch die Zeit dafür ge-
kommen, dass normalverdienende Kundschaft des ÖPNV 
nicht mehr subventioniert werden muss.

Gernot Sieg

Westfälische Wilhelms-Universität Münster

9-Euro-Ticket

Straßenmaut langfristig sinnvoller

„Für den Zeitraum Juni bis August 2022 wird ein Tarif an-
geboten, der für ein Entgelt von 9 Euro pro Kalendermo-
nat die Nutzung des öff entlichen Personennahverkehrs 
ermöglicht“, so steht es im Regionalisierungsgesetz. 
Zeitgleich zur befristeten Senkung der Energiesteuer auf 
Kraftstoff e (Tankrabatt), die der Entlastung von Nutzen-
den konventioneller Kraftfahrzeuge dienen soll, wurde 
damit auch eine Subventionierung der Abonnierenden 
(von Monats-/Jahreskarten) des ÖPNV beschlossen. So 
wurden etwa die Preise für die IsaCard-Monat zur Nut-
zung des ÖPNV in München von je nach Zone zwischen 
59,10 Euro und 227,50 Euro auf 9 Euro abgesenkt. In dem 
Gesetz ist zudem ein Ausgleich des Bundes an die Länder 
in Höhe von 2,5 Mrd. Euro für die entstehenden fi nanziel-
len Nachteile festgelegt. Bei den fi nanziellen Nachteilen 
der ÖPNV-Betreibenden handelt es sich zuvorderst um 
die Einnahmeausfälle der abgesenkten Abopreise. Dazu 
kommen die Kosten für die Bereitstellung der Infrastruktur 
zum (überwiegend digitalen) Verkauf der Tickets und die 
Kosten für die Ausweitung des Angebots, die aufgrund 
von Knappheiten bei Fahrzeugen und Personal sowie der 
Fahrplanbindung eher gering sind. Bei dem überwiegen-
den Teil der 2,5 Mrd. Euro handelt es sich also nicht um 
zusätzliche Kosten im volkswirtschaftlichen Sinne, son-
dern um eine reine Umverteilung von Steuerzahlenden zu 
ÖPNV-Abonnierenden.

In der Politik wird der Erfolg von Subventionen üblicher-
weise am Abruf derselben gemessen. Im Juni 2022 wur-
den 21 Mio. 9-Euro-Tickets verkauft. Zusammen mit den 
10 Mio. Abonnierenden konnten also ca. 40 % der Be-
völkerung in Deutschland den ÖPNV ohne marginalen 
Fahrpreis nutzen. Die Verkehrswende in den Städten, der 
Umstieg der Pendler:innen aus dem Pkw in den ÖPNV 
blieb jedoch aus. Vielmehr konnte ein deutlicher Anstieg 
an Reisen mit Distanzen des Fernverkehrs besonders am 
Wochenende beobachtet werden. Insbesondere die Bahn 
bietet im subventionierten und bestellten Nahverkehr, 
defi niert über Reiseweiten von in der Regel unter 50 km, 
Züge an, die wie der RE5 von Rostock über Berlin nach 
Elsterwerda 390 Kilometer in fünf Stunden ohne Umstieg 
ermöglichen und somit dem Fernverkehr zuzuordnen 
sind. Es ist ein Erfolg, wenn die bisher nicht befriedigten 
Mobilitätsbedürfnisse der Bevölkerung im Freizeit- und 
Fernverkehr ermöglicht werden, ein Beitrag zur Lösung 

DOI: 10.1007/s10273-022-3248-7
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ternehmens nach dem – noch nicht absehbaren – Ende 
des Ukrainekriegs ist kaum mehr als eine Hoff nung. Uni-
per entstand 2016 durch die Ausgliederung der als nicht 
mehr zukunftsträchtig geltenden fossilen Energiebereiche 
des EON-Konzerns. Großaktionär Fortum möchte Unipers 
Gasgeschäft lieber heute als morgen abstoßen. Ob es 
ausgerechnet unter staatlicher Obhut gelingen kann, ein 
neues Geschäftsmodell zu entwickeln, ist fraglich. Dies 
gilt umso mehr, als längst auch Unterstützungsmaßnah-
men für andere Energieversorger erwogen werden. Der 
Staat wird in die Rolle des langfristigen Finanziers und Or-
ganisators der deutschen Energieversorgung gezwängt. 
Ordnungspolitisch kann dies nicht erwünscht sein.

Es ließe sich argumentieren, dass die Bundesbeteiligung 
an Uniper angesichts des hohen Entscheidungsdrucks vor 
allem eine pragmatische, weil schnell umsetzbare Lösung 
ist. Sie ist allerdings auch eine Lösung, die das Signal aus-
sendet, der Staat habe die Lage im Griff . Bliebe allerdings 
das Gas im Herbst oder Winter gänzlich aus, wären die 
staatlichen Maßnahmen wertlos und die Steuerzahlenden 
womöglich in der Pfl icht nachzuschießen. Hilfreicher und 
marktkonformer wäre es gewesen, allen Energieversor-
gern bereits kurzfristig und nicht erst ab dem Spätherbst 
die Möglichkeit einzuräumen, die Preisanpassungsklau-
sel im Energiesicherungsgesetz einzusetzen, durch die 
der Großteil der erhöhten Ersatzbeschaff ungskosten an 
die nachgelagerten Gasabnehmenden weitergegeben 
werden kann. Dies hätte die Insolvenz gefahr bei Energie-
versorgern wie Uniper deutlich reduziert und die Notwen-
digkeit von Markteingriff en reduziert. Auch wären über 
die Preise deutliche Signale an die Endverbrauchenden 
gesendet worden, bereits vor der Heizsaison ihren Gas-
verbrauch zu drosseln, um die Gasspeicher für den Winter 
zu befüllen. Dies hätte die politische Debatte um eine Ent-
lastung bedürftiger Haushalte fokussiert. Statt zunächst 
breit streuende Entlastungen à la 9-Euro-Ticket einzufüh-
ren, wäre sofort sichtbar geworden, welche Haushalte die 
Energiekostensteigerungen nicht mehr tragen können und 
zielgenau entlastet werden müssen.

Deutschland zahlt heute den Preis, unter anderem in 
Form der Rettung Unipers, für seine energiepolitische 
Sorglosigkeit der vergangenen Jahre. Aus ordnungs- und 
wettbewerbspolitischer Perspektive fehlen – trotz des 
Bemühens, dem Haftungsprinzip ansatzweise Geltung zu 
verschaff en – markt- und preisorientierte Maßnahmen wie 
die sofortige Weitergabe der erhöhten Beschaff ungsprei-
se an die Endverbrauchenden. Mit diesen hätte das Ret-
tungspaket kleiner ausfallen und zugleich die drohende 
Gasnotlage im Winter abgemildert werden können.

Tim Krieger 

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg

Ordnungspolitik

Uniper-Rettung überzeugt nicht

Staatliche Beihilfen für privatwirtschaftliche Unterneh-
men sind ordnungs- und wettbewerbspolitisch heikel. Sie 
bedürfen einer überzeugenden Rechtfertigung. Dies gilt 
auch für den Fall des Energieunternehmens Uniper, das 
als wichtigster Importeur von russischem Gas im Juli 2022 
in eine Schiefl age geraten ist, weil Russland seit dem Uk-
rainekrieg seine langfristigen Lieferverpfl ichtungen nicht 
mehr einhält. Die zu geringen Gasmengen aus Russland 
gleicht Uniper, das dieses Gas an Endkundschaft wie 
deutsche Stadtwerke weiterliefert, derzeit durch Zukäu-
fe von nicht russischem Gas zu deutlich erhöhten Markt-
preisen aus. So laufen täglich Verluste auf, die Uniper an 
den Rand der Insolvenz gebracht haben.

Diese Ausgangslage rechtfertigt zunächst keinen Markt-
eingriff . Unipers Geschäftsmodell war von Anfang an 
einem Risiko durch übermäßige Abhängigkeit von russi-
schem Gas ausgesetzt. Grundsätzlich erlaubt es die un-
ternehmerische Freiheit, hohe Risiken einzugehen, wenn 
die Eigentümer für die entstandenen Verluste haften. Der 
unmittelbare Zusammenhang von Haftung und Kontrol-
le gehört zu den wesentlichen Funktionsprinzipien einer 
Marktwirtschaft. Uniper verfügt jedoch über eine hohe 
Systemrelevanz, da das Unternehmen einen zentralen 
Knotenpunkt in der deutschen Gasversorgung darstellt. 
Seine Insolvenz könnte im ungünstigsten Fall weitrei-
chende Erschütterungen des europäischen Gasmarkts 
auslösen und die allgemeine Versorgungssicherheit un-
tergraben. Angesichts dieser Tatsache bleibt der Bundes-
regierung kurzfristig wenig anderes übrig, als das Unter-
nehmen zu stabilisieren. Ihr Maßnahmenpaket enthält die 
Übernahme eines 30 %igen Unternehmensanteils durch 
eine Kapitalerhöhung, ein Pfl ichtwandelinstrument für den 
Bund sowie höhere Kreditlinien bei der KfW-Bank. Wei-
terhin werden Dividendenzahlungen ausgesetzt und Vor-
standsvergütungen beschränkt. Die bisherigen Eigentü-
mer werden also an der Rettung des Unternehmens betei-
ligt, was ordnungspolitisch zu begrüßen ist. Allerdings ist 
diese Beteiligung – angesichts der nahezu sicheren Insol-
venz – nicht vollumfänglich. Hier mögen europapolitische 
Aspekte eine Rolle gespielt haben, da hinter dem Uniper-
Mehrheitsaktionär Fortum der fi nnische Staat steht.

Anders als das Einstiegs- bleibt das Ausstiegsszenario für 
den Bund unklar. Eine wirtschaftliche Erholung des Un-
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Zweitens ist der Zinskanal nur einer von vielen Kanälen, durch 
die geldpolitische Impulse der EZB an die Realwirtschaft in 
den Mitgliedstaaten weitergegeben werden. Eine Straff ung 
der Geldpolitik führt z. B. zu einer Änderung von Einkom-
men und Vermögenspreisen, die als Kreditsicherheiten die-
nen. Diese Zinsweitergabe unterscheidet sich zwischen den 
Mitgliedstaaten seit Beginn der gemeinsamen Geldpolitik. 
Sofern sich die sektorale Zusammensetzung der Volkswirt-
schaften unterscheidet, die Struktur der Häusermärkte un-
terschiedlich ist und die Arbeitsmärkte von Land zu Land 
anders verfasst sind, wird sich auch die Zinsweitergabe un-
terscheiden. Auch dies wäre kein Grund, ein Programm wie 
das TPI aufzulegen, um die Transmission zu schützen.

Und drittens existiert ein Transmissionsmechanismus, der 
unabhängig von nationalen Bankensystemen und länderspe-
zifi schen Risiken ist: der Wechselkurs. Höhere Zinsen sollten 
den Abwertungsdruck auf den Euro dämpfen und eventuell 
sogar umkehren. Dieser Eff ekt kommt in allen Mitgliedstaaten 
gleichermaßen an. Gerade angesichts der stark gestiegenen 
Preise für importierte Energie ist ein stärkerer Euro als Ergeb-
nis der geldpolitischen Straff ung wünschenswert. Inwiefern 
dies zu niedrigeren Infl ationsraten führt, ist bestimmt durch 
die Abhängigkeit von importiertem Öl und Gas. Die Aufwer-
tung des Euro kann die Infl ation in einigen Ländern stärker 
dämpfen als in anderen. Dies ist das Ergebnis heterogener 
realwirtschaftlicher Strukturen in der Import- und Exportwirt-
schaft. Im Ergebnis führt auch der Wechselkurs kanal zu un-
terschiedlichen Reaktionen in der Eurozone, ohne dass dies 
die Singleness der Geldpolitik ernsthaft infrage stellen würde. 

Die Einigung auf das TPI hat es der EZB ermöglicht, mit der 
Normalisierung der Geldpolitik zu beginnen. Als Gegenzug 
zu der überraschend aggressiven Zinserhöhung von 50 Ba-
sispunkten haben auch die geldpolitischen Falken das TPI 
einstimmig mitgetragen. Unter dem TPI kann die EZB auf 
dem Sekundärmarkt Wertpapiere einzelner Länder kaufen, 
sofern bestimmte Bedingungen erfüllt sind. Damit sollen 
fundamental ungerechtfertigte Risikoprämien verhindert 
werden. Das Programm wird ein separates Instrument ne-
ben dem OMT-Programm (Outright Monetary Transactions) 
sein. Problematisch ist die schwächere Konditionalität im 
Vergleich zum OMT-Programm. Eine dauerhafte Lösung für 
die fi skalischen Schiefl agen in der Eurozone wird durch das 
Programm nur verschleppt. Die EZB kauft Zeit, wie schon 
so oft. Das TPI kann aus geopolitischen Gründen ange-
sichts der wirtschaftlichen Konsequenzen des russischen 
Angriff skriegs auf die Ukraine vertretbar sein. Eine Störung 
der geldpolitischen Transmission, die die Einheitlichkeit der 
Geldpolitik untergräbt, taugt aber nicht als Begründung für 
das neueste Programm der EZB.

Peter Tillmann

Justus-Liebig-Universität Gießen

Europäische Zentralbank

Transmission Protection Instrument

Mit der Namensgebung ist dem Rat der EZB ein Coup gelun-
gen: In der Juli-Sitzung 2022 wurde das Transmission Pro-
tection Instrument (TPI) aus der Taufe gehoben. Mit diesem 
Instrument will die EZB die eff ektive Transmission der Geld-
politik sicherstellen. Die Normalisierung der geldpolitischen 
Rahmenbedingungen, sprich: der Anstieg der kurzfristigen 
Zinsen, soll in alle Mitgliedstaaten der Eurozone gleicherma-
ßen übertragen werden. Die EZB spricht davon, durch das 
TPI die Einheitlichkeit (Singleness) der Geldpolitik sicherzu-
stellen. Schon seit Wochen haben Vertreter:innen der EZB 
die Notwendigkeit eines Anti-Fragmentation-Tools diskutiert. 
Dieser Begriff  wäre sperriger gewesen und schwieriger zu 
kommunizieren. Transmission Protection ist zweifellos der 
bessere Begriff , weil er positiv gewendet ist. Es leuchtet un-
mittelbar ein, dass eine einheitliche geldpolitische Transmis-
sion in der Eurozone wünschenswert ist. Kommunikativ hat 
die EZB alles richtig gemacht. Aber benötigt die Transmis-
sion tatsächlich den besonderen Schutz durch ein eigenes 
Programm der EZB? Drei Punkte sprechen dagegen:

Erstens sind für Entscheidungen von Privathaushalten, Un-
ternehmen und Staaten die langfristigen Realzinsen rele-
vant, nicht die Nominalzinsen. Ein Zinsanstieg am kurzen 
Ende der Laufzeitstruktur übersetzt sich in höhere nominale 
Refi nanzierungsbedingungen, z. B. Kreditzinsen von Ban-
ken. Die höheren Zinsen sollen restriktiv auf die Volkswirt-
schaft wirken. Die EZB hat unterschiedliche Nominalzinsen 
im Sinn, wenn sie diagnostiziert, dass die Zinsweitergabe 
in einigen Ländern der Eurozone Friktionen unterliegt. Ho-
he und variable Risikoaufschläge können dazu führen, dass 
die Zinsen für Staatsanleihen und Unternehmenskredite 
zwischen den Ländern schwanken. Geldpolitisch relevant 
sind indes die infl ationsbereinigten Zinsen, also die Real-
zinsen. Es ist zu bedenken, dass sich die realen Refi nan-
zierungskonditionen selbst dann zwischen den Ländern 
unterscheiden können, wenn die Weitergabe der nominalen 
Zinsänderungen friktionslos ist. Wenn sich die Infl ationser-
wartungen in den Mitgliedstaaten unterscheiden, fallen die 
langfristigen Ex-ante-Realzinsen unterschiedlich aus. Diese 
Heterogenität der realen Refi nanzierungsbedingungen, die 
das Ergebnis unterschiedlicher Infl ationserwartungen ist, 
hat die EZB bisher nicht zu Schutzmaßnahmen veranlasst. 
Bei realisierten Infl ationsraten, die zwischen 6,5 % (Frank-
reich) und mehr als 20 % (Estland) liegen, sind die derzeiti-
gen Realzinsunterschiede größer als je zuvor.
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zu decken, wird umso schwieriger sein als die Bauaktivi-
tät nachlässt. Im Jahr 2021 ist die Zahl der fertiggestellten 
Wohnungen (293.393) zum ersten Mal seit 2010 zurückge-
gangen, sodass der Plan der Bundesregierung, 400.000 
Wohnungen im Jahr zu bauen, nicht erreicht werden konn-
te. Der andere Faktor, der die Immobilienpreise nach oben 
drückt, sind die steigenden Baukosten. Im Mai 2022 ha-
ben die Baupreise im Vergleich zum Vorjahresmonat um 
17,6 % zugelegt, was der höchste Anstieg seit Mai 1970 ist!

Es gibt also Faktoren, welche die Nachfrage nach Immobili-
en sowohl dämpfen als auch erhöhen. Die dämpfende Wir-
kung dominiert in jüngster Zeit. Als Resultat sind die realen 
Immobilienpreise in Deutschland im 1. Quartal 2022 zum 
ersten Mal seit 2010 leicht (um 0,2 % im Vergleich zum 4. 
Quartal 2021) zurückgegangen. In den nächsten Jahren wer-
den die realen Hauspreise wahrscheinlich stagnieren bzw. 
leicht sinken. Die spekulative Phase des Schweinezyklus auf 
dem Immobilienmarkt scheint seinem Ende näher zu kom-
men. Nichtdestotrotz spielt dabei auch die Stimmung der 
Marktteilnehmer:innen eine wichtige Rolle. Einerseits kann 
es, wenn die Mehrheit von ihnen an eine platzende spekulati-
ve Blase glaubt, zu spürbaren Preiskorrekturen kommen. An-
dererseits, angesichts der negativen Dynamiken bei anderen 
Aktiva (Aktien, Gold, Kryptowährungen usw.) kann der Woh-
nungsmarkt weiterhin als ein relativ sicherer Hafen betrach-
tet werden, was einer Preiskorrektur entgegenwirken kann.

Der Preisrückgang wird den Immobilieneigentümer:innen 
schaden, vor allem denjenigen, die ihre Immobilien auf dem 
Gipfel der Preisblase erworben haben. Die Haushalte mit 
niedrigeren Einkommen, die Immobilien kaufen wollten, 
werden dabei auch leiden, denn der Preisrückgang wird 
durch die steigenden Zinsen und Energiekosten überkom-
pensiert. Die Mieter:innen werden wahrscheinlich auch 
verlieren, denn die Mieten, die stärker mit der Wohnraum-
knappheit verbunden sind als die Kaufpreise, werden ten-
denziell weiter steigen. Wenn dazu noch die Preisblase 
platzen sollte, wird das auch gesamtwirtschaftliche Kon-
sequenzen haben. Es wird also kaum Gewinner geben. 
Um diesen negativen Tendenzen vorzubeugen, könnte der 
Staat die folgenden Maßnahmen ergreifen: Zum einem wäre 
es sinnvoll, die Grunderwerbsteuer zu reformieren, nämlich 
eine progressive Besteuerung einzuführen. Die Immobilien 
mit niedrigen Werten könnten aus der Besteuerung ausge-
nommen werden, was eine Ersparnis für die Käufer:innen je 
nach Bundesand von bis zu 6,5 % des Kaufpreises schaff en 
würde. Zum anderen sollte das Erbbaurecht ausgeweitet 
werden. In diesem Fall könnten die Käufer:innen einen be-
trächtlichen Teil des Preises sparen, den sie sonst für den 
Erwerb des Bodens ausgeben würden.

Konstantin A. Kholodilin 

DIW Berlin 

Wohnungsmarkt

Ende der Blase in Sicht?

Nach mehr als einem Jahrzehnt rasant steigender Immo-
bilienpreise scheint sich das Blatt zu wenden. Viele Fak-
toren, die die Immobilienpreise beeinfl ussen, haben sich 
in den letzten Monaten geändert. Zu den wichtigsten Fak-
toren gehören die Zinsen, das Einkommen und die Demo-
grafi e. In der Regel wirken steigende Zinsen dämpfend auf 
die Immobilienpreise, während Einkommens- und Bevöl-
kerungswachstum die Preise erhöhen. Die Hypotheken-
zinsen, die seit Ende 2008 fast kontinuierlich gesunken 
sind, steigen seit Ende 2021 wieder. Der Eff ektivzinssatz 
bei den Wohnungsbaukrediten an private Haushalte stieg 
zwischen November 2021 und Mai 2022 von 1,28 % auf 
2,25 % und befi ndet sich damit auf dem Niveau von 2014. 
Interessanterweise hat sich das Kreditvolumen dabei nicht 
verändert. Wahrscheinlich nimmt man die Baukredite mit 
steigenden Zinsen wahr, bevor sie noch weiter steigen. 
Gleichzeitig wird erwartet, dass die wirtschaftliche Leis-
tung im laufenden und im kommenden Jahr deutlich nach-
lassen wird. So prognostiziert das IWF, dass die Wachs-
tumsrate des realen BIP lediglich 1,2 % im Jahr 2022 und 
0,8 % im Jahr 2023 betragen wird. Im Jahr 2021 betrug die 
Wachstumsrate fast 3 %. Dies bedeutet, dass die realen 
Einkommen schrumpfen und entsprechend weniger Geld 
für den Erwerb der Immobilien ausgegeben werden kann. 
Vor allem belasten die rasant steigenden Energiepreise die 
Kaufkraft und bringen frisch gebackene Hauseigentümer 
in Gefahr, die Zinszahlungen nicht mehr leisten zu können.

Die bislang erwähnten Faktoren sollten zu abnehmenden 
Immobilienpreisen führen. Die demografi sche Entwicklung 
kann allerdings in die entgegengesetzte Richtung wirken. 
Die Gesundheitsschutzbeschränkungen der Coronapan-
demie 2020 haben dazu geführt, dass der Wanderungs-
saldo — der Haupttreiber des Bevölkerungswachstums 
— mit 220.000 Personen deutlich niedriger ausgefallen 
ist als im Vorcoronajahr (327.000 Personen), was zu einem 
leichten Rückgang der Bevölkerung in Deutschland ge-
führt hat. Aber 2021 kam die Nettowanderung mit 329.000 
Personen wieder auf das vorpandemische Niveau. 2022 
ist aufgrund des Ukrainekriegs wohl mit einer noch stär-
keren Wanderung zu rechnen. Alleine in den ersten vier 
Monaten 2022 betrug der Wanderungssaldo rund 794.000 
Personen. Bei der durchschnittlichen Haushaltsgröße von 
zwei Personen würde das einer zusätzlichen Nachfrage 
von fast 400.000 Wohnungen entsprechen. Diese Lücke 
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Folgen der Infl ation abfedern, aber wie?
Seit einigen Monaten ist die Infl ation auf einem hohen Niveau. Um 7,5 % erhöhten sich 
die Verbraucherpreise in Deutschland im Juli 2022 gegenüber dem Vorjahr. Der damit 
verbundene Kaufkraftverlust sorgt bei den Bürger:innen für Probleme und Unsicherheit. 
Dabei ist zu beobachten, dass insbesondere armutsgefährdete Personen darunter leiden, 
die von Transfers abhängig sind. Zudem leiden vor allem niedrige Einkommensgruppen unter 
der Infl ation, da sie einen hohen Anteil ihres Einkommens für Nahrungsmittel und Energie 
ausgeben. Die Politik hat in einem ersten Schritt ein Entlastungspaket auf den Weg gebracht, 
das unter anderem den Tankrabatt und das 9-Euro-Ticket enthält. Insbesondere am unteren 
Ende der Einkommensverteilung sorgt die Infl ation dennoch für Verwerfungen, die die Frage 
rechtfertigen, ob weitere Maßnahmen nötig sind.
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Title: Mitigating the Impact of Infl ation, But How?
Abstract: The infl ation rate has been at a high level for several months. Consumer prices in Germany increased by 7,5 % in July 2022 com-
pared to the previous year. The associated loss of purchasing power is causing problems and uncertainty among citizens. It can be observed 
that especially people at risk of poverty who are dependent on transfers suff er from this. In addition, especially low income groups suff er from 
infl ation, as they spend a high proportion of their income on food and energy. In a fi rst step, politicians have prepared a relief package that 
includes, among other things, the petrol rebate and the 9-Euro-Ticket. Especially at the lower end of the income distribution, infl ation is never-
theless causing distortions that justify the question of whether further measures are necessary.
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Die Infl ation bekämpfen ist das eine, die Folgen der In-
fl ation abzufedern das andere. Das Problem: Beide Ziele 
stehen sich nahezu diametral gegenüber. Um der Infl ation 
entgegenzuwirken, muss die Nachfrage gedämpft werden. 
Die Folgen der Infl ation abzufedern bedeutet hingegen, die 
Nachfrage sogar zu stärken; die durch die Infl ation auftre-
tenden Kaufkraftverluste, die mehr oder weniger endogen 
ihr selbst entgegenwirken, sollen ja gerade ausgeglichen 
werden. Die Finanzpolitik steht also vor einem Dilemma.

Dieses Dilemma verschwindet auch nicht dadurch, dass 
ein Großteil der Infl ation auf den drastischen Anstieg der 
Energieimportpreise zurückzuführen ist. Infl ation ist ein 
Hinweis dafür, dass die Nachfrage das Angebot über-
steigt, wobei dies auch gilt, wenn die Angebotsseite ur-
sächlich ist. Eine Reduktion der Nachfrage dämpft also 
auch dann die Infl ation, wenn sie zu einem Großteil „im-
portiert“ ist (Boysen-Hogrefe, 2022). Zudem ist anzumer-
ken, dass auch die Defl atoren der heimischen Bruttowert-
schöpfung über der Zielmarke der EZB sind. Besonders 
heftig sind schon seit einiger Zeit die Preisanstiege beim 
Bau, wobei steigende Rohstoff preise nur einen Teil des 
Ganzen erklären dürften. Der Großteil dürfte auf die hohe 
Baunachfrage in Deutschland zurückzuführen sein. Da-
für spricht, dass die Baupreise in Deutschland deutlich 
schneller als im übrigen Euroraum steigen. Somit dürfte 
gerade in Deutschland die von heimischen Faktoren ge-
triebene Infl ation ebenfalls eine gewisse Rolle spielen.

Europäische Perspektive der Konsolidierung

Insgesamt dürfte eine fi nanzpolitische Konsolidierung 
den Preisauftrieb mindern und die Europäische Zentral-
bank (EZB) bei der Einhegung der Infl ation unterstützen 
und diese Unterstützung dürfte hoch willkommen sein. 
Zwar wurde dem deutschen Finanzminister noch vor kur-
zem von internationalen Organisationen empfohlen, mehr 
Defi zite zu machen, mit dem Hinweis, dass dies auch der 
Konjunktur anderer Mitgliedsländer und somit der Kon-
vergenz im Euroraum helfen dürfte. Doch sind die hinter 
dieser Empfehlung stehenden Modellergebnisse nur dann 
vielversprechend gewesen, wenn die Geldpolitik nicht auf 
die zusätzliche Expansion reagiert (vgl. unter anderem In’t 
Veld, 2016). Diese Situation liegt wohl nun nicht mehr vor, 

die EZB hat sich von der Nullzinsgrenze gelöst und die 
Gesamtnachfrage im Euroraum hat somit wieder Einfl uss 
auf das Zinsniveau. Für viele Mitgliedsländer dürfte dabei 
der EZB-Zins die wichtigere Größe sein als es Mehraus-
gaben des deutschen Staates sind. Dies gilt umso mehr, 
wenn die Zinsforderungen an hoch verschuldete Staaten 
überproportional mit den EZB-Zinsen zunehmen. Die Idee 
eines Stabilitätsankers ist wieder zurück. Wie also nun das 
Dilemma angehen, wenn es sich nicht vermeiden lässt? 

Einkommensschwache Haushalte entlasten

Den Preissteigerungen für Nahrungsmittel, Strom und 
Wärme können gerade Menschen mit niedrigem Einkom-
men kaum noch durch Verhaltensanpassungen aus dem 
Wege gehen, dürften diese doch auch schon vor der aktu-
ellen Infl ationswelle preisbewusst eingekauft haben. Zu-
gleich hat sich die Einkommenssituation bei den meisten 
mit der Infl ation zunächst nicht verbessert. Die Leistungs-
sätze in der Grundsicherung werden erst im kommenden 
Jahr an die Infl ation des Vorjahres angepasst. Beziehen-
de von Wohngeld werden nicht für steigende Heizkosten 
kompensiert, der vergleichsweise kräftige Rentenanstieg 
zum 1.7.2022 und noch mehr die Tarifl öhne bleiben deut-
lich hinter der Preisentwicklung zurück. Im Einzelfall dürf-
te die erhebliche Anhebung des Mindestlohns zur rechten 
Zeit kommen, doch ist nicht ausgeschlossen, dass wie 
bereits bei der Mindestlohneinführung auch der Anstieg 
unterlaufen wird. Insgesamt gilt der Mindestlohn generell 
nicht als zielgenaues Instrument zur Armutsbekämpfung 
(Caliendo et al., 2019), sodass sich die Situation vieler 
Beziehender niedriger Einkommen mit dem Jahr 2022 
verschlechtern dürfte. Dem wirkt der Staat bereits durch 
zwei Entlastungspakete entgegen, doch zielen sie eben 
nicht (dem Sozialstaatsprinzip folgend) ausschließlich auf 
die Beziehenden niedriger Einkommen, sondern wurden 
in Form der Energiepreispauschale recht breit auf alle Er-
werbstätigen verteilt und durch die Absenkung der Ener-
giesteuersätze in Abhängigkeit vom Verbrauch von Ben-
zin und Diesel. Schließlich dürften auch viele Beziehende 
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hoher Einkommen das 9-Euro-Ticket genutzt haben bzw. 
nutzen. Die zielgerichteten Transfers machen letztlich den 
kleineren Teil der Gesamtvolumens aus. Trotzdem gelingt 
es, mit den Entlastungspaketen einen merklichen Teil der 
durch Energie- und Nahrungsmittelpreise entstehenden 
Kaufkraftverluste für Beziehende niedriger Einkommen 
auszugleichen (Dullien et al., 2022). Die gleichen Mittel, 
die für die Entlastungspakete aufgewandt wurden, hätten 
bei zielgerichteter Verwendung somit die Kaufkraftverlus-
te der einkommensschwachen Gruppen nicht nur in deut-
lichem Umfang, sondern großenteils ausgleichen können.

Entlastung für alle widerspricht Sozialstaatsprinzip

Hinzu kommt, dass der Versuch der Politik, weite Teile der 
Gesellschaft zu entlasten, letztlich die Entlastung der Ein-
kommensschwachen sogar erschwert. Alle Konsumieren-
den sind in Konkurrenz um knappe Güter. Wenn nun alle 
mit fi nanziellen Mitteln ausgestattet werden sollen, änderte 
das letztlich nur etwas an der Knappheit bzw. der Konkur-
renzsituation zwischen den Konsumierenden, wenn durch 
die höhere Nachfrage auch das Angebot angereizt würde. 
Dies kann z. B. in konjunkturellen Schwächephasen der 
Fall sein. Doch liegt die aktuelle Situation anders. Die Kauf-
kraftverluste entstehen nicht durch Unterbeschäftigung 
und Einkommenseinbußen, sondern durch Preisanstiege 
für diverse Gütergruppen. Energie und andere Rohstoff e 
sind relativ wertvoller geworden, viel davon muss impor-
tiert werden. Den gesamtwirtschaftlichen Kaufkraftverlust 
gegenüber dem Ausland können weder Geld- noch Finanz-
politik aufholen. Der Versuch, alle Konsumierenden vor den 
gestiegenen Preisen zu schützen, wird letztlich nur die In-
fl ation weiter anheizen und damit die Hilfsmaßnahmen für 
die Einkommensschwachen wieder entwerten.

Das Sozialstaatsprinzip und das Leistungsfähigkeitsprinzip 
implizieren somit, dass vorübergehend die Umverteilungs-
wirkung des Steuer- und Transfersystems erhöht werden 
sollte. Bei gleicher Umverteilungswirkung des Gesamt-
systems müssten „Entlastungen“ für alle Bürger:innen per 
Kredit fi nanziert werden, was aus den genannten Gründen 
die Wirkung der „Entlastungen“ konterkariert – die Gesamt-
nachfrage wird erhöht, der Preisauftrieb verstärkt. Für die 
„Entlastungen“ eine höhere Kreditaufnahme einzugehen, ist 
im Sinne des Sozialstaatsprinzips somit ineff ektiv und führt 
zu mehr Infl ation. Einkommensschwache dürften also von 
den Folgen der Infl ation nur eff ektiv entlastet werden, wenn 
es mehr Umverteilung gibt. Dabei sollte bewusst sein, dass 
der Verlust an Kaufkraft auch die Beziehenden höherer Ein-
kommen deutlich triff t. Die stärkere Umverteilung führt bei 
höheren Einkommen zu einer Doppelbelastung.

Unterm Strich hätten durch ein zielgerichteteres Vorge-
hen bei den Entlastungspaketen Mittel gespart und Ein-

kommensschwache trotzdem stärker unterstützt werden 
können. Hier sollte betont werden, dass ein effi  zientes 
Vorgehen zum Erreichen der gewünschten Umvertei-
lungswirkung gerade mit Blick auf die Infl ationswirkungen 
der Finanzpolitik anzuraten ist. Mit der stärkeren Umver-
teilungswirkung lässt sich somit die Infl ation bekämpfen, 
ohne das Sozialstaatsprinzip außer Kraft zu setzen.

Die Kritik an den jüngsten Entlastungspaketen ist nicht nur 
eine akademische Übung, sondern sollte in der aktuellen Si-
tuation Berücksichtigung fi nden. Auch wenn im Juli viele No-
tierungen an Rohstoff märkten in Erwartung einer weltwirt-
schaftlichen Abkühlung teils deutlich nachgelassen haben, 
ist für die kommenden Monate mit weiteren Belastungen 
auf der Konsumentenebene zu rechnen, da viele der Roh-
stoff preise, insbesondere für Erdgas, noch gar nicht an die 
Endkundschaft weitergereicht wurden und die Unsicherheit 
über die Gasversorgung weiter besteht. Daher ist davon aus-
zugehen, dass die Verbraucherpreise auch in den kommen-
den Monaten bis ins kommende Jahr hinein deutlich über 
den Vorjahreswerten liegen dürften. Da die Wirkungen vieler 
bisheriger Entlastungsmaßnahmen entfallen und der Anstieg 
der Regelsätze der sozialen Sicherung nur die Infl ation des 
Vorjahres berücksichtigt, ist die Politik abermals gefragt. Hier 
gilt: Entlastung der einkommensschwachen Haushalte, ja; 
expansive Finanzpolitik, nein. Eine Richtschnur, die die Fi-
nanzpolitik dabei nutzen kann, liefert die Schuldenbremse.

Rückkehr zur Schuldenbremse hegt Infl ation ein

Die Vorgabe, zumindest den Kernhaushalt des Jahres 
2023 ohne neue Nettokreditermächtigungen aufzustellen, 
dürfte zu einer Reduktion des gesamtstaatlichen Defi zits 
beitragen. Der Finanzierungssaldo des Bundes wird mit 
Einhalten der Schuldenbremse aber bei weitem nicht auf 
null fallen. Sondervermögen dürften Defi zite machen und 
der Kernhaushalt kann auf große Rücklagen in Form von 
Kreditermächtigungen zurückgreifen. Zugleich spielt der 
Wegfall von coronabezogenen Ausgaben aus dem Jahr 
2021 der Reduktion des Defi zits in die Hände und bisher 
laufen die Steuereinnahmen ausgesprochen gut.

Trotzdem wird das Einhalten der Schuldenbremse auch 
mit den aktuellen Einnahmeplanzahlen und den jüngsten 
Zahlen zu den Steuereinnahmen kein Selbstläufer. Wegen 
des Schwenks in der Geldpolitik sind die Zinsforderungen 
an den Bund gestiegen und infl ationsindexierte Anleihen 
werden im kommenden Jahr erhebliche Kuponzahlungen 
mit sich bringen (was aber auch bereits in den Planzahlen 
des Bundes enthalten ist). Zudem steht turnusmäßig die 
Progressionsberichterstattung an, die in den vergangenen 
Jahren zu einer Verschiebung der Tarifeckwerte gekop-
pelt an Prognosen zur Verbraucherpreisinfl ation geführt 
hat. Wegen der aktuell hohen Infl ationsraten würde dieses 
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Vorgehen eine Tarifverschiebung zum 1.1.2023 implizieren, 
die Mindereinnahmen im zweistelligen Milliardenbereich 
bedeuten dürften. Zudem gibt es eine Vielzahl von zu-
sätzlichen Ausgabewünschen in Bereichen wie Energie-
sicherheit, Klimaschutz, Bau, Gesundheit oder kommunale 
Finanzen. Und schließlich sollten zusätzliche Entlastungen 
einkommensschwacher Haushalte auf die Tagesordnung.

Anstieg der Steuerquote vorübergehend hinnehmen

Braucht es aber nicht ohnehin neue Steuern, um die eff ek-
tive Entlastung einkommensschwacher Haushalte zu er-
möglichen? Dagegen spricht der aktuelle Trend der Steuer-
einnahmen. Die Steuereinnahmen steigen stark und damit 
verbunden die Steuerquote. Die Mehreinnahmen bieten die 
Möglichkeit, Entlastungspakete zu fi nanzieren und der en-
dogene Anstieg der Steuerquote sollte akzeptiert werden.

Dem mit steigenden Einkommen automatischen Anstieg 
der Steuerquoten wirkt allerdings turnusmäßig seit eini-
gen Jahren die Verschiebung der Tarifeckwerte zum Aus-
gleich der „kalten Progression“ entgegen. Das bisherige 
Vorgehen, das am Verbraucherpreisindex orientiert ist, 
hätte allerdings dieses Mal vermutlich einen expansiven 
Impuls zur Folge: Im laufenden Jahr ist der Anstieg der 
Verbraucherpreise merklich höher als der Anstieg vieler 
Einkommen – die Reallöhne sinken. Das bedeutet, dass 
es vor dem Ausgleich der „kalten Progression“ nicht 
im gleichen Maß zu Mehreinnahmen des Staats bei der 
Einkommensteuer gekommen ist. Vielmehr würde der 
Ausgleich anhand der Verbraucherpreisinfl ation für sich 
genommen zu einer Reduktion der Steuerquote führen. 
Der Ausgleich der kalten Progression würde also einen 
expansiven Impuls herbeiführen und nicht, wie in den 
vergangenen Jahren, den Teilausgleich eines restriktiven 
Impulses durch die automatische Steuererhöhung. Ein-
kommensschwache Haushalte würden zudem kaum pro-
fi tieren. Am meisten bringt dies für Haushalte, die den ge-
samten progressiven Bereich des Steuertarifs abdecken.

Steuersystematisch ist der Abbau der kalten Progression 
eindeutig gerechtfertigt, schließlich steht hinter der Praxis 
der vergangenen Jahre das Grundprinzip, dass der Steuer-
satz von der realen Leistungsfähigkeit abhängen soll. Die-

ses Ziel kollidiert aber mit dem Anliegen, die Infl ation einzu-
hegen und dem Sozialstaatsprinzip folgend in der aktuellen 
Infl ationssituation eine höhere Umverteilung anzustreben.

Fazit und Ausblick

Die kommenden Entlastungspakete sollten zielgenau in 
Form von Transfers für Einkommensschwache ausgestal-
tet werden. In Zeiten der Infl ation ist die Effi  zienz staatli-
cher Finanzpolitik von besonderer Bedeutung. Zusätzliche 
Ausgabenprojekte gilt es entsprechend kritisch zu prü-
fen. Angesichts von akuten Knappheiten kann es plausi-
bel sein, Projekte zu verschieben. Jüngste Entwicklungen 
an den Rohstoff märkten deuten darauf hin, dass einige 
Knappheiten nicht dauerhaft sein müssen. Die Möglichkeit, 
dass einige der Kalamitäten vorübergehend sind, spricht 
dafür, jetzt nicht auf neue Steuern zu setzen. Ein Anstieg 
der Steuerquote, der eine zeitweise progressivere Ausge-
staltung des Steuer- und Transfersystems ermöglicht, ist 
bereits endogen angelegt. Hierzu sollte allerdings die kalte 
Progression nicht (wie in den vergangenen Jahren üblich) 
abgebaut werden, da dies im kommenden Jahr für sich ge-
nommen wohl einen expansiven Impuls darstellen würde.

Generell sollte sich die Politik bemühen, das Steuer- und 
Transfersystem fi t für größere Preisschwankungen zu ma-
chen. Eine Vereinheitlichung der Instrumente und unterjährige 
Anpassungen von Regelsätzen und Eckwerten sind hier zu 
nennen. Und zudem sollte sie sich den unterbliebenen Ab-
bau der kalten Progression „merken“. Wenn die Zeit der Real-
einkommensverluste vorüber ist, wird der eff ektive Durch-
schnittssteuersatz in der Einkommensteuer wieder steigen. 
Dem sollte die Politik dann entschlossen entgegenwirken.
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Seit Jahresbeginn sind die Verbraucherpreise in Deutsch-
land stark gestiegen. Im Juni erhöhten sie sich im Vorjah-
resvergleich um 7,6 %. Der Gesamtindex verdeckt noch 
stärkere Steigerungen bei den Energiepreisen von 38 % 
und bei den Nahrungsmitteln von 12,7 %. Auch wenn beim 
Gesamtindex ein geringfügiger Rückgang der Infl ationsra-
te relativ zum Vormonat im Juni zu beobachten ist, kann 
nicht davon ausgegangen werden, dass der Höhepunkt 
erreicht ist. Vielmehr sind dafür zeitlich begrenzte Maßnah-
men wie das 9-Euro-Ticket und der sogenannte Tankrabatt 
verantwortlich. In den nächsten Monaten, besonders nach 
Wegfall der beiden Maßnahmen, ist mit einem weiteren An-
stieg der Verbraucherpreise zu rechnen.

Eine Einordnung der bisherigen Maßnahmen

Bei Maßnahmen, die zum Ziel haben, die Folgen der Infl a-
tion abzufedern, sind grundsätzlich zwei Aspekte wichtig: 
Erstens sollten die Maßnahmen so zielgerichtet wie mög-
lich die verteilungspolitischen Folgen adressieren und da-
bei die Nachfrage nicht (über-)stimulieren. Das bedeutet, 
dass Haushalte, die die Last der hohen Verbraucherprei-
se schultern können, möglichst wenig entlastet werden 
sollten. Vielmehr sollte die Entlastung von einkommens-
schwachen Haushalten im Mittelpunkt stehen. Dies ent-
spricht dem Leistungsfähigkeitsprinzip und dient dem 
sparsamen Einsatz von öff entlichen Mitteln. Zudem ist zu 
erwarten, dass Haushalte Konsum nachholen, der wegen 
der Coronapandemie nicht realisiert werden konnte. Ein 
Teil der Bevölkerung kann dafür auf die in den letzten bei-
den Jahren angehäuften Ersparnisse zurückgreifen. Die-
se Nachfrage triff t auf ein Angebot, das aus unterschiedli-
chen Gründen verknappt ist. Eine Überkompensation der 
durch die erhöhten Verbraucherpreise verringerten Kauf-
kraft würde die Infl ation eher noch verstärken. Zweitens 

sollten die Maßnahmen die relativen Preise nicht verzer-
ren. Preise sind wichtige Knappheitssignale, die Anreize 
setzen, knappe und somit relativ teure Güter durch weni-
ger knappe Güter zu substituieren. Dies gilt umso mehr, 
wenn physische Knappheiten drohen, wie es bei Gas für 
die Wintermonate nicht auszuschließen ist.

In der ersten Jahreshälfte hat die Bundesregierung zwei 
Entlastungspakete im Umfang von insgesamt 30 Mrd. 
Euro beschlossen. Wie sind einige der Maßnahmen ex-
emplarisch vor dem Hintergrund der beiden genannten 
Aspekte zu bewerten? Einmalige pauschale Zahlungen 
wie die Energiepreispauschale kommen allen steuer-
pfl ichtigen Erwerbstätigen zugute. Die Zielgenauigkeit ist 
nur bedingt gegeben: Nichterwerbstätige werden nicht 
berücksichtigt; dagegen erhalten Beziehende höherer 
Einkommen die Pauschale. Die Pauschale unterliegt je-
doch der Lohnsteuer, sodass Personen mit niedrigerem 
Einkommen relativ und absolut mehr profi tieren. Ähn-
liches gilt für den Kinderbonus, der bei der Berechnung 
von Sozialleistungen nicht als Einkommen berücksichtigt 
wird, während er auf den Kinderfreibetrag angerechnet 
wird. Personen mit höherem Einkommen profi tieren somit 
weniger davon. Die Einmalzahlung für Empfänger:innen 
von Sozialleistungen, wie auch der Heizkostenzuschuss, 
weisen dagegen eine sehr hohe Zielgenauigkeit auf.

Anders verhält es sich mit der Absenkung der Energie-
steuer auf Kraftstoff e. Der Kreis der Profi tierenden ist auf 
Autofahrer:innen beschränkt, wobei die absolute Entlas-
tung mit dem Kraftstoff verbrauch steigt. Personen, die 
weitere Strecken zurücklegen, gehören dazu, aber auch 
Personen mit Autos, die einen hohen Verbrauch aufwei-
sen. Noch bedenklicher ist, dass durch diese auf drei 
Monate limitierte Maßnahme die relativen Preise und ih-
re Funktion als Knappheitssignal verzerrt werden. Das 
9-Euro-Ticket schließlich erhöht die Nachfrage im Perso-
nennahverkehr ohne eine Ausdehnung des Angebots. Al-
le, die in letzter Zeit in einem Regionalexpress unterwegs 
waren, wissen, was das zur Folge hat. Ob sich damit kurz- 
oder mittelfristig das Reiseverhalten weg vom Individual-
verkehr erreichen lässt, bleibt zu sehen. 

Alles in allem zeigen Berechnungen der fi skalpolitischen 
Entlastungen für verschiedene Haushaltstypen, dass es 
vor allem wegen der Pauschalzahlungen zu einer „umfas-
senden und weitgehend sozial ausgewogenen Entlastung 
der Haushalte mit erwerbstätigen Erwachsenen“ kommt 
(Dullien et al., 2022, 8). Zu beachten ist jedoch, dass die 
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meisten betrachteten Haushaltstypen nur zu 40 % bis 
70 % kompensiert werden. Bei Anspruch auf Grundsi-
cherung liegt der Wert bei ca. 90 %. Dies bedeutet, dass 
Haushalte einen – in manchen Fällen nicht unwesentli-
chen – Teil der Belastungen selber schultern müssen. Das 
betriff t vor allem Nichterwerbstätige und Rentner:innen.

Der Preis als wichtiges Knappheitssignal

Es deutet viel darauf hin, dass eine erhöhte Infl ation 
noch länger präsent sein wird. Die im Juni veröff entlich-
ten Prognosen unterschiedlicher Institutionen sehen die 
Infl ationsrate 2022 zwischen 6,7 % und 7,2 %. Die EU-
Kommission geht in ihrer Prognose vom Juli von 7,9 % 
aus. Das Bild für 2023 ist etwas gemischter. Während 
einige Institute im Juni noch eine Infl ationsrate unter 3 % 
prognostizierten, liegen die Juni- bzw. Juli-Prognosen 
von OECD, Bundesbank und EU-Kommission bei 4,5 % 
oder darüber. Bei den Preisen für Energieprodukte kann 
aufgrund der weiter anhaltenden Kriegssituation nicht mit 
einer schnellen Normalisierung gerechnet werden. Hinzu 
kommen Lieferengpässe, die weiterhin von unterbroche-
nen Lieferketten herrühren und auch im Zusammenhang 
mit Maßnahmen zur Eindämmung der Coronapandemie 
in China stehen. Das führt zu höheren Preisen bei Ener-
gieprodukten, aber auch bei anderen Waren und Dienst-
leistungen und gilt auch für Nahrungsmittel.

Die Fiskalpolitik verfügt nicht über geeignete Mittel, um 
kurzfristig den Preisdruck deutlich zu reduzieren, da die-
ser seinen Ursprung in einer Angebotsschwäche hat. Die 
Fiskalpolitik kann jedoch (weiter) kurzfristig den unteren 
Einkommensgruppen helfen, mit den steigenden Belas-
tungen zurechtzukommen. Dafür gilt es, die beiden oben 
diskutierten Aspekte zu berücksichtigen: Zielgenauigkeit 
der Maßnahmen ohne Verzerrung der Preissignale. Vor 
allem vor dem Hintergrund der unsicheren Energieversor-
gung ist es umso wichtiger, die hohen Preise als Hinweis 
auf die Knappheit beizubehalten und einen sozialen Aus-
gleich auf andere Weise zu schaff en. Ziel muss es sein, 
dass Energie gespart wird, um kurzfristig eine physische 
Knappheit zu vermeiden und die Abhängigkeit von russi-
schem Gas und Öl zu reduzieren.

Die bisher umgesetzten Maßnahmen lassen jedoch kla-
re Anreize zum Energiesparen vermissen. Die Kampagne 
des BMWK mit dem Titel „80 Millionen gemeinsam für 
Energiewechsel“ beschränkt sich auf Tipps zum Energie-
sparen und Mitmachappelle. Durch die Novellierung der 
EU-Richtlinie zur Energieeffi  zienz erhalten Mieter:innen 
ab Januar 2022 bei fernablesbaren Zählern monatlich 
Verbrauchsinformationen. Sicherlich ist es gut zu wissen, 
wie man in seinem Eigenheim oder in der Mietwohnung 
Energie sparen kann und wie viel man verbraucht. Aller-

dings ermöglichen Informationen zur Verbrauchsmenge 
noch nicht unbedingt eine verlässliche Schätzung der 
Kosten, wenn die Preise von großer Unsicherheit geprägt 
sind. Sehr hohe Rechnungen im nächsten Jahr stellen 
deshalb ein nicht unwahrscheinliches Szenario dar.

Für energieintensive Industrien startet das Energiekosten-
dämpfungsprogramm des BMWK, das die Kosten für 
Unternehmen dämpfen soll, ohne Anreiz für erhöhten 
Verbrauch zu schaff en. Noch stärker geht es bei den von 
der EU angedachten Auktionen um Anreize zum Ener-
giesparen. Unternehmen, die die größten Einsparungen 
anbieten, würden bei Realisierung Geld vom Staat erhal-
ten. Finanzielle Anreize zum Energiesparen rücken bei 
den Unternehmen somit etwas mehr in den Fokus, auch 
wenn man sich fragen kann, warum der Preismechanis-
mus, wenn er seiner Rolle als Knappheitssignal ohne Ein-
schränkung gerecht werden kann, nicht bereits genug 
Anreiz für eine sparsame Verwendung liefert.

Aber auch bei den privaten Haushalten sind klare fi nan-
zielle Anreize nötig, um den hohen erwarteten Belastun-
gen soweit wie möglich vorzubeugen und zudem über ein 
konsequentes Energiesparen den Verbrauch insgesamt 
zu verringern. Dazu haben Ökonom:innen in letzter Zeit 
mehrere Vorschläge diskutiert, denen allen gemeinsam 
ist, dass der Preismechanismus das zentrale Element 
ist. Der Staat soll sich auf eine Kompensation der Ein-
kommenswirkungen konzentrieren und nicht versuchen, 
die Preisänderungen zu neutralisieren (Bayer et al., 2022, 
Löschel, 2022). Sehr detailliert ist dieser Vorschlag unter 
dem Namen „Energiesparbonus“ mit einem klaren Fokus 
auf Einsparanreizen von Scheer und Südekum (2022) be-
schrieben worden. Diese Vorschläge stellen einen wich-
tigen Schritt hin zu einer mittelfristigen Energiesicherung 
dar, wobei auch hier wichtig ist, dass die Maßnahmen 
zielgerichtet auf Haushalte mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen sind. Umso bedenklicher ist, dass bis jetzt 
kaum Maßnahmen umgesetzt wurden, die einen klaren 
Anreiz zum Energiesparen enthalten.

Aus diesen Überlegungen ergibt sich von selbst, dass 
weitere allgemeine, umfassende Transfers wegen der ge-
ringen Zielgenauigkeit nicht sinnvoll sind. Zudem stimu-
lieren sie möglicherweise die Nachfrage, was die Infl ati-
on weiter erhöhen würde und stellen für die öff entlichen 
Haushalte teure Maßnahmen dar. Steuersenkungen auf 
Nahrungsmittel oder auf fossile Energie sind ebenfalls 
nicht sehr zielgenau. Dazu kommt, dass sie die Preise 
verzerren und die Knappheitssignale abschwächen. Dies 
gilt auch für einen Preisdeckel, wenn sich dieser auf den 
Verbrauch jenseits des Grundbedarfs bezieht. Die Entlas-
tung von Verbraucher:innen, die die hohen Lasten nicht 
tragen können, darf nicht über eine direkte Preissubven-
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tionierung erfolgen. Vielmehr muss der Anreiz, Gas und 
auch Strom einzusparen, gestärkt werden.

Mehr Resilienz durch solide Finanzen

Während sich im Lauf der nächsten Monate einige 
Knappheiten durch eine Normalisierung des internationa-
len Handels verringern dürften, ist aus mehreren Gründen 
nicht per se von einer Entspannung in der mittleren Frist 
auszugehen. Angebotsseitige Maßnahmen sind wichtig, 
um die unterschiedlichen Engpässe, die zu Kostenstei-
gerungen führen, zu adressieren (siehe dazu auch BMF, 
2022). Dazu gehört auch, die anderen Herausforderungen 
in den Blick zu nehmen, zu denen neben der Energie- und 
Klimatransformation die Digitalisierung, Deglobalisierung 
und die Demografi e gehören. Bei all diesen Herausfor-
derungen sind tragfähige öff entliche Finanzen aus meh-
reren Gründen wichtig: Zum einen helfen sie, fi nanzielle 
Spielräume (wieder) zu schaff en, um im Falle von neuen 
„Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituatio-
nen“ (Artikel 109, Grundgesetz) handlungsfähig zu sein; 
zum anderen ermöglichen sie, auch für andere Herausfor-
derungen vorbereitet zu sein. Das bezieht sich nicht nur, 
aber doch im größeren Maße auf den demografi schen 
Wandel. Zudem stellt die Zinswende einen handfesten 
Grund für eine solide Haushaltspolitik dar. Während 2021 
noch weniger als 5 Mrd. Euro an Zinsausgaben angefal-
len sind, werden diese für 2023 in Höhe von 30 Mrd. Euro 
prognostiziert. Obwohl Deutschland immer noch als soli-
der Schuldner gilt, machen sich auch hier die veränderten 
Rahmenbedingungen auf den Kapitelmärkten deutlich 
schneller als erwartet bemerkbar.

Die Fiskalpolitik Deutschlands ist ebenfalls vor dem Hin-
tergrund der Überlegungen auf europäischer Ebene zu 
sehen, die Fiskalregeln neu zu formulieren. In der Dis-
kussion ist eine Abkehr von einer regelgebundenen Fis-
kalpolitik innerhalb eines klaren und quantitativen Rah-
mens, die sich an der fi skalischen Tragfähigkeit orientiert. 
Sollten dafür eher qualitative Prinzipen als Bewertungs-
grundlage treten, so besteht die Gefahr, dass die Frage 
der Erfüllung noch stärker zu einer politischen Frage wird. 
Zu viele Ausnahmen bei der Haushaltsgestaltung des 
Bundes, z. B. in Form von Sondervermögen, sind einem 

überzeugenden Eintreten für eine tragfähige europäische 
Fiskalpolitik dabei nicht dienlich (Unabhängiger Beirat 
des Stabilitätsrats, 2022).

Ob der am 1. Juli vom Bundeskabinett verabschiedete 
Entwurf des Bundeshaushalts für 2023 Bestand hat, wird 
sich erst im Laufe des jetzigen und kommenden Jahres 
zeigen. Mit diesem Haushalt, der niedrigere Ausgaben in 
Höhe von ca. 50 Mrd. Euro vorsieht, soll die Rückkehr zur 
Schuldenbremse umgesetzt werden. Das bedeutet eine 
Verringerung der Neuverschuldung von fast 140 Mrd. Eu-
ro 2022 auf dann 17,2 Mrd Euro. Dazu kommen allerdings 
40,5 Mrd. Euro aus einer in den Vor-Corona-Jahren gebil-
deten Rücklage, die den Konsolidierungskurs abmildern. 
Trotz aller Unsicherheiten ist es zunächst richtig, mit keiner 
weiteren Aussetzung der Schuldenbremse zu planen. Falls 
eine kurzfristige Veränderung der Lage in den nächsten 
Monaten eine Ausweitung der Neuverschuldung erfordert, 
kann eine nochmalige Aussetzung der Schuldenbremse, 
wie die Vergangenheit gezeigt hat, kurzfristig beschlossen 
werden. Letztendlich sind die Maßnahmen, die die Folgen 
der Infl ation und der damit verknüpften Energiekrise ab-
federn sollen, als eine Umverteilungsfrage innerhalb der 
jetzigen Generation zu sehen. Auch wenn die ökologische 
Transformation den zukünftigen Generationen von Nutzen 
ist, so geht es doch vor allem um eine Korrektur einer nicht 
nachhaltigen Energie- und Klimapolitik der vergangenen 
Jahrzehnte. Die Kosten über eine erhöhte Verschuldung 
zum überwiegenden Teil den Kindern aufzubürden, er-
scheint vor diesem Hintergrund nicht gerechtfertigt.
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Seit Monaten dokumentiert das Statistische Bundesamt 
deutlich steigende Lebenshaltungskosten in Deutsch-
land. Der Verbraucherpreisindex insgesamt ist von De-
zember 2021 bis Juni 2022 um 5,7 % gestiegen, nachdem 
er bereits 2021 gegenüber dem Vorjahr von 105,8 auf 
109,1 und damit um 3,1 % zulegte und damit die höchs-
te jahresdurchschnittliche Preissteigerung seit 1994 er-
reichte. Hinter diesen Zahlen verbirgt sich zum einen eine 
dynamische Entwicklung, wie die monatlichen Infl ations-
raten zeigen. So lag der Verbraucherpreisindex im Januar 
2022 um 4,9 % über dem des Vorjahresmonats, während 
er im Juni 2022 bereits um 7,6 % über dem Vergleichswert 
vom Juni 2021 lag. Es muss also damit gerechnet wer-
den, dass die Jahresinfl ationsrate noch höher ausfallen 
wird als aus der Änderung des Verbraucherpreisindex im 
ersten Halbjahr unmittelbar abzuleiten ist. Zum anderen 
ist die Entwicklung des Gesamtindex mit starken Ände-
rungen des Preisgefüges verbunden. Während in einigen 
Bereichen – z. B. Bekleidung und Schuhe, Post und Tele-
kommunikation – die Preise nahezu stabil waren, sind 
zwischen Dezember 2021 und Juni 2022 deutliche Preis-
schübe bei Nahrungsmitteln (10,1 %), Strom (20,1 %), Hei-
zung (je nach Heizquelle 20 % bis 62 %) und Kraftstoff en 
(Benzin: 19,3 %, Diesel: 32,8 %) beobachtbar.

Unterschiedliche Auswirkungen je nach Wohlstand

Die beobachtbare Entwicklung der Lebenshaltungskos-
ten stellt zweifellos eine Belastung von Haushalten bis 
in die obere Mitte der Wohlstandsverteilung dar. Im Falle 
von fi nanziellen Polstern oder bei einem Einkommen, das 
regelmäßiges Sparen erlaubt, können die Belastungen al-
lerdings aufgefangen und die Konsumgewohnheiten trotz 
der Kostensteigerungen ungefähr beibehalten werden. 
Für Haushalte ohne Reserven gilt dies nicht, hier ist die 
Preisentwicklung zwangsläufi g mit erheblichen Einbußen 
des ohnehin geringen Lebensstandards verbunden.

Die sozialpolitische Brisanz der Preissteigerungen 
bei Gütern des Grundbedarfs wird meist aus den 
schichtspezifi schen Konsumstrukturen und dem hohen 
Anteil der Ausgaben für Ernährung und Haushaltsener-
gie am Gesamtkonsum im Niedrigeinkommensbereich 
abgeleitet (DIW ECON, 2022). Die Folgen der jüngsten 

Preisentwicklungen für ein Leben am unteren Rand der 
Wohlstandsverteilung werden aber durch die Berück-
sichtigung von Konsumniveaus deutlicher. In Spalte 1 
der Tabelle 1 sind für verschiedene Bedarfskategorien 
die durchschnittlichen Rückstände der Haushalte im Ar-
mutsbereich gegenüber den entsprechenden Ausgaben 
im mittleren Einkommensquintil für die Zeit vor Einsetzen 
der Preisschübe (2018) ausgewiesen. Wenn die Ausga-
ben für Ernährung um ein Fünftel, die für Grundbedarfe 
insgesamt um ein Drittel und die weiteren Ausgaben um 
mehr als 50 % niedriger als in der gesellschaftlichen Mit-
te ausfallen und zudem keine Rücklagen gebildet werden 
können, fehlt es an jeglichen Puff ern für die aktuelle Ver-
teuerung der Grundgüter. Für Haushalte mit Grundsiche-
rungsbezug1 – weitgehend eine Teilgruppe der Haushalte 
in materieller Armut – ist die Situation noch wesentlich 
angespannter. Wie aus Spalte 2 hervorgeht, bedeuten 
die im Regelbedarf für Erwachsene (Regelbedarfsstu-
fe 1) berücksichtigten Ausgaben einen noch stärkeren 
Rückstand gegenüber der gesellschaftlichen Mitte – bei 
der soziokulturellen Teilhabe um fast vier Fünftel. Diese 
Ergebnisse liegen zwar nur für 2013 vor, dürften aber 
tendenziell weiterhin zutreff end sein – denn die Regelbe-
darfsberechnung erfolgt weiterhin nach dem gleichen, 
methodisch unzulänglichen Verfahren2.

Demgegenüber zeigt sich auf der anderen Seite der 
Wohlstandsverteilung – bei materiellem Reichtum – ein 
Lebensstandard, der durchaus als luxuriös bezeichnet 
werden kann (Spalte 3). Selbst die Ausgaben für Grund-
bedarfe übersteigen das in der gesellschaftlichen Mitte 
Übliche um gut zwei Fünftel, bei den anderen Bedarfska-
tegorien ist eine ungefähre Verdoppelung der Vergleichs-
beträge beobachtbar. Zudem beläuft sich die regelmäßi-
ge Ersparnis auf gut 1.700 Euro monatlich, und zwar bei 
Mehrpersonenhaushalten nach Bedarfs- bzw. Äquiva-
lenzgewichtung. Dementsprechend groß sind die Mög-

1 Unter Grundsicherung werden Arbeitslosengeld II, Sozialgeld, 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, Sozialhilfe und 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz subsummiert.

2 Zur Kritik an der gesetzlichen Regelbedarfsermittlung, die zu einem 
von der gesellschaftlichen Realität weit entfernten Niveau führt,  
Becker (2020).
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lichkeiten, den gewohnten Lebensstandard trotz großer 
Preissteigerungen bei den Grundgütern zu halten.

Diff erenzierende Transfers erforderlich

Die infl ationsbedingten Auswirkungen auf Teilhabemög-
lichkeiten sind also sehr ungleich verteilt. Staatliche Ge-
genmaßnahmen sollten dementsprechend diff erenziert 
gestaltet sein. Die Bundesregierung hat 2022 bereits 
zwei Entlastungspakete beschlossen.3 Sie umfassen 
allerdings neben Maßnahmen zum Ausgleich von Infl a-
tionsfolgen auch Unterstützungen zu anderen Zwecken 
– Coronahilfen, Sofortzuschlag für Kinder in Haushalten 
mit Bezug von Grundsicherung oder Kinderzuschlag4 – 
und sind zudem zum großen Teil nicht auf den unteren 
Einkommensbereich fokussiert (Bach und Knautz, 2022). 
Als einkommensabhängige, allerdings einmalige Maß-
nahme zur Abfederung der Preissteigerungen verbleiben 
insbesondere die – nur für Erwerbstätige beschlossene – 
zu versteuernde Energiepreispauschale, der Heizkosten-
zuschuss insbesondere für Wohngeld- und Bafög-Bezie-
hende sowie eine Zahlung von 100 Euro für Erwachsene 
mit Bezug von Grundsicherungsleistungen. Auch Kinder 
in Bedarfsgemeinschaften mit Grundsicherungsbezug 
erhalten eine Einmalzahlung von 100 Euro – dieser „Kin-
derbonus“ wird allerdings „mit der Gießkanne“ allen Kin-
dern mit Kindergeld gewährt.

3 Ergebnis des Koalitionsausschusses (2022a und 2022b).
4 Der Sofortzuschlag von 20 Euro pro Monat ist nicht als Infl ations-

ausgleich einzuordnen; denn es handelt sich um eine bereits im Ko-
alitionsvertrag (2021, 100) beschlossene Übergangslösung bis zur 
Einführung einer Kindergrundsicherung mit dem Ziel, die bereits vor 
Beginn der infl ationären Entwicklung unzureichenden Teilhabemög-
lichkeiten von Kindern und Jugendlichen zu verbessern.

Daneben kommen die eher pauschal gestalteten Elemen-
te der Entlastungspakete zwar teilweise auch der Bevöl-
kerung am unteren Rand der Verteilung zugute, allerdings 
in einem deutlich geringeren Maß als den mittleren und 
oberen Einkommensschichten (Bach und Knautz, 2022). 
Vor diesem Hintergrund und angesichts der Diskrepanzen 
zwischen den Lebensstandards vom unteren und oberen 
Ende der Wohlstandsverteilung (Tabelle 1) sollten weitere 
Maßnahmen auf vulnerable Gruppen konzentriert werden. 
Eine Entlastung „der“ Bürger:innen ist ohnehin illusionär, 
da der Staat als Gemeinschaft aller Bürger:innen kei-
ne generelle Kompensation leisten kann – die Belastung 
muss die Gesellschaft (aktuell oder im Falle von Schul-
denfi nanzierung künftig) tragen.

Eine gesetzgeberisch und verwaltungstechnisch schnell 
umsetzbare Maßnahme wäre die Zahlung eines ange-
messenen Infl ationsausgleichs für 2021 und 2022 an 
Haushalte mit Bezug von Grundsicherungsleistungen. 
Denn die bisherigen Einmalzahlungen reichen dafür nicht 
aus. Bereits aus der Entwicklung der regelbedarfsrele-
vanten Preise bis März 2022 ergibt sich – trotz der Ein-
malzahlungen – ein verbleibendes infl ationsbedingtes 
Minus von 241 Euro (für beide Jahre); bei Erwachsenen 
ohne Partner:in und auch bei Kindern und Jugendlichen 
sind die Fehlbeträge beträchtlich.5 Zudem sollten die 
demnächst erheblichen Stromkostennachzahlungen vom 
Leistungsträger übernommen werden.

Daneben ist für die Zukunft eine Reform der Dynamisie-
rungsregel für Regelbedarfe nach dem SGB II bzw. XII 
erforderlich, um nicht auf Dauer mit Ex-post-Zahlungen 
für einen Infl ationsausgleich sorgen zu müssen. Die Fort-
schreibung der Regelbedarfe erfolgt bisher nach einer 
rückwärts gerichteten Methode (§ 28a SGB XII): Für die 
letzte Anhebung wurde die Preis- und Lohnentwicklung 
(Gewichtung mit 70 % bzw. 30 %) vom 1.7.2020 bis zum 
30.6.2021 gegenüber den davor liegenden 12 Monaten 
berücksichtigt6 und führte zu einer Anhebung der Re-
gelbedarfe um 0,76 % – das entspricht 3 Euro für Allein-
stehende. Aktuelle Preissteigerungen bleiben dabei un-
berücksichtigt, sodass zur Sicherung des Existenzmini-
mums eine unterjährige Anpassung an Preissteigerungen 
gesetzlich verankert werden sollte. Die damit verbundene 
Abkehr vom Mischindex könnte bei der regulären Anpas-
sung am Anfang jeden Jahres revidiert werden. In diesem 
Zusammenhang ist aber eine Ergänzung von § 28a SGB 

5 Die dem zugrunde liegende Berechnung ist ausführlich beschrieben 
in Becker (2022).

6 Der Time Lag zwischen Fortschreibungsfaktor und aktueller Entwick-
lung wird durch die Einbeziehung der Lohn- und Gehaltsentwicklung 
vergrößert, da die erforderlichen Daten der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen (VGR) erst mit erheblicher zeitlicher Verzögerung 
zur Verfügung stehen.

Tabelle 1
Relativer Lebensstandard im Armuts- und im 

Reichtumsbereich

in %

Quellen: Becker, Schmidt und Tobsch (2021, Abb. 3 sowie bisher unveröf-
fentlichte Detailergebnisse); Becker und Tobsch (2020, 19).

Haushalte 
in materiel-
ler Armut, 
EVS 2018

Regelbedarf 
für Allein-
lebende, 
EVS 2013

Haushalte in 
materiellem 
Reichtum, 
EVS 2018

Grundbedarf A – 
überlebensnotwendig -33 -35 43

darunter: Ernährung -20 -25 16

Grundbedarf B -57 -67 91

Soziokulturelle Teilhabe -53 -78 104

Sparen in Euro pro Monat -12 / 1.719
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XII dahingehend notwendig, dass die Anpassung nicht 
geringer ausfallen darf als die Preissteigerung für regel-
bedarfsrelevante Güter und Dienstleistungen.

Mit den vorgeschlagenen Maßnahmen für Grundsiche-
rungsbeziehende wird allerdings nur ein Teil der Haushal-
te, die die infl ationsbedingte Belastung nicht tragen kön-
nen, erreicht. Deshalb sollten auch für andere Gruppen 
im Niedrigeinkommensbereich zielgerichtete Regelungen 
gefunden werden. Dabei geht es um alle Haushalte mit 
Mindestsicherungsleistungen, um diejenigen, die zuste-
hende Sozialleistungen nicht in Anspruch nehmen, so-
wie um Haushalte in einem begrenzten Bereich oberhalb 
der jeweiligen Einkommensgrenzen. Denkbar wäre ein 
einkommensabhängiger Transfer, der – anders als die 
Energiepreispauschale – alle Haushalte ohne Grundsi-
cherungsbezug berücksichtigt und auf null abgeschmol-
zen wird.7 Die Umsetzung könnte weitgehend durch die 
Finanzämter, gegebenenfalls in Kooperation mit dem je-
weils zuständigen Sozialleistungsträger, erfolgen.

Ausblick

Die hier vorgeschlagenen Maßnahmen zielen bewusst 
auf die gesellschaftlichen Gruppen, für die Preisschübe 
bei Nahrungsmitteln und Energie zu fi nanziellen Notla-
gen führen. Anders als bei Entlastungspaketen für „alle“ 
Bürger:innen ist die damit verbundene fi skalische Her-
ausforderung begrenzter, sie dürfte dennoch beträcht-

7 Eine anders ausgerichtete Forderung kommt von der Diakonie 
Deutschland, die einen Zuschlag von 100 Euro monatlich für jeden Er-
wachsenen in Haushalten mit Bezug von Grundsicherung, Wohngeld 
und/oder Kinderzuschlag über einen Zeitraum von sechs Monaten 
vorschlägt (vgl. DIW ECON, 2022). Dabei blieben aber alle Haushalte 
ohne Sozialleistungsbezug außen vor, und durch die nicht vorgesehe-
ne Abschmelzung ist mit Abbruchkanten bei steigendem vorrangigem 
Einkommen zu rechnen. Die Begleitstudie kommt zu dem Ergebnis, 
dass mit dem Diakonie-Vorschlag für das unterste Einkommensquin-
til und für andere vulnerable Gruppen ein ungefährer, teilweise aber 
noch unvollständiger Infl ationsausgleich erreicht wird (DIW ECON, 
2022). Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die untersuchten 
Gruppen auch Haushalte ohne einen Anspruch umfassen; mit dem 
ausgewiesenen gruppendurchschnittlichen Eff ekt wird also vernach-
lässigt, dass er sich aus wesentlich höheren Begünstigungen für 
Haushalte mit Leistungsbezug und fehlenden Ausgleichszahlungen 
bei Haushalten ohne Leistungsbezug zusammensetzt.

lich sein. Die Finanzierung sollte eher über Steuern als 
über Schulden erfolgen. Zwar ist angesichts der Krisen-
situation ein weiteres Aussetzen der Schuldenbremse 
(Artikel 109, Grundgesetz) durchaus angebracht. Die 
Kreditfi nanzierung sollte aber notwendigen Investitionen 
vorbehalten sein. Demgegenüber könnten Entlastungen 
durch Transferzahlungen kurzfristig über einen Krisen-
Soli – beschränkt auf obere Einkommensgruppen, für 
die die Preissteigerungen kaum spürbar sind – fi nanziert 
werden. Damit wäre eine Umverteilung der derzeitigen 
Belastungen verbunden: ein Infl ationsausgleich am un-
teren Ende der Wohlstandsverteilung und ein zusätzli-
cher steuerlicher Zugriff  im oberen Bereich. Mittelfristig 
wären eine Reform des Einkommensteuertarifs, eine 
Wiederbelebung der Vermögensteuer und eine Auswei-
tung der Erbschaftsbesteuerung geeignet, um nicht nur 
die infl ationsbedingten Maßnahmen, sondern auch an-
dere anstehende Reformen – adäquate Regelbedarfs-
bemessung, Kindergrundsicherung, Bürgergeld, Klima-
schutzpolitik – umsetzen zu können.

Literatur

Bach, S. und J. Knautz (2022), Hohe Energiepreise: Ärmere Haushalte 
werden trotz Entlastungspaketen stärker belastet als reichere Haus-
halte, DIW Wochenbericht, 17, 243-251.

Becker, I. (2022), Lebensstandard von Grundsicherungsbeziehenden 
sinkt – trotz Entlastungspaket, Soziale Sicherheit, 16.

Becker, I. (2020), Verfahren nach altem Muster. Das Regelbedarfsermitt-
lungsgesetz 2020, Soziale Sicherheit, 10, 351-355 und 11, 401-407.

Becker, I. und V. Tobsch (2020), Ermittlung der „Grünen Garantiesiche-
rungs-Regelbedarfe“. Bericht zum Gutachtensauftrag der Bundes-
tagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, Empirische Verteilungsfor-
schung und INES Berlin, mimeo.

DIW ECON (2022), Belastung einkommensschwacher Haushalte durch 
die steigende Infl ation. Kurzexpertise für die Diakonie Deutschland.

Ergebnis des Koalitionsausschusses (2022a), 10 Entlastungsschritte für 
unser Land, 23. Februar, https://www.bundesfi nanzministerium.de/
Content/DE/Downloads/Oeff entliche-Finanzen/10-entlastungsschrit-
te-fuer-unser-land.pdf?__blob=publicationFile&v=4 (26. Juli 2022).

Ergebnis des Koalitionsausschusses (2022b), Maßnahmenpaket des 
Bundes zum Umgang mit den hohen Energiekosten, 23. März, https://
www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2022-
03-23-massnahmenpaket-bund-hohe-energiekosten.pdf?__
blob=publicationFile&v=6 (26. Juli 2022).

Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP (2021), 
Mehr Fortschritt wagen, https://www.bundesregierung.de/breg-de/
service/gesetzesvorhaben/koalitionsvertrag-2021-1990800 (4. Au-
gust 2022).

Title: Price Surges in Basic Necessities – Redistribution of Burdens Required
Abstract: Since the beginning of 2022, prices for food and energy have been rising sharply. In the low-income sector, this leads to fi nan-
cial emergencies, since the standard of living here is far below the standards of society anyway. On the other hand, the consequences 
of infl ation can certainly be absorbed in the upper income brackets. Against this background, government measures should be concen-
trated on lower income brackets. Appropriate measures would be the payment of infl ation compensation for those receiving basic secu-
rity, a reform of the updating of basic security benefi ts and an income-related transfer payment for households without basic security. A 
solidarity surcharge on the income tax is proposed for fi nancing.
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Die Preise für Energie und Lebensmittel erleben aktuell 
außergewöhnliche Steigerungen, deren Auswirkungen für 
die privaten Haushalte deutlich spürbar sind. Insbeson-
dere Haushalte mit geringen Nettoeinkommen sehen sich 
durch die Preisanstiege teils erheblichen Belastungen 
ausgesetzt. Gemäß aktuellen Infl ationsprognosen wür-
den die Preissteigerungen für die einkommensschwächs-
ten 10 % unter Fortschreibung ihrer erwartbaren Einkom-
menszuwächse im Jahr 2022 eine zusätzliche Belastung 
von 5,3 % ihres Nettohaushaltseinkommens gegenüber 
dem Vorjahr bedeuten. Da die einkommensschwachen 
Dezile die Mehrausgaben weder durch eine Verringerung 
der Sparquote oder mögliche Rücklagen kompensieren 
noch ihr Konsumverhalten in dem entsprechenden Aus-
maß verringern können, da sie primär Waren und Dienst-
leistungen des Grundbedarfs konsumieren, ist es essen-
ziell, diese Haushalte zu entlasten. Die von der Bundesre-
gierung beschlossenen Maßnahmen unterstützen bereits 
die privaten Haushalte, jedoch reichen sie nicht aus, um 
insbesondere in den einkommensschwächeren Haushal-
ten die Mehrbelastung zu kompensieren. Weitere Hilfs-
pakete sollten daher gezielt und effi  zient Haushalte in der 
unteren Hälfte der Einkommensverteilung entlasten.

Seit einigen Monaten befi nden sich die Infl ationsraten 
auf hohem Niveau. Beginnend mit den Lieferketteneng-
pässen infolge der COVID-19-Pandemie und verstärkt 
durch den russischen Angriff skrieg gegen die Ukraine 
herrscht aktuell eine außergewöhnliche Angebotsknapp-

heit, welche die Preise steigen lässt. Der Verbraucher-
preisindex des Statistischen Bundesamts, der die Preis-
entwicklung von Waren und Dienstleistungen misst, die 
von privaten Haushalten zu Konsumzwecken erworben 
werden, erreicht im Mai 2022 mit 7,9 % höheren Preisen 
gegenüber dem Vorjahresmonat den höchsten Wert im 
wiedervereinigten Deutschland (Statistisches Bundes-
amt, 2022a). Seitdem sind die Infl ationsraten leicht rück-
läufi g, verharren aber bei einem Plus von über 7 %. In 
aktuellen Prognosen wird von einer Jahresinfl ation von 
7,1 % ausgegangen (Deutsche Bundesbank, 2022). Im 
Vergleich dazu lag die durchschnittliche Jahresinfl ation 
in den Jahren 2000 bis 2020 bei lediglich 1,4 % (Statisti-
sches Bundesamt, 2022b).

Infl ation nach Konsumbereichen und 

haushaltsspezifi schen Konsummustern

In welchem Ausmaß die Folgen der Infl ation für die Haus-
halte in Deutschland zu spüren sind, hängt maßgeblich 
von den Teuerungsraten der einzelnen Konsumgüter und 
vom Konsumverhalten der Haushalte ab. Konsumieren 
Haushalte anteilig mehr von stark im Preis steigenden Gü-
tern und Dienstleistungen, sind sie auch anteilig stärker 
durch die Infl ation belastet.

Betrachtet man die Infl ationsraten diff erenziert nach 
Konsumbereichen, ragen die Treiber der derzeitigen Ent-
wicklung heraus. Dazu werden die Infl ationsraten der 12 
Konsumbereiche gemäß der internationalen Klassifi ka-
tion der Verwendungszwecke des Individualverbrauchs 
(United Nations, 2018) sowie zusätzlich diff erenziert die 
Energiepreise betrachtet. Als Energiepreise werden zum 
einen die Haushaltsenergie, d. h. Strom, Gas und andere 
Brennstoff e, und zum anderen die Mobilitätsenergie, d. h. 
Kraft- und Schmierstoff e für Fahrzeuge, aufgeführt. Wie 
in Abbildung 1 zu erkennen, steigen vor allem die Prei-
se für Energie und Lebensmittel. Im Mai 2022 liegen die 
Preise für Mobilitätsenergie 40,7 % höher als im Mai des 
Vorjahres, für Haushaltsenergie 36,8 % und die für Nah-
rungsmittel und alkoholfreie Getränke 10,7 % höher als 
im Mai 2021. Andere Bereiche wie Post- und Telekommu-
nikation, Gesundheit oder Bildungswesen verzeichnen 
deutlich geringere Infl ationsraten.

Die Konsummuster der einzelnen Haushaltsquintile, also 
die Haushalte entlang der Einkommensverteilung unterteilt 
in fünf gleichgroße Gruppen, diff erenziert nach denselben 
Konsumbereichen (vgl. Abbildung 2), machen deutlich, 
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Abbildung 1
Infl ationsrate im Mai 2022 nach Konsumbereichen

Die Infl ationsrate wird gemessen als Veränderung gegenüber dem Vor-
jahresmonat.

Quelle: eigene Berechnung auf Basis Statistisches Bundesamt (2022a).

Abbildung 2
Konsum nach Einkommensquintilen

Dargestellt ist der Anteil am gesamten Konsum des jeweiligen Einkom-
mensquintils. Gewichtet.

Quelle: eigene Berechnung auf Basis SOEPv37 und EVS 2018.

dass das einkommensschwächste Quintil den Großteil 
seiner Konsumaufwendungen für Waren und Dienstleis-
tungen des Grundbedarfs ausgibt.1 Nahrungsmittel und 
Wohnen (inklusive Haushaltsenergie) stellen nahezu zwei 
Drittel des Gesamtkonsums (62,1 %) dar. Bei den einkom-
mensstärksten 20 % der Haushalte, dem obersten Quintil, 
machen die Waren und Dienstleistungen des Grundbe-
darfs nur 44,1 % des Gesamtkonsums aus. Hinsichtlich 
der Ausgaben für Verkehr (inklusive Mobilitätsenergie) 
zeigt sich ein anderes Bild: Einkommensstarke Haushalte 
des obersten Quintils geben anteilig mehr Konsumausga-
ben für Waren und Dienstleistungen dieses Bereichs aus 
als das einkommensschwächste Quintil (12,7 % vs. 6,8 %). 
Grund dafür ist unter anderem, dass zum einen der Kauf 
von Fahrzeugen in diese Kategorie fällt, wobei das unters-
te Quintil nur selten Fahrzeuge kauft, und zum anderen, 
dass der Anteil an Fahrzeug eigentümer:innen im untersten 
Quintil deutlich geringer ist als im obersten Quintil, wo-
durch auch die Ausgaben für Mobilitätsenergie eine ent-
sprechend geringere Rolle spielen.2

1 Zum Grundbedarf zählen Nahrung, Unterkunft und Kleidung (Chris-
toph, 2016). Auf letztere wird in der weiteren Analyse nicht eingegan-
gen, da die Preissteigerung in diesem Bereich relativ gering ausfällt.

2 Eigene Berechnungen auf der Grundlage des SOEP (v37) für 2020.

Resultierende Belastung der Haushalte und Wirkung 

bestehender Entlastungsmaßnahmen

Die aus spezifi schen Konsummustern resultierende Be-
lastung durch höhere Preise für verschiedene Einkom-
mensgruppen berechnen wir anhand eines statischen 
Modells auf Basis der Daten der 37. Welle des Sozio-
oekonomischen Panels (SOEP) und der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe (EVS) (Goebel et al., 2018; 
Forschungsdatenzentrum der Statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder, 2020). Etwaige Verhaltensan-
passungen der Haushalte bleiben dabei zunächst unbe-
rücksichtigt.3 Für die Jahresinfl ation 2022 gehen wir von 
der Prognose der Bundesbank (2022) von 7,1 % aus, wo-
nach sich angesichts der aktuellen Preissteigerungen von 
7,9 % im Mai die Preisdynamik in der zweiten Jahreshälfte 
etwas entspannen sollte.

Die Analysen über die höheren Ausgaben unterschieden 
nach Einkommensdezilen im Jahr 2022 gegenüber 2021 
bei einer Jahres infl ation von 7,1 % zeigen, dass die Zu-
satzbelastung im untersten Einkommensdezil, also den 
einkommensschwächsten 10 %, mit 5,3 % ihres Netto-

3 Erste Berechnungen weisen darauf hin, dass es zu Verhaltensanpassun-
gen kommt und Haushalte ihren Konsum aufgrund der gestiegenen Preise 
teilweise einschränken. Die Ergebnisse zeigen jedoch, dass die höchsten 
Belastungen von Waren und Dienstleistungen des Grundbedarfs aus-
gehen, die durch geringe Preiselastizitäten und damit geringe Einspar-
möglichkeiten gekennzeichnet sind (Förster et al., 2021). Zudem ist bei 
Verhaltensanpassungen im Bereich der Haushaltsenergieversorgung mit 
zeitlichen Verzögerungen zu rechnen, da viele Haushalte die Abschlags-
zahlungen für den Energiebezug erst im Herbst erhalten (für nähere me-
thodische Erläuterungen und tiefergehende Ergebnisse, DIW Econ, 2022).
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Abbildung 3
Be- und Entlastung durch die Infl ation und staatliche 

Maßnahmen im Jahr 2022 nach Einkommensdezilen

Die Belastung ist defi niert als höhere Ausgaben im Jahr 2022 gegenüber 
2021 in % des Nettohaushaltseinkommens. Die Entlastung ist defi niert 
als der durch die Entlastungsmaßnahmen zusätzlich zur Verfügung ste-
hende Anteil des Nettohaushaltseinkommens 2022 gegenüber 2021. Die 
Nettobelastung ergibt sich aus der Diff erenz dieser. Die dargestellten 
Größen entsprechen einer Jahresinfl ation von 7,1 %.

Quelle: eigene Berechnung auf Basis SOEPv37 und EVS 2018.

haushaltseinkommens am größten wäre (vgl. Abbildung 
3), wenn sie den gleichen Konsum wie im Vorjahr tätigen 
würden. Dabei werden die dezilspezifi schen Wachs-
tumsraten der Haushaltsnettoeinkommen für das Jahr 
fortgeschrieben. Mit 4,1 % bis 4,4 % des Nettohaus-
haltseinkommens ist die Belastung auch im zweiten bis 
vierten Einkommensdezil anhaltend hoch. Der Preisan-
stieg der Haushaltsenergie gefolgt von Preisanstiegen 
für Nahrungsmittel und Mobilitätsenergie schlägt beson-
ders stark zu Buche.

Dieser Eff ekt nimmt mit steigendem Einkommen ab: Die 
Belastung für obere Einkommensdezile ist geringer. Die 
geringste Belastung erfährt das oberste Einkommens-
dezil mit 1,1 % seines Nettohaushaltseinkommens, beim 
zweitobersten Dezil liegt sie bei 3,4 %. Die Belastung der 
oberen Dezile wird ebenso von den Mehrausgaben für 
Haushaltsenergie bestimmt, jedoch folgen danach die 
Ausgaben für Mobilitätsenergie und dann für Nahrungs-
mittel. Dies ist wiederum auf die höhere Bedeutung der 
Verkehrsausgaben für obere Dezile gegenüber den unte-
ren zurückzuführen.

Um die Haushalte angesichts der hohen Preissteigerun-
gen zu entlasten, verabschiedete die Bundesregierung 
bereits erste Maßnahmen. In zwei Entlastungspaketen 
umfassen diese unter anderem die einmalige Energie-
preispauschale, Einmalzahlungen für Sozialhilfeempfan-
gende, den sogenannten Tankrabatt (Senkung der Ener-
giesteuer auf Kraftstoff e) und die vorgezogene Abschaf-
fung der EEG-Umlage (Ergebnis des Koalitionsausschus-
ses, 2022a; 2022b).4 Die Belastung der privaten Haushalte 
sinkt durch die Maßnahmen. Dabei ist die Wirkung der 
Entlastungspakete im einkommensschwächsten Dezil am 
höchsten: Haushalte dieses Dezils werden um 3,7 % ih-
res Nettohaushaltseinkommens entlastet, wodurch ihre 
Nettobelastung auf 1,6 % sinkt. Damit sinkt die Belastung 
zwar merklich, jedoch reichen die bisher beschlossenen 
Maßnahmen nicht aus, um die Mehrbelastung bei einer 
angenommenen Infl ation von 7,1 % vollständig zu kom-
pensieren. Am wirkungsvollsten für das einkommens-
schwächste Dezil ist die einmalige Energiepreispauschale 
gefolgt von Einmalzahlungen für Sozialhilfeempfangende 
und der Übernahme der Heizkosten.

Die Entlastungen wirken aufgrund der Steuerprogressi-
on des Entlastungsbetrags bei den einkommensschwä-
cheren Haushalten stärker als in den anderen Dezilen. 

4 Das 9-Euro-Ticket für den ÖPNV wurde in der Modellierung nicht be-
rücksichtigt. Da andere Analysen zeigen, dass die Auswirkungen die-
ser Maßnahme vergleichsweise gering sind, ist davon auszugehen, 
dass die hier dargestellten Ergebnisse auch bei Berücksichtigung 
dessen bestehen bleiben würden (zur Analyse von Entlastungspake-
ten, Bach und Kautz, 2022).

Dennoch fällt auf, dass die Nettobelastung mit 2,3 % des 
Nettohaushaltseinkommens bereits ab dem zweiten Ein-
kommensdezil deutlich höher ist. Dies lässt vermuten, 
dass bereits Haushalte dieses Dezils deutlich schlechter 
durch die bisherigen Entlastungspakete erreicht werden. 
Gleichzeitig wird deutlich, dass auch die Haushalte der 
oberen Dezile durch die beschlossenen Maßnahmen ent-
lastet werden. Dort ist nach der Energiepreispauschale 
der Tankrabatt gefolgt von der Abschaff ung der EEG-Um-
lage am wirkungsvollsten.

Weitere Entlastungsmaßnahmen

Sollte die Preisdynamik sich nicht wie von der Bundes-
bank erwartet beruhigen, ist von einer deutlich höheren 
Belastung auszugehen. Bereits unter der aktuellen Ent-
wicklung bedeuten die Preissteigerungen eine teils er-
hebliche Mehrbelastung für die privaten Haushalte. Ins-
besondere vor dem Hintergrund der hohen Bedeutung 
der Waren und Dienstleistungen des Grundbedarfs und 
dementsprechend geringen Anpassungs- und Einspar-
möglichkeiten verschärft sich die für viele einkommens-
schwache Haushalte ohnehin schon prekäre Situation 
deutlich. Hinzu kommt, dass Haushalte in der unteren 
Hälfte der Einkommensverteilung im Gegensatz zu den 
Haushalten in der oberen Hälfte der Einkommensvertei-
lung die Mehrausgaben nur selten durch eine Verringe-
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rung der Sparquote oder durch Aufl ösung von Rückla-
gen auff angen können.5

Damit ist es geboten, dass etwaige weitere Maßnah-
men zur Entlastung der privaten Haushalte zielgerichtet 
und effi  zient jene Haushalte erreichen, die auf die Unter-
stützung angewiesen sind. Zudem ist es notwendig, die 
bisherigen Maßnahmen und deren Wirkung zu evaluie-
ren. So zeigen die Ergebnisse beispielsweise, dass der 
Tankrabatt vor allem einkommensstärkere Haushalte 
entlastet und die Wirkung in den einkommensschwäche-
ren Dezilen eher gering ist, mithin also eine Umverteilung 
von unten nach oben stattfi ndet.

Wenn auch die anderen Maßnahmen die größte Wirkung 
in den einkommensschwächsten Haushalten entfalten, 
fallen dennoch einige Haushalte durch das Raster. Wei-
tergehende Berechnungen zeigen, dass einkommens-
schwache Rentner:innen zwar eine ähnliche Belastung 
wie vergleichbare Haushalte von abhängig Beschäftigten 
erfahren, die Entlastung für diese aber deutlich geringer 
ist (DIW Econ, 2022). Bei neuen Maßnahmen sollte dies 
berücksichtigt werden.

Sollten weiter steigende Energiepreise zu zusätzlichen 
Belastungen für die Haushalte führen, werden derzeit 
verschiedene Vorgehensweisen diskutiert. Zum einen 
könnte eine rein marktorientierte Lösung verfolgt werden, 
wonach die Bundesregierung keine zusätzlichen staat-
lichen Unterstützungsmaßnahmen durchführt und die 
Energiepreise den Marktkräften überlässt, also auch z. B. 
den Gasversorgern die Weitergabe der Kosten gestattet. 
Von den dann hohen Marktpreisen würde ein erheblicher 
Anreiz zum Energiesparen ausgehen. Erste Schätzungen 
sehen hier ein Einsparpotenzial von bis zu 26 % für Gas 
(Holz et al., 2022). Gleichzeitig müssten Haushalte, für 
die weitere Energieeinsparungen nicht möglich sind und 
die die zusätzlichen Energiemehrausgaben nicht über ihr 
Einkommen abfedern können, ungedeckte Kosten über 
die Aufl ösung von Vermögenspositionen fi nanzieren. Das 
ist gerade für die Geringverdienenden und die untere 
Mittelschicht, also Haushalte, deren Einkünfte unterhalb 
des Medians liegen, kaum möglich, da sie eben nicht nur 
geringe Verdienste haben, sondern ihnen auch kaum Ver-
mögen zur Verfügung steht. Für manche einkommens-
schwache Haushalte kann dies die Zahlungsunfähigkeit 
und die Abkoppelung von der Energiezufuhr bedeuten, 
wenn sie entsprechende Nachzahlungen ihrer Energie-
versorger nicht leisten können. Eine Vielzahl von Privat-
insolvenzen stünde ins Haus.

5 Eigene Berechnungen auf der Grundlage des SOEP (v37) für das Jahr 
2020 (auch Deutsche Bundesbank, 2017). 

Dies kann in einer sozialen Marktwirtschaft nicht gewollt 
sein. Daher steht stattdessen als zweiter Vorschlag im 
Raum, Energiepreise, insbesondere den Gaspreis, zu 
deckeln und damit eine marktorientierte Preissetzung 
auszusetzen, die aktuelle Knappheiten widerspiegelt. 
Dieser Vorschlag hat den Vorteil einer leichten adminis-
trativen Umsetzbarkeit, ist aber mit einer Vielzahl von 
Nachteilen verbunden. Erstens stellt ein Preisdeckel eine 
direkte Energiesubvention dar, die für alle Haushalte die 
Kosten senkt, nicht nur für geringverdienende Haushal-
te. Sollten Haushalte in den oberen Einkommensdezilen 
mehr Energie verbrauchen als Haushalte in den unteren 
Einkommensdezilen und würde der Preisdeckel für eine 
relativ hohe Menge angesetzt werden,6 würde aus dieser 
Subvention ähnlich dem Tankrabatt eine weitere Umver-
teilung von unten nach oben resultieren. Zweitens würde 
über einen solchen Preisdeckel der Anreiz zum Energie-
sparen verloren gehen. Die dann häufi g angeführte Alter-
native, die Haushalte durch Appelle zum Energiesparen 
aufzufordern, dürfte dagegen schwächer ausfallen. In 
jedem Fall würde weniger Energie eingespart werden als 
unter der Freigabe von Energiepreisen. Drittens führt ein 
auf Gaslieferungen beschränkter Preisdeckel zu weite-
ren Preisverzerrungen, da dadurch die Preise für Heizöl 
im Verhältnis zu Gas relativ teurer würden. Geringverdie-
nende Haushalte, die aber auf Heizöl statt Gas angewie-
sen sind, müssten also weiterhin anderweitige fi nanzielle 
Unterstützung bekommen. Und unter Umständen würden 
durch einen Gaspreisdeckel aufgrund der dann relativ 
niedrigen Verbauchskosten auch noch Neuinvestitionen 
in Gasheizungen befördert werden.

Danach wirkt ein weiterer Vorschlag als dritte Möglichkeit 
zielgerichteter, wonach zum einen die Energiepreise nach 
wie vor durch den Markt gesetzt würden, somit die Anrei-
ze zum Energiesparen erhalten blieben. Gleichzeitig sol-
len alle Haushalte der unteren fünf Dezile, also die Gering-
verdienenden und die untere Mittelschicht, die derzeit die 
steigenden Energiepreise weder aus ihren Einkommen 
noch aus ihren Vermögen vollständig decken können, 
durch eine weitere Energiepreispauschale entlastet wer-
den. Mit anderen Worten: Der Erhalt der Pauschalzahlun-
gen wird im Gegensatz zur ersten Pauschalzahlung nur 
bis zu einer bestimmten Höhe des Jahreseinkommens 
gewährt, deren Grenze sich ungefähr nach dem Median-
einkommen berechnen würde. Angesichts der Erfahrun-
gen aus der ungleich höheren Belastung für Haushalte ab 
dem zweiten Einkommensdezil ist es weiterhin eine Über-
legung wert, diese Einmalzahlungen nicht zu besteuern, 
dann würden alle Haushalte in den unteren Einkommens-
dezilen in gleicher Form von solchen Zahlungen profi tie-

6 Derzeit sind 8.000 kWh angesetzt, geringverdienende Haushalte ver-
brauchen pro Kopf jedoch weit weniger (Held, 2019).
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ren. Um einen harten Übergang zwischen fünften und 
sechstem Dezil zu vermeiden, ist für das sechste Dezil die 
Gewährung einer dann mit zusätzlichen Einkünften rasch 
sinkenden Pauschalzahlung überlegenswert. Haushalte 
mit geringen Einkommen, die derzeit nicht als abhängig 
Beschäftigte oder Selbständige über die Steuerbehör-
den erreicht werden können, müssen dann noch über die 
Gewährung einer Heizkostenpauschale in gleicher Höhe 
unterstützt werden. Insgesamt wäre diese staatliche In-
tervention, von der nur die untere Hälfte der Einkommens-
verteilung profi tieren würde, wohl kostengünstiger als ei-
ne direkte Energiepreissubvention, von der alle Haushalte 
profi tierten. Gleichzeitig bliebe der Anreiz zum Energie-
sparen erhalten und würde eine hohe Zahl von privaten 
Insolvenzen in den unteren Dezilen der Einkommensver-
teilung vermieden. Auch Fehlanreize für Investitionen in 
Richtung subventionierter Energieträger würden vermie-
den. Appelle zum Energiesparen können auch dann eine 
nützliche Ergänzung sein.
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Bereits vor der russischen Invasion in der Ukraine haben 
wir einen seitdem breit diskutierten Vorschlag für einen 
Gaspreisdeckel für den Grundbedarf von Haushalten vor-
gelegt (Dullien und Weber, 2022a, 2022b). Die Situation 
hat sich seitdem enorm verschärft. Mit der sukzessiven 
Reduktion der von Russland nach Deutschland gelieferten 
Gasmengen hat auch der Erdgaspreis in den vergangenen 
Wochen neue Rekordstände erreicht. Zum Zeitpunkt der 
Erstellung dieses Artikels (Anfang August 2022) waren an 
den Terminmärkten für die Lieferung einer Megawattstun-
de (MWh) Gas bis über die Jahreswende 2022/23 hinaus 
knapp unter 200 Euro fällig – Anfang 2021 war Erdgas 
noch für rund 20 Euro pro MWh gehandelt worden.

Den notwendigen Gasgrundbedarf von Haushalten von 
diesen Preisexplosionen abzuschirmen, ist daher dringen-
der denn je. Gleichzeitig gilt es, Gas einzusparen um auf 
drohende Knappheit vorzubereiten. Unser Vorschlag ver-
bindet eine preisgedeckelte Gasgrundsicherung mit preis-
basierten Anreizen zum Gassparen für den verbleibenden 
Verbrauch. Im Folgenden legen wir die gesellschaftliche 
und gesamtwirtschaftliche Dringlichkeit des Problems der 
Gaspreise dar, gehen auf Variationen unseres Vorschlags 
ein und räumen vorgebrachte Kritikpunkte aus. 

Haushalte von hohen Preisen abschirmen

Die Gaspreise spielen bereits jetzt eine herausragende Rolle 
in der insgesamt deutlich gestiegenen Infl ation, obwohl der 
Gaspreisanstieg im Großhandel aufgrund oftmals lang lau-
fender Verträge und vorausschauender Beschaff ung durch 
die Versorgungsunternehmen bislang nur unvollständig an 
die Privathaushalte weitergegeben wurden. Knapp 1,5 Pro-
zentpunkte des Anstiegs der deutschen Verbraucherpreise 
im Juni 2022 um 7,6 % zum Vorjahr lassen sich dabei direkt 
auf den Anstieg der Endpreise für Gas zurückführen, bei Fa-
milien mit geringen Einkommen dürfte die Belastung durch 
den hohen Gaspreis aufgrund des größeren Gewichts der 
Haushaltsenergie in ihrem Warenkorb noch einmal größer 
ausfallen (Dullien und Tober, 2022). In den kommenden Mo-
naten ist mit einem weiteren Anstieg zu rechnen, wenn ein 
weiterer Teil des Großhandelspreisanstiegs an die Haushal-

te weitergegeben wird und eine Umlage zur Finanzierung 
der Kosten der Rettung des Gashändlers Uniper auf die 
Gaspreise umgelegt wird. Dies wird absehbar zu weiteren 
Belastungen bis hin zu sozialen Verwerfungen führen. Für 
eine Familie mit einer durchschnittlichen 100-Quadratme-
terwohnung und einem jährlichen Verbrauch von 14.000 
kWh ergibt sich schon bei dem durchschnittlichen Preis-
anstieg in den vergangenen zwölf Monaten von 6,5 auf ge-
schätzt 10,4 Cent pro kWh Mehrkosten von mehr als 500 
Euro pro Jahr; wird ein Großhandelspreis von 180 Euro pro 
MWh vollständig an die Endverbraucher:innen weitergege-
ben, liegen die jährlichen Mehrbelastungen für einen sol-
chen Haushalt bereits bei mehr als 2.500 Euro.

Dieser Anstieg der Heizkostenbelastung dürfte dann 
deutlich stärker ausfallen als bei typischen Haushalten mit 
Ölheizung – die Preise für Heizöl haben sich im Jahresver-
gleich „nur“ verdoppelt. Haushalte mit niedrigem Einkom-
men werden besonders hart getroff en. Ausgaben für Gas 
machten hier bereits vor der gegenwärtigen Eskalation 
mit 6 % des Einkommens einen rund 50 % höheren Anteil 
aus als beim Medianhaushalt und mehr als viermal so viel 
wie beim reichsten Dezil (Kröger, Longmuir, Neuhoff  und 
Schütze, 2022). Die zusätzlichen Belastungen würden um 
ein Mehrfaches stärker Geringverdienerhaushalte treff en. 
Hinzu kommt, dass die Möglichkeit, die Mehrkosten zu 
tragen, bei Haushalten mit geringeren Einkommen nied-
riger ist, weil diese oft auch keine Ersparnisse haben, mit 
denen sie vorübergehend höhere Belastungen auff angen 
können und gleichzeitig von der hohen Nahrungsmittelin-
fl ation stärker betroff en sind als Haushalte mit höheren 
Einkommen. Zugleich ist das Sparpotenzial bei Gering-
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verdienenden sehr viel kleiner aufgrund des niedrigeren 
absoluten Verbrauchs.

Anders als Preise für die meisten Güter und Dienstleistun-
gen hat der Gaspreis eine gesamtwirtschaftlich relevante 
Rolle. Der Preisanstieg beim Haushaltsgas alleine könn-
te alle Versuche der Europäischen Zentralbank zunichte 
machen, im kommenden Jahr die Infl ationsrate wieder in 
die Nähe des Ziels von 2 % zu bringen. Würde ein Groß-
handelspreis von 180 Euro pro MWh-Stunde an die End-
kundschaft weitergegeben, wäre mit einem Endpreis in 
Deutschland von ca. 25 Cent pro kWh zu rechnen. Aus 
den Daten von Eurostat zum durchschnittlichen Gaspreis 
im ersten Halbjahr 2021 und dem Teilindex der Verbrau-
cherpreisstatistik von Destatis lässt sich schätzen, dass 
die Haushalte in Deutschland zuletzt (im Juni 2022) etwa 
10,4 Cent pro kWh gezahlt haben. Damit stände ein wei-
terer Anstieg um etwas mehr als 140 % an. Ein solcher 
Anstieg der Gaspreise würde den Verbraucherpreisindex 
um etwa 5 % erhöhen, oder anders ausgedrückt: Würde 
die Anpassung der Endpreise beim Gas an dieses Groß-
handelspreisniveau in den kommenden zwölf Monaten 
vollständig umgesetzt, würde dies alleine etwa 5 Prozent-
punkte zur aktuellen Infl ationsrate beitragen.

Bisherige Maßnahmen und Diskussionen um 

Gaspreisdeckel

Die Bundesregierung hat mit ihren vor der Sommerpause 
verabschiedeten Entlastungen wie der Energiepauschale, 
der Erhöhung von Freibeträgen in der Einkommensteuer, 
dem Tankrabatt und dem 9-Euro-Ticket bereits einen ers-
ten Schritt getan, um die Privathaushalte in Deutschland 
für die überschießenden Infl ation zu kompensieren. Laut 
Dullien et al. (2022) gleichen die Maßnahmen für eine vier-
köpfi ge Familie mit einem monatlichen verfügbaren Ein-
kommen von 2.000 bis 2.500 Euro rund zwei Drittel der 
Mehrbelastungen durch hohe Energie- und Nahrungsmit-
telpreise aus, bei Besserverdienenden immer noch ein 
Drittel, auch wenn es Lücken bei Rentner:innen und Stu-
dierenden gibt und Alleinerziehende und Ein-Verdiener-
Haushalte benachteiligt sind. Allerdings kompensieren 
die verabschiedeten Entlastungen der Bundesregierung 
nur einen Teil der bisherigen Mehrbelastungen aus 2022, 
nicht aber die absehbaren Belastungen 2023, und vor al-
lem nicht die absehbaren Anstiege beim Gaspreis.

Dies dürfte erklären, warum der Vorschlag eines Gas-
preisdeckels in den vergangenen Monaten zunehmend 
Zuspruch erhalten hat. So haben sich Befürworter:innen 
entlang des gesamten politischen Spektrums gefunden. 
Der CSU-Vorsitzende Alexander Dobrindt sowie der stell-
vertretende Vorsitzende der Unionsfraktion, Jens Spahn, 
haben ebenso einen Deckel für den Gasgrundverbrauch 

gefordert wie der DGB, die IG Metall, der Mieterbund und 
die Fraktion der Linken im Bundestag.

Konkret wurde in Dullien und Weber (2022a) vorgeschla-
gen, jedem Haushalt eine feste Zahl an Kilowattstunden 
als Grundbedarf an Gas zu einem gedeckelten Preis zu 
garantieren, der in der Nähe des durchschnittlichen Gas-
preises im ersten Halbjahr 2021 liegen sollte. Als Option 
war eine Staff elung des Grundbedarfs nach Haushalts-
größe vorgesehen. Für diesen verbilligt abgegebenen 
Grundverbrauch sollten die Versorgungsunternehmen 
eine gewisse Kompensation vom Staat erhalten, um die 
Kostendeckung zu sichern. Dies würde nicht nur Haus-
halte entlasten, sondern auch die gemessene Infl ations-
rate drücken. In der öff entlichen Diskussion wurden dann 
auch Varianten des Gaspreisdeckels ins Spiel gebracht, 
etwa einen Sockelbetrag als Funktion des Vorjahresver-
brauchs (etwa 80 %) oder eine Anwendung des Prinzips 
auch auf Strompreise (Felbermayr, 2022), die aufgrund 
der Bedeutung von Erdgas in der Elektrizitätserzeugung 
zuletzt ebenfalls angezogen haben und deren Großhan-
delspreisentwicklung auf weitere Preiserhöhungen für 
Privathaushalte hindeuten. Während wir eine Ausweitung 
des Preisdeckels auf Strom für sinnvoll erachten, bewer-
ten wir die Ausrichtung am Vorjahresverbrauch aufgrund 
der Verteilungswirkung kritisch.

Von Befürworter:innen eines am Vorjahresverbrauch aus-
gerichteten Sockels wird angeführt, dass so Haushalte 
mit mehr Personen, die tendenziell einen größeren Ver-
brauch haben, einen größeren Sockel hätten und deshalb 
stärker entlastet würden. Allerdings vernachlässigt dieses 
Argument, dass der Gasverbrauch stark einkommensab-
hängig ist und damit ein vom Vorjahresverbrauch abhän-
giger Preisdeckel – in absoluten Euro-Beträgen – beson-
ders hohe Subventionen für Besserverdienende bedeu-
ten und mithin auf ein regressives Ergebnis in absoluten 
Nettotransfers hinauslaufen würde. Zudem würde ein 
solcher Sockel bedeuten, dass bei Verbraucher:innen mit 
großem Sparpotenzial möglicherweise zu geringe Spar-
anreize gesetzt werden.

Haushalte im obersten Dezil geben laut Kröger, Long-
muir, Neuhoff  und Schütze (2022) im Durchschnitt etwa 
doppelt so viel für Gas aus wie Haushalte im untersten 
Dezil und verbrauchen entsprechend mehr. Damit stünde 
ihnen in etwa das doppelte preisgedeckelte Gasvolumen 
zur Verfügung wie Haushalten im untersten Dezil. Gleich-
zeitig ist es für reiche Eigenheimbesitzer:innen deutlich 
leichter, Energiesparmaßnahmen durchzuführen und 
inessentiellen Gasverbrauch einzuschränken. Ärmere 
Haushalte leben im Gegensatz in der Regel in Mietwoh-
nungen, haben nicht die notwendigen fi nanziellen Mittel 
für Energieeffi  zienzmaßnahmen und können aufgrund 
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des kleineren Wohnraums schwerer auf die Beheizung 
von Räumen verzichten. Wenn ärmere Haushalte als Er-
gebnis ihren Verbrauch gegenüber dem Vorjahr weniger 
reduzieren als reichere, hätten sie nicht nur einen gerin-
geren Anspruch auf preisgedeckeltes Gas, sondern auch 
einen höheren Durchschnittspreis. Es wird bereits ver-
mehrt gewarnt, dass der soziale Frieden in der gegen-
wärtigen Infl ation auf dem Spiel steht. Maßnahmen zur 
Infl ationsbekämpfung müssen sich daher nicht zuletzt 
am Fairnessprinzip messen lassen.

Erwiderung auf Kritik am Gaspreisdeckel

Eine oft vorgebrachte Kritik an dem Gaspreisdeckel mit 
einem festen (d. h. unabhängig vom Vorjahresverbrauch 
defi nierten) Sockel ist, dass dieser entweder unsozial 
wäre (wenn jeder Haushalt unabhängig von seiner Größe 
den gleichen Sockel hätte) oder administrativ nicht zu be-
wältigen, wenn nach Haushaltsgröße diff erenziert würde. 
Hinzu kommt das Problem, dass ein Großteil der Haus-
halte, die in Deutschland mit Gas heizen, an Gaszentral-
heizungen angeschlossen sind, sodass die Versorger nur 
mit dem Betreiber (üblicherweise dem Hauseigentümer) 
einen Vertrag haben und oft nicht wissen, welche Zahl 
Wohneinheiten sich hinter dem Anschluss verbergen. Ad-
ministrativer Aufwand ist nicht von der Hand zu weisen. 
Allerdings scheint dieser durchaus handhabbar, wenn der 
Prozess entsprechend gestaltet wird. Denkbar wäre et-
wa, dass die Versorger zunächst pauschal einen Grund-
betrag pro Haushalt (bei Mehrfamilienhäusern müsste der 
Hauseigentümer mit einer Kopie der ohnehin gesetzlich 
vorgeschriebenen Heizkostenabrechnung des Vorjahres 
die Zahl der Haushalte melden) berechnen. Darüber hin-
aus könnte beim Versorger gemeldet werden, dass meh-
rere Personen im Haushalt leben. In diesem Fall müssen 
Nachweise beigelegt werden. Abhängig von der Perso-
nenzahl im Haushalt würden dann höhere Sockelbeträ-
ge gelten. Um die Entlastung schnell umzusetzen, würde 
der Versorger diese Angabe zunächst sofort bei den Ab-
schlagszahlungen ohne große Prüfungen beachten; bis 
zur nächsten Jahresrechnung wäre dann Zeit, die Anträge 
zu prüfen; bei ungerechtfertigten Anträgen wird der nied-
rigere Abschlag korrigiert und nachberechnet. Jenseits 
der Programmierung der entsprechenden Software dürf-
te sich der Verwaltungsaufwand in verkraftbaren Grenzen 
halten, insbesondere, wenn man bedenkt, dass auch ex-
terne Dienstleister beauftragt werden könnten.

Gelegentlich wird auch argumentiert, dass ein Preisde-
ckel für den Sockelverbrauch auch dann die Sparein-
schränkungen der Haushalte dämpfen könnte, wenn für 
den restlichen Verbrauch ein höherer Preis fällig würde, 
weil sich Haushalte bei ihrem Verhalten möglicherwei-
se nicht (wie es die ökonomische Theorie vorhersagen 

würde) am Grenzpreis, sondern am Durchschnittspreis 
orientieren. Tatsächlich zeigt Ito (2014), dass Verhaltens-
reaktionen auf Änderungen in den Elektrizitätspreisen in 
Kalifornien in einem System mit mehreren Preisbändern 
eher auf eine Reaktion auf den Durchschnittspreis als auf 
eine Reaktion auf den Grenzpreis hindeuten. Allerdings 
ist fraglich, ob sich diese Ergebnisse auf den hier vorge-
schlagenen preisgedeckelten Sockel übertragen lassen: 
Bei den untersuchten Elektrizitätspreisen in Kalifornien 
gab es fünf Preiszonen mit unterschiedlichen Größen 
statt eines einfachen Sockels; es ist plausibel, dass die 
Verbraucher:innen dort diese Tarife gar nicht im Detail 
verstanden haben, während der einfache Gaspreisdeckel 
mit einem Sockel einfach zu verstehen und zu kommuni-
zieren wäre. Auch haben historisch in Krisenzeiten zwei-
gleisige Preissysteme gute Ergebnisse erbracht, wie z. B. 
im Falle des „Jedermann-Programms“ unter Ludwig Er-
hard und im chinesischen Wirtschaftsreformprozess (We-
ber, 2021). Des Weiteren wird der Durchschnittspreis für 
die meisten Haushalte aufgrund der noch ausstehenden 
Weitergabe von Großhandelspreisanstiegen an Endkund-
schaft ohnehin steigen. Ein starker monetärer Sparanreiz 
bleibt somit in jedem Falle erhalten.

Vereinzelt wird zudem angeführt, dass ein gedeckelter 
Sockelbetrag mit einer Kompensation der Versorger für 
die Versorgungsunternehmen einen Anreiz schaff t, den 
Normalpreis möglichst hoch zu setzen, um eine höhere 
Kompensation abzugreifen. Dieses Argument hätte nur 
Gültigkeit, wenn die Kompensation tatsächlich anhand 
der normalen Abgabepreise der Unternehmen berechnet 
würde. Sinnvoller wäre, den Kompensationsbetrag in Ab-
hängigkeit der durchschnittlichen Beschaff ungskosten im 
Großhandel zu berechnen.

Ein weiterer Einwand gegen einen Gaspreisdeckel sind die 
fi skalischen Kosten. Tatsächlich könnte ein Gaspreisde-
ckel – je nach Höhe des Subventionsbetrags – einen zwei-
stelligen Milliardenbetrag pro Jahr kosten. Es ist jedoch 
auch zu beachten, dass der Subventionsbedarf von der 
Struktur der Preise jenseits des gedeckelten Grundver-
brauchs abhängt und insofern ein gewisser Gestaltungs-
spielraum besteht. Auch ließe sich ein solcher Deckel für 
die deutschen öff entlichen Finanzen ohne langfristigen 
Anstieg der Verschuldung fi nanzieren, indem diese Sub-
vention jetzt zwar zunächst kreditfi nanziert wird, dafür 
aber für die Zukunft ein Boden für den Gaspreis einge-
zogen wird und die Diff erenz zwischen dem Boden und 
dem Großhandelspreis dann als Abgabe fällig wird. Der-
zeit gehen Future-Märkte davon aus, dass ab Mitte des 
Jahrzehnts Gas wieder deutlich billiger wird, sodass sich 
die Ausgaben heute mit einer solchen künftigen Abgabe 
fi nanzieren ließen. Wenn man diese Subvention und die 
spätere Abgabe über die Energie- und Klimafonds abwi-
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ckeln könnte, würden die zusätzlichen Ausgaben zudem 
nicht dem von der Regierung verkündeten Ziel entgegen 
laufen, die Schuldenbremse ab 2023 wieder einzuhalten.

Der Subventionsbedarf könnte zudem gesenkt wer-
den, sollte es auf EU-Ebene zu einer Einigung auf eine 
Obergrenze für Großhandelseinkaufspreise kommen 
(Neuhoff , 2022), wie sie derzeit von der EU Kommis-
sion (2022) geprüft wird und von einigen Regierungen 
bereits im Frühjahr gefordert wurde. Auch in Deutsch-
land hat dieser Vorschlag mit einer Allianz aus Handel 
und Verbraucherschützer:innen breite Zustimmung be-
kommen (Spiegel, 2022). Könnte der europäische Gas-
einkaufspreis unter das sehr hohe Marktniveau gesenkt 
werden, würde das die Diff erenz zu dem gedeckelten 
Grundverbrauchspreis reduzieren und entsprechend den 
Subventionsbedarf vermindern.

Im Kern unseres Vorschlages steht der Gedanke, die Ab-
sicherung des Grundbedarfs mit preislichen Sparanrei-
zen zu verbinden. In Anbetracht der drohenden Notlage 
auf dem deutschen Gasmarkt müssen Preisanreize in 
jedem Fall auch mit politisch abgestimmten Sparpro-
grammen ergänzt werden, worauf sich die EU mit dem 
„Save Gas for a Safe Winter“-Plan bereits geeinigt hat. 
Dabei gilt es, klare Sparziele zu formulieren und mit den 
Verbraucher:innen zu kommunizieren, um Momentum 
für die Sparanstrengungen zu generieren (Neuhoff  et al., 
2022). Der von uns vorgeschlagene Gaspreisdeckel könn-
te auch um Sparprämien, wie von Scheer und Südekum 
(2022) vorgeschlagen, ergänzt werden. Diese würden al-
lerdings aus den oben angeführten Gründen vorwiegend 
reicheren Haushalten zugutekommen.

Für ärmere Haushalte wäre auch eine Kombination des 
Gaspreisdeckels mit weiteren Zuschüssen denkbar, die 
nach einer Härtefallregel über bestehende Transfersyste-
me beantragt werden könnten. Das ist insbesondere vor 
dem Hintergrund der relativ großen Varianz des Gasver-
brauchs innerhalb von Einkommensgruppen wichtig, die 
unterschiedliche Isolierungs- und Heizeffi  zienz widerspie-
geln, die gerade in Mietshäusern nicht von den einzelnen 
Mieter:innen beeinfl usst werden können.

Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass die Ar-
gumente für einen Preisdeckel auf den Grundverbrauch 
von Haushalten heute noch wichtiger sind als im Februar, 
als der Vorschlag zuerst präsentiert wurde (Dullien und 
Weber, 2022a). Um die konjunkturellen Folgen und sozi-
alen Verwerfungen aus dem absehbaren Gaspreisanstieg 
wirksam abzufedern, sollte deshalb ein solcher Deckel 
nun möglichst zügig umgesetzt werden.
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Um die Klimaziele für 2030 einhalten zu können, so der Ko-
alitionsvertrag (2021), muss die grüne Transformation be-
schleunigt und insbesondere Photovoltaik und Windkraft 
deutlich ambitionierter als in vergangenen Jahren ausge-
baut werden. Dabei setzte man, im Einklang mit bisheri-
gen Weichenstellungen, auf fossiles Erdgas als Brücken-
technologie. Es wurde mit zeitnahen Investitionen in neue 
Gaskraftwerke geplant, die später mit grünem Wasserstoff  
betrieben werden sollten. Zunächst hätten diese Gaskraft-
werke die Aufgabe gehabt, temporäre Kapazitätsbedarfe 

auf dem Weg zu einem 100 % erneuerbaren Stromsektor 
bei einem zeitnahen Kohleausstieg bis 2030 zu decken. 
Diese Planung beruhte auf der Annahme eines mittelfristig 
günstigen Gaspreises und einer sicheren Gasversorgung. 
Infolge steigender Zertifi katspreise für CO2-Emissionen 
konnte so bis vor einigen Monaten von einem (marktgetrie-
benen) Brennstoff wechsel von Braun- und Steinkohle auf 
Gas ausgegangen werden. Der gesetzlich eigentlich erst 
für 2038 festgelegte Kohleausstieg in Deutschland wäre 
unter den vor dem Krieg geltenden Rahmenbedingungen 
mit Investitionen in neue Gaskraftwerke daher selbst bei 
einem weniger ambitionierten Ausbau der erneuerba-
ren Stromerzeugung bereits für einen Zeitraum bis 2030 
fast vollständig zu erwarten gewesen. Der Umstieg auf 
klimaneutralen Wasserstoff  wäre bei Verfügbarkeit von 
günstigem Gas trotz der problematischen Gesamtklimabi-
lanz von Erdgas weiter in die Zukunft gerückt.

Die strategische Verknappung von Gaslieferungen aus 
Russland im Vorfeld des Angriff s auf die Ukraine, ein 
möglicher kompletter Lieferstopp in den kommenden Mo-
naten und perspektivisch höhere Preise für fossile Ener-
gieträger als Folge des Kriegs führen zu einer neuen Rea-
lität für die Transformation des deutschen Stromsystems. 

Um eine Bewertung der Situation zu erleichtern, stellen wir 
in drei Szenarien mögliche mittelfristige Entwicklungen in 
Deutschland im europäischen Kontext dar und vergleichen 
diese mit dem Szenario, das vor dem Krieg zu erwarten ge-
wesen wäre. Wir nutzen dabei ein Strommarktmodell, das 
den Zubau und den Rückbau von Kraftwerkskapazität in 
Europa in Abhängigkeit der sich aus dem Strommarkt er-
gebenden Investitionsanreize schätzt. Dabei nehmen wir 
in allen Szenarien an, dass die Ausbauziele für die erneu-
erbaren Energien sowohl in Deutschland als auch in den 
anderen EU-Mitgliedstaaten erreicht werden. Zwei der 
Szenarien gehen mit 40 Euro/MWh und 65 Euro/MWh von 
unterschiedlichen Erwartungen bezüglich des Gaspreises 
aus, während das dritte Szenario für den hohen Preispfad 
einen politisch forcierten Kohleausstieg bis 2030 in den 
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Blick nimmt. Diese Szenarien werden mit Ergebnissen ver-
glichen, die sich gemäß Modellberechnungen bei einem 
erwarteten Gaspreis von 15 Euro/MWh ergeben hätten.

Die Ergebnisse zeigen, dass zeitnah energiepolitische Ent-
scheidungen zum Kohleausstieg notwendig sind. Höhere 
Importpreise für fossile Energieträger – insbesondere für 
fossiles Flüssiggas als Ersatz der Gasimporte aus Russland 
– bewirken, dass der Kohleausstieg nicht marktgetrieben er-
folgen wird. Sofern politisch nicht anders entschieden wird, 
werden je nach der Preiserwartung, die sich an den Märkten 
einstellt, Braun- und Steinkohlekraftwerke auch über 2030 
hinaus noch im Rahmen des aktuellen bis 2038 angestreb-
ten Kohleausstiegs eine signifi kante Rolle im deutschen 
Stromsystem spielen. Je höher der erwartete Gaspreis, des-
to stärker ist dieser Eff ekt. Werden weniger Gaskraftwerke 
zugebaut, so kann die infolge des Weiterbetriebs von Koh-
lekraftwerken regionale Konzentration der konventionel-
len Kraftwerkskapazität nur bedingt ausgeglichen werden. 
Strukturelle Nord-Süd-Netzengpässe innerhalb Deutsch-
lands bleiben bei einem starken Ausbau der Windkraft trotz 
des Netzausbaus weiterhin bestehen. Unter diesen Bedin-
gungen muss neu bewertet werden, ob ein Kohleausstieg 
2030 angestrebt werden sollte. Ein kompletter Kohleausstieg 
bis 2030 wäre auch unter den neuen Rahmenbedingungen 
realisierbar. Allerdings müsste dies frühzeitig entschieden 
werden, da umfangreich Gaskraftwerke zugebaut werden 
müssten. Aufgrund der regionalen Konzentration von beste-
henden Erzeugungskapazitäten sollten Maßnahmen ergriff en 
werden, die einen Zubau in der Nähe von Verbrauchszentren, 
insbesondere in Süddeutschland, anreizen. Mit Blick auf den 
durch hohe Gaspreise schneller zu erwartenden Umstieg 
der Kraftwerke auf klimaneutralen Wasserstoff  müssten Er-
zeugungstechnologien forciert zugebaut werden, die neben 
Erdgas auch mit Wasserstoff  betrieben werden können oder 
mit geringem Aufwand umrüstbar sind. Außerdem muss der 
Ausbau der entsprechenden Infrastruktur für Wasserstoff  
von Beginn an mitgedacht und priorisiert werden.

Andere aktuelle Studien zeichnen ein ähnliches Bild wie 
unser Beitrag, unterscheiden sich aber im Schwerpunkt 
der Analysen mit jeweils nur einem Szenario. Agora Ener-
giewende et al. (2022) betrachten die Transformation in ein 
klimaneutrales Stromsystem bis 2035 entsprechend den 
aktuellen Ausbauzielen mit einem Hochfahren des jährli-
chen Zubaus für Photovoltaik auf 22 GW ab 2027, für Wind 
an Land auf 9 GW ab 2024 und für Wind auf See auf 6 GW 
ab 2029. Die Studie zeigt, dass mit dem angestrebten Aus-
baupfad für erneuerbare Energien die deutsche Strom-
versorgung nach 2030 ohne Stein- und Braunkohle aus-
kommen kann. Der weitere Ausbau der Erneuerbaren über 
2030 hinaus führt dazu, dass die steigende Stromnachfra-
ge im Bereich Wärme und Mobilität klimaneutral bedient 
werden kann und Wasserstoff  zunehmend die Rolle als 

Backup in der Stromerzeugung von Erdgas übernimmt. In 
einer weiteren Studie geht das DIW (2022) von einem noch 
ambitionierten Ausbau der erneuerbaren Stromerzeugung 
bis 2030 aus und zeigt, dass die deutsche Stromnachfrage 
bei einer stärkeren grenzüberschreitenden Integration der 
nationalen Strommärkte unter diesen Annahmen zu über 
95 % der Nachfrage direkt durch erneuerbare Stromerzeu-
gung gedeckt werden kann. In diesen Studien wurde ange-
nommen, dass die Erneuerbaren-Ausbauziele der Bundes-
regierung entweder erreicht oder sogar noch übertroff en 
werden. Der sehr ambitionierte Ausbaupfad für erneuer-
bare Energien bei gleichzeitig weltweit hoher Nachfrage 
nach Photovoltaik- und Windkraftanlagen sowie möglichen 
Produktionskapazitäts-, Rohstoff - und Fachkräfteengpäs-
sen lassen es selbst mit der aktuell gegebenen politischen 
Unterstützung unsicher erscheinen, ob der jährliche Zubau 
entsprechend gesteigert werden kann (zu Rohstoff en und 
Fachkräften Flach et al., 2022 und SVR, 2022). Mit jedem 
Jahr Verzögerung beim Ausbau der Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien entsteht 2030 eine Stromlücke von 
etwa 50 TWh, die durch Braunkohle und Importe an Erd-
gas, Steinkohle oder Wasserstoff  gedeckt werden müsste.

Beschreibung der Modellannahmen und Szenarien

In einem Strommarktmodell, das im Einklang mit dem ak-
tuellen Strommarktdesign von nationalen Gebotszonen 
ausgeht, werden für Deutschland und seine Nachbarlän-
der Investitionsentscheidungen und Handelsergebnisse 
berechnet (Egerer et al., 2022a) . Dafür wird ein Modell in 
Anlehnung an Grimm et al. (2016, 2020) und Egerer et al. 
(2021) mit Daten für Deutschland und Nachbarländer kalib-
riert (zur Einordnung auch Ambrosius et al., 2017). Die Stu-
die betrachtet zusätzlich zum Referenzszenario G15-K2038 
mit historischen Gas- und Steinkohlepreisen drei weitere 
Szenarien, die von unterschiedlichen Gaspreisen und un-
terschiedlichen politischen Entscheidungen zum Kohleaus-
stieg ausgehen (vgl. Tabelle  1). In zwei Szenarien werden 
die Brennstoff preise für Erdgas und Steinkohle variiert und 
der beschlossene Kohleausstieg bis 2038 angenommen. Im 
Szenario G40-K2038 mit einem Gaspreis von 40 Euro/MWh 
ist auch der Import von Steinkohle relativ günstig und die 
Verstromung von Braunkohle ist durch den hohen CO2-Preis 
vergleichsweise teuer. Im Szenario G65-K2038 werden hö-
here Importpreise für Gas und Steinkohle angenommen, wo-
durch die jüngste Generation an Braunkohlekraftwerken mit 
einem etwas besseren Wirkungsgrad günstiger werden als 
die Verstromung von Erdgas. Für diese Preisannahmen wird 
im Szenario G65-K2030 ein politisch forcierter Kohleaus-
stieg bis 2030 betrachtet. Alle Szenarien basieren außerdem 
auf denselben Annahmen zu wichtigen Modellparametern, 
gemäß der aktuellen politischen Beschlusslage und Szena-
rien für 2030 in der europäischen Netzentwicklungsplanung. 
Dies betriff t insbesondere die Ausbaupfade für erneuerbare 
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Energien, Flexibilität mit Stromspeichern und Elektrolyseu-
ren, die Stromnachfrage und Handelskapazitäten zwischen 
Gebotszonen. Für Deutschland werden die Erzeugungska-
pazitäten für erneuerbare Energien am Osterpaket der Bun-
desregierung ausgerichtet (Deutscher Bundestag, 2022). 
Die Annahmen zu den Nachbarländern und Handelskapa-
zitäten entsprechen dem Szenario „Distributed Energy“ 
des TYNDP 2022. Für alle Länder wird von einer steigenden 
Stromnachfrage und einem ambitionierten Ausbau der er-
neuerbaren Stromerzeugung für 2030 ausgegangen. In allen 
Szenarien wird einheitlich von einem CO2-Preis in Höhe von 
114 Euro/t ausgegangen (ÜNB, 2022, Tabelle 33, 108). Dies 
würde bedeuten, dass bei umfangreicher Kohleverstromung 
Bestrebungen nachgegeben wird, den CO2-Preis durch eine 
Aufweichung des Emissionshandels niedrig zu halten.

Im Marktmodell wird endogen über den Weiterbetrieb 
und Neubau von konventionellen Kraftwerken entschie-
den und der stündliche Betrieb von Kraftwerken, Spei-
chern und Elektrolyseuren am Strommarkt ermittelt. Dabei 
spielen für alle nationalen Gebotszonen die stündlichen 
Nachfrage funktionen, stündliche Verfügbarkeiten der Er-
zeugung aus erneuerbaren Energien, konventionelle Er-
zeugungskapazitäten mit Produktionskosten und Flexibi-
lität durch Speicher und Elektrolyse eine Rolle (vgl. Abbil-
dung 1). Außerdem erfolgt, begrenzt durch die Handelska-
pazitäten zwischen den nationalen Gebotszonen, für alle 
abgebildeten Länder eine gemeinsame Berechnung von 
Investitionen und Handelsergebnissen, wie sie sich markt-
getrieben in den jeweiligen Szenarien ergeben würden.

Die wesentlichen Kenngrößen für die nationalen Stromnach-
fragen und erneuerbare Energien im Rahmen der Annahmen 
sind in Tabelle  2 zusammengefasst. Für Deutschland wird 
eine jährliche Stromnachfrage von 700 TWh angenommen – 
mit Elektrolyseuren und Speichern ergeben sich in den Mo-
dellergebnissen etwa 750 TWh1 – sowie 588 TWh an jährlich 
verfügbarer Erzeugung aus erneuerbaren Energien. Entspre-

1 Dieser Wert entspricht den aktuellen Erwartungen der Bundesregierung 
für Deutschland (Deutscher Bundestag, 2022; ÜNB, 2022, Abb. 4, 26).

chend der residualen Nachfrage in Abbildung 1 ergibt sich 
in etwa 6.000 Stunden eine verbleibende positive Nachfrage 
von insgesamt 193 TWh. In den restlichen Stunden ist das 
Angebot der erneuerbaren Energien insgesamt um 80 TWh 
größer als die Stromnachfrage. Überschüssige erneuer-
bare Erzeugung kann für Stromexporte, für die Elektrolyse 
und zum Laden von Stromspeichern genutzt oder abgere-
gelt werden. Die verbleibende residuale Nachfrage muss 
aus konventioneller Erzeugung, Stromspeichern oder dem 
Stromhandel mit Nachbarländern gedeckt werden.

Abbildung 2 zeigt die Annahmen und das Marktgebiet, die 
den Berechnungen zugrunde liegen und gibt zugleich ei-
nen Eindruck von dem Vergleichsszenario, das mit einem 
niedrigen Gaspreis 2030 zu erwarten gewesen wäre. In den 
oberen beiden Abbildungen sind die heute bestehenden 
Kapazitäten an erneuerbarer (oben links) und konventionel-
ler (oben rechts) Erzeugungskapazität zu sehen. Die unte-
ren beiden Grafi ken zeigen die Situation 2030. Links wird 
die Erneuerbaren-Kapazität gezeigt, wie sie bei einem Er-
reichen der politischen Ziele zu erwarten wäre. Rechts un-
ten sind die Ergebnisse der Modellberechnungen illustriert, 
die sich bei einem erwarteten Gaspreis von 15 Euro/MWh 
und dem aktuellen Kohleausstieg bis 2038 ergeben wür-
den. Dies entspricht dem Referenzszenario (G15-K2038), 
also einer Erwartung, wie sie vor dem russischen Angriff  auf 
die Ukraine als plausibel angesehen wurde.

Ergebnisse der Szenarienrechnungen

Investitionen und Rückbau konventioneller Kraftwerke

Bei Erwartung niedriger Importpreise für fossile Brennstof-
fe und dem aktuell beschlossenen Kohleausstieg bis 2038, 
also im Szenario G15-K2038, wäre für einen CO2-Preis von 
114 Euro/t ein marktgetriebener Ausstieg aus der Braunkohle 
in Deutschland weitgehend bereits bis 2030 zu erwarten ge-
wesen. Die modernsten Steinkohlekraftwerke würden in den 
Modellergebnissen entsprechend dem aktuellen Kohleaus-
stiegspfad für 2038 zur Deckung von hoher Nachfrage bei 
gleichzeitig geringer Verfügbarkeit erneuerbarer Energien für 

Tabelle 1
Brennstoff preise und Kohleausstiegsjahr nach Szenario

Die Preise im Referenzszenario G15-K2038 basieren auf ÜNB (2022) auf 
Basis TYNDP 2022, Tabelle 32, 107.

Quelle: ÜNB (2022) auf Basis TYNDP 2022.

Braunkohle
(Euro/MWh)

Steinkohle
(Euro/MWh)

Erdgas
(Euro/MWh)

Kohleaus-
stieg

G15-K2038 6 7 15 2038

G40-K2038 6 10 40 2038

G65-K2038 6 25 65 2038

G65-K2030 6 25 65 2030

Abbildung 1
Stilisierte Nachfrage für die deutsche Gebotszone 2030

Menge

Stunden

Nachfragekurve

Residuale Nachfrage

6.000 h

EE
EE

Speicher und Spitzenlast

Elektrolyse und Speicher

Abregelung Erneuerbare

Konventionelle Erzeugung

Quelle: Eigene Darstellung.
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Tabelle 2
Stromnachfrage und -erzeugung erneuerbare Energien

AT: Österreich, BE: Belgien, CH: Schweiz, CZ: Tschechien, DE: Deutsch-
land, DK: Dänemark, FR: Frankreich, IT: Italien, NL: Niederlande, PL: Polen. 
Elektrolyse und Speicher sind in der Stromnachfrage noch nicht enthalten.

Quelle: ENTSO-E and ENTSOG (2022) und eigene Berechnung.

Strom-
nach-
frage
[TWh]

Erneu-
erbare 

Energien
[TWh]

Residuale 
Nach-
frage
[TWh]

Überschuss 
Erneuerbare

[TWh]

Stunden 
mit Über-
schuss

[h]

Peak 
(resi-
dual)
[GW]

AT 97 82 22 8 2.779 12,3

BE 111 43 68 0 158 16,6

CH 61 47 17 3 2.354 6,9

CZ 73 25 48 0 72 10,6

DE 700 588 193 80 2.745 95,7

DK 53 92 4 43 6.703 6,5

FR 564 260 307 3 426 96,2

IT 359 223 152 17 1.525 49,5

NL 185 124 73 12 1.667 23,4

PL 193 67 127 0 10 29,7

eine geringe Stundenzahl pro Jahr weiterbetrieben. Mit ei-
nem Zubau von Gaskraftwerken im Umfang von 29 GW wäre 
die Leistung der in Deutschland stillgelegten Kohlekraftwer-
ke fast vollständig ersetzt worden. Auch in den Nachbarlän-
dern wäre aufgrund des günstigen Gaspreises und mit ent-
sprechendem CO2-Preis zu erwarten gewesen, dass neben 
dem Ausbau der erneuerbaren Energien eine fast vollstän-
dige Umstellung der Stromerzeugung von Kohle auf Erdgas 
erfolgt. Diese Situation, wie sie sich vor dem Angriff  auf die 
Ukraine dargestellt hat, zeigt Abbildung 2.

Wenn die Brennstoff preise mittelfristig hoch bleiben, stellt 
sich die Situation deutlich anders dar. Trotz der Annahme 
eines CO2-Preises von 114 Euro/t würde sich der bis 2038 
beschlossene Kohleausstiegspfad nicht über Marktanrei-
ze ergeben. Im Szenario G65-K2038 mit einem Gaspreis 
von 65 Euro/MWh muss die Stilllegung von Kohlekraftwer-
ken entsprechend dem aktuell in Deutschland beschlosse-
nen Kohleausstiegspfad politisch forciert werden. Speziell 
Braunkohlekraftwerke spielen in diesem Szenario weiterhin 
eine wichtige Rolle in der Stromversorgung. Da der Import 
von Erdgas teuer ist, kommen Braunkohlekraftwerke am 
Strommarkt trotz hoher CO2-Bepreisung vor den Gaskraft-
werken zum Einsatz. Dabei wird nicht die komplette Kapa-
zität der stillgelegten Kohlekraftwerke durch Gaskraftwerke 
in Deutschland ersetzt. Ein Teil verschiebt sich in die Nach-
barländer, in denen neben einem Zubau an Gaskraftwerken 
insbesondere Kohlekraftwerke weiter genutzt werden, um 
mit Stromexporten zur Befriedigung der deutschen Spitzen-
nachfrage beizutragen (vgl. Abbildung 3). Das Potenzial dazu 
ist durch die Übertragungskapazität zwischen den Ländern 
beschränkt, das im Szenario vollständig ausgenutzt wird.

In einem weiteren Szenario G65-K2030 betrachten wir den 
Fall, dass der Kohleausstieg 2030 politisch beschlossen und 
durchgesetzt wird. Dafür nehmen wir an, dass der Weiter-
betrieb der Kohlekraftwerke nach 2030 ordnungsrechtlich 
ausgeschlossen wird und der CO2-Preis zunächst unver-
ändert bei 114  Euro/t liegt. In diesem Szenario fi ndet fast 
keine zusätzliche Verschiebung von Kapazität in die Nach-
barländer statt. Es werden – im Wesentlichen aufgrund der 
Beschränkung der Übertragungskapazitäten zwischen den 
Ländern – also nicht noch weniger Kohlekraftwerke in den 
Nachbarländern abgebaut, sodass der Kohleausstieg bis 
2030 fast vollständig durch neue Gaskraftwerke in Deutsch-
land kompensiert werden muss. Abbildung  3 illustriert die 
Unterschiede im Zubau zwischen dem Szenario mit und 
ohne vorgezogenem Kohleausstieg bei hohen Gaspreisen. 
Mit G40-K2038 betrachten wir zusätzlich ein Szenario mit 
einem Gaspreis von 40 Euro/MWh und moderaten Import-
preisen für Steinkohle. Hier erfolgt ein Teil der Stromerzeu-
gung in Deutschland mit Steinkohle anstatt mit Braunkohle. 
Im Unterschied zu dem Hochpreisszenario wird hier jedoch 
mehr Kohlekapazität im Ausland zurückgebaut und dort 
durch Gaskraftwerke ersetzt. Somit wird auch weniger Koh-
lestrom aus dem Ausland nach Deutschland importiert, um 
die Nachfrage zu befriedigen. Die Zusammensetzung des 
Kraftwerkparks sowie der Zu- und Abbau von Kapazitäten 
in Deutschland und in den Nachbarstaaten ist in Abbildung 4 
dargestellt, die neben unseren drei Zukunftsszenarien mit 
höheren Preisen für fossile Energieimporte und einem mögli-
chen Kohleausstieg 2030 den Vergleich zur Situation vor Be-
ginn des Ukrainekriegs zieht.

Auswirkungen auf den Strommarkt

In allen vier Szenarien steht einer jährlichen Gesamtnachfra-
ge von etwa 750 TWh, inklusive der im Modell bestimmten 
Nachfrage für Stromspeicher (etwa 25 TWh) und Elektroly-
seure (etwa 20 TWh), eine verfügbare Stromerzeugung von 
588 TWh aus erneuerbaren Energien gegenüber, wovon mit 
20 TWh ein Teil nicht genutzt werden kann und abgeregelt 
wird. Es bleibt daher eine nicht erneuerbare Stromlücke (vgl. 
residuale Last in Abbildung 1) von etwa 150 TWh, die über 
Speicher, Importe oder fossile Stromerzeugung gedeckt 
werden muss.2 Bei einem jährlichen Nettozubau an erneuer-
baren Energien von 50 TWh, wie er nach 2030 weiterhin an-
gestrebt wird, könnte bei ausreichender Flexibilisierung ein 
100 % erneuerbares Stromsystem bis 2035 erreicht werden.

Die Preisannahmen für fossile Energieträger in den Sze-
narien bestimmen, zusammen mit der Entscheidung über 

2 Ein Teil der Stromerzeugung in Gaskraftwerken wird 2030 bereits mit (im-
portieren) klimaneutralen Wasserstoff  oder Ammoniak erfolgen. Grüner 
Ammoniak erreicht bei einem Importpreis von etwa 100 Euro/MWh (Ege-
rer et al., 2022b) die variablen Stromerzeugungskosten von Erdgas – mit 
einem Preis von 65 Euro/MWh – bei einem CO2-Preis von gut 200 Euro/t.
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Neubau und Weiterbetrieb von Erzeugungskapazitäten, 
welcher Teil der residualen Stromnachfrage durch die Ver-
stromung von Erdgas, Steinkohle und Braunkohle gedeckt 
wird. In Szenario G15-K2038 wird fast ausschließlich Gas 
eingesetzt, während die verbleibenden Steinkohlekraftwer-
ke nur etwa 200 Volllaststunden betrieben werden (vgl. Ab-
bildung 5). In beiden Szenarien mit höheren Gaspreisen sind 
2030 ein Teil der Braun- und Steinkohlekraftwerke noch in 
Betrieb, entsprechend dem bisherigen Kohleausstiegspfad 
für 2038. Im Szenario G40-K2038 ist die Verstromung von 
Gas um 30 TWh geringer als im Szenario G15-K2038. Im 
Gegenzug sind die Erzeugung in Steinkohlekraftwerken mit 
etwa 2.000 Volllaststunden sowie die Stromimporte höher. 
Braunkohlekraftwerke werden nur mit geringen Volllast-

stunden weiterbetrieben. Im Szenario G65-K2038 werden 
die verbleibenden 9  GW an Braunkohlekraftwerken güns-
tiger als Gaskraftwerke und ersetzen mit einer Erzeugung 
von gut 42 TWh sowohl Gasverstromung als auch Stromim-
porte. Der steigende Anteil der Kohleverstromung führt zu 
höheren direkten CO2-Emissionen bei der Stromerzeugung 
von 8 Mt in G40-K2038 und 38 Mt in G65-K2038 (vgl. Abbil-
dung 5). Szenario G65-K2030 betrachtet die Auswirkungen 
eines politisch forcierten Kohleausstiegs bis 2030 trotz der 
Erwartung hoher Importpreise für Gas. Die Ergebnisse zei-
gen, dass Erzeugungsmengen und Emissionen ähnlich dem 
Szenario G15-K2038 mit einem marktgetriebenen Kohle-
ausstieg sind. In allen Szenarien sind die Stromimporte zwi-
schen 10 TWh bis 25 TWh größer als Stromexporte.

Abbildung 2
Erneuerbare und konventionelle Kraftwerkskapazitäten

Quelle: ENTSO-E Transparency Platform (2022), ENTSO-E and ENTSOG (2022) und eigene Abbildung.
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Abbildung 3
Zubau und Rückbau an konventionellen Kraftwerkskapazitäten

Quelle: Eigene Abbildung.

Neben dem CO2-Preis haben die künftigen Brennstoff preise 
einen entscheidenden Einfl uss auf den Strompreis. Die Preis-
Dauer-Linien in Abbildung 6 zeigen, dass erneuerbare Ener-
gien in allen Szenarien unter Einbezug des Stromhandels und 
des Speicherbetriebs in etwa 2.500 Stunden die komplette 
Nachfrage decken. Erneuerbare Energien werden nur in etwa 
1.000 Stunden bei einem Strompreis von 0 Euro/MWh abge-
regelt, da Elektrolyseure – unter der Annahme ausschließlich 
grüner Wasserstoff produktion mit einer Zahlungsbereitschaft 
von 60 Euro/MWh – und Stromspeicher eine gewisse Flexi-
bilität haben. Im Szenario G15-K2038 sind Gaskraftwerke in 
einem Großteil der verbleibenden Stunden mit einem Preis 
von 65 Euro/MWh bis 70 Euro/MWh preissetzend. Steinkoh-
lekraftwerke und Spitzenlastkraftwerke (Gas und Öl) bestim-
men den Strompreis nur in wenigen 100 Stunden.

Höhere Preisannahmen für den Import fossiler Energieträger, 
speziell für Gas, würden deutliche Anstiege der Großhan-
delsstrompreise bewirken. Dies zeigt sich an den Preis-Dau-
er-Linien für die Szenarien G40-K2038 und G65-K2038. Die 
Durchschnittspreise steigen von 62,80  Euro/MWh in G15-
K2038 auf 92,80 Euro/MWh, bzw. 121,40 Euro/MWh. Ein vor-
zeitiger Kohleausstieg 2030 führt bei gleichem CO2-Preis zu 
einem nur geringfügigen Preisanstieg von 0,60 Euro/MWh, 
da die alternative Verstromung von Gas kaum teurer ist.

Auswirkungen höherer CO
2
-Preise bei mehr Kohlestrom

Werden die Emissionsobergrenzen im europäischen Emis-
sionshandel beibehalten, dürfte der CO2-Preis in den Sze-
narien G40-K2038 und G65-K2038 aufgrund der höheren 
Emissionen bei Kohleverstromung ansteigen. In den Be-
rechnungen haben wir diesen Eff ekt zunächst nicht be-

rücksichtigt. Die vorgestellten Szenarien betrachten somit 
implizit den Fall, dass die Emissionsobergrenzen um die zu-
sätzlich durch die Kohleverstromung verursachten Emissio-
nen erhöht – also de facto aufgeweicht – werden. Um auch 
den Fall zu beleuchten, dass dies nicht geschieht, haben 
wir in zusätzlichen Berechnungen die Auswirkungen höhe-
rer CO2-Preise analysiert. Im Szenario G65-K2038 mit ei-
nem hohen Gaspreis führt die Annahme eines CO2-Preises 
von etwa 200 Euro/t zu ähnlichen Investitionen und Erzeu-
gungsmengen in den betrachteten Nachbarländern wie das 
Szenario G15-K2038, also in Deutschland annähernd zu 
einem marktgetriebenen Kohleausstieg 2030. In der Folge 
würde sich auch der Strompreis erhöhen und bei durch-
schnittlich 142,40  Euro/MWh liegen. Dieser Preis würde 

Abbildung 4
Kapazität mit Zu- und Rückbau im Inland (ΔDE) und 

in Nachbarländern (ΔNB)

Quelle: Eigene Abbildung.
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sich einstellen, wenn unter den Akteuren im europäischen 
Emissionshandel keine anderen Betriebsstätten existieren, 
die niedrigere Grenzvermeidungskosten aufweisen und so-
mit anstelle der Kohlekraftwerke die Emissionen reduzieren.

Die Betrachtung verdeutlicht, dass der Weiterbetrieb der 
Kohlekraftwerke potenziell zu sehr hohen CO2-Preisen im 
europäischen Emissionshandel führt, was mit politischen 
Herausforderungen einhergehen dürfte. Es erscheint 
unwahrscheinlich, dass man einen entsprechend hohen 
CO2-Preis auf europäischer Ebene schon 2030 hinneh-
men wird. Diese möglichen Entwicklungen sollten unter 
Einbeziehung der Analyse des Emissionshandels und der 
anderen dem europäischen Emissionshandel unterlie-
genden Akteure genauer untersucht werden, um das Ent-
scheidungsumfeld noch besser einschätzen zu können.

Regionales Stromsystem in Deutschland

Die nachhaltige Transformation des Stromsystems erfor-
dert einen massiven Ausbau der Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien, deren regionale Verteilung – insbe-
sondere mit viel Windkraft in Norddeutschland – eine große 
Herausforderung an die Übertragungsnetze stellt. Da ein 
engpassfreier Stromnetzausbau für ein 100 % erneuerbares 
Stromsystem weder technisch noch ökonomisch sinnvoll 
ist, spielt die regionale Verteilung von konventionellen Er-
zeugungskapazitäten, fl exibler Nachfrage, Stromspeichern 
und Elektrolyseuren eine wichtige Rolle für eine möglichst 
umfassende Nutzung der erneuerbaren Stromerzeugung. 

Die regionale Verteilung der konventionellen Erzeugungs-
kapazität und der damit verbundenen Flexibilität ist dabei in 
Zukunft besonders wichtig, da bei der Standortwahl als ein-
ziger begrenzender Faktor die lokale Verfügbarkeit von Gas 
und später Wasserstoff  eine Rolle spielt. Abbildung 7 zeigt, 
dass die neue Kapazität an Gaskraftwerken von 17 GW in 
G65-K2038 bereits zu einer besseren regionalen Verteilung 

der Erzeugungskapazität führen kann. Mit einem kompletten 
Kohleausstieg bis 2030 könnte die regionale Verteilung der 
Gaskraftwerksneubauten von 34 GW eine noch stärkere Er-
zeugungsbasis in Süddeutschland schaff en. Die damit ver-
bundene Kostenersparnis im Gesamtsystem, z. B. durch ef-
fi zienteres Engpassmanagement, ist bei der Entscheidungs-
fi ndung mit Blick auf den Kohleausstieg zu berücksichtigen.

Um eine regionale Verteilung von neu zuzubauenden Kraft-
werken zu erreichen, die sich stärker an der regionalen Ver-
teilung der Stromnachfrage orientiert, ist es wichtig, regiona-
le Anreize über Preissignale oder Netzentgelte zu schaff en. 
Sonst könnte der Zugang zu günstigem (Import)-Wasserstoff  
etwa in Küstennähe einen Zubau im Norden Deutschlands 
nahelegen, wodurch sich bestehende Engpässe verschärfen 
dürften. Allerdings ist die regional ausgewogene Ansiedlung 
nicht ausreichend, um auch den optimalen Betrieb der Kraft-
werke sicherzustellen, wie Grimm et al. (2019, 2020) zeigen. 
Mechanismen zur Mobilisierung von regionaler Flexibilität 
müssten somit darüber hinaus entwickelt werden.

Diskussion

Bis zu dem russischen Angriff  auf die Ukraine wurde bei der 
Analyse des Kohleausstiegs im Lichte der neuen Rahmenbe-
dingungen an den globalen Energiemärkten für die Zukunft 
von niedrigen Gaspreisen in Europa ausgegangen. So sahen 
die Planungen für die Transformation im Stromsektor neue 
Gaskraftwerke zur Deckung der Nachfrage in Stunden mit 
einer geringen Erzeugung aus erneuerbaren Energien vor. 
Gaskraftwerke sind fl exibler als Kohlekraftwerke, haben ge-
ringere direkte CO2-Emissionen und können je nach Techno-
logie mit begrenztem fi nanziellen Aufwand auf Wasserstoff  
umgerüstet werden. Daher sind sie für die Brückenfunktion 
in eine Stromversorgung mit 100 % erneuerbaren Energien 
prinzipiell gut geeignet. Außerdem könnte der Zubau von 
Gaskraftwerken in Deutschland regional ausgewogen erfol-
gen, wodurch strukturelle Netzengpässe reduziert würden.

Abbildung 5
Erzeugungsmengen und Emissionen fossiler 

Kraftwerke in Deutschland 2030

Quelle: Eigene Abbildung.
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Aktuelle Prognosen gehen infolge des Ukrainekriegs jedoch 
zukünftig von höheren Importpreisen für fossile Energieträ-
ger aus, speziell für fossiles Flüssiggas, das als Ersatz der 
russischen Gasimporte beschaff t werden soll. Dadurch ver-
liert die Transformation mit Erdgas als Brücke die bisher mit 
einem steigenden CO2-Preis angenommenen wirtschaftli-
chen Vorteile gegenüber der Kohleverstromung. Wesentliche 
technische Vorteile als Übergangstechnologie hin zur Ver-
stromung von klimaneutralem Wasserstoff  sowie die Mög-
lichkeiten mit Blick auf die bessere regionale Verteilung der 
Kraftwerkskapazitäten, die insbesondere bei einem schnel-
len Ausbau der Erneuerbaren Energien und mit begrenztem 
Netzausbau zum Tragen kommen, bleiben jedoch bestehen.

Unsere Berechnungen bieten eine Grundlage zur Einord-
nung und Bewertung der aktuellen Situation mit Blick auf 
den Kohleausstieg. Es zeigt sich, dass bei höheren Gas-
preisen – anders als bei den niedrigen historischen Gasprei-
sen von etwa 15 Euro/MWh – der Kohleausstieg 2030 nicht 
bereits größtenteils durch die CO2-Bepreisung herbeige-
führt würde. Im Gegenteil: Sogar der bereits beschlossene 
Ausstiegspfad bis 2038 müsste weiterhin aktiv durch Still-
legung von Kraftwerken umgesetzt werden, die am Markt 
auch bei hohen CO2-Preisen von über 100 Euro/t noch pro-
duzieren würden. Dies ist darauf zurückzuführen, dass bei 
hohen zukünftigen Gaspreisen insbesondere Braunkohle-
kraftwerke trotz der CO2-Bepreisung in der Merit Order vor 
den Gaskraftwerken zum Zuge kommen und Investitionen 
in neue Gaskraftwerke ausbleiben könnten, da die Kosten-
vorteile gegenüber der Kohleverstromung zu gering wären. 
Entsprechend würden in Erwartung hoher Gaspreise ein 
Teil der Kohlekraftwerke weiterbetrieben und folglich auch 
(marktgetrieben) nicht in dem für einen Kohleausstieg not-

wendigen Umfang neue Gaskraftwerke zugebaut werden. 
Je höher der erwartete Gaspreis, desto stärker ist dieser Ef-
fekt und desto höher wäre der zu erwartende Anteil an Koh-
lestrom mit entsprechend höheren CO2-Emissionen 2030. 
Ein Blick auf die Ergebnisse für das europäische Ausland 
in diesen Szenarien zeigt, dass auch dort weniger Kohle-
kraftwerke zurückgebaut würden, teilweise um die Strom-
nachfrage in Deutschland zu decken. Insgesamt führen die 
hohen Gaspreise somit in Deutschland wie auch im Ausland 
zu einer längeren Nutzung der Kohlekraftwerke, wobei man-
gels Alternativen in der Stromerzeugung unter anderem die 
deutsche Nachfrage von diesen Kapazitäten bedient würde.

Würde man entscheiden, die Kohlekraftwerke in Deutschland 
– wie im Koalitionsvertrag als Ziel formuliert – bis 2030 stillzu-
legen, dürfte dies trotz einer Erwartung höherer Importpreise 
für Erdgas zu einem umfangreichen Zubau von Gaskraftwer-
ken führen. Eine Voraussetzung dafür, dass dies marktgetrie-
ben geschieht, wäre jedoch eine frühzeitige und verlässliche 
politische Entscheidung. Eine Substitution der entfallenden 
deutschen Kapazität an Kohlekraftwerken durch einen noch 
geringeren Rückbau ausländischer Kohlekapazitäten wäre 
aufgrund der beschränkten internationalen Übertragungska-
pazitäten der Stromnetze nicht zu erwarten. Daher ergeben 
die Berechnungen (marktgetrieben) einen umfangreichen Zu-
bau von Gaskraftwerken, in etwa so wie es vor dem Angriff  
auf die Ukraine zu erwarten gewesen wäre. Es ist dennoch im 
Lichte der aktuellen Rahmenbedingungen neu zu bewerten, 
ob der Kohleausstieg 2030 durchgesetzt werden sollte.

Mit steigenden Gaspreisen könnten neben Braunkohlekraft-
werken, je nach Verhältnis von Steinkohle- und Gaspreis auf 
dem Weltmarkt, auch Steinkohlekraftwerke an Attraktivität 

Abbildung 7
Mögliche regionale Verteilung der Erzeugungskapazität in Deutschland
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gegenüber Gaskraftwerken gewinnen. In dem Fall könnte es 
mittelfristig sogar zu einem Rückbau von Gaskraftwerken – 
wie bis 2020 – kommen. Werden die Emissionsobergrenzen 
im europäischen Emissionshandel beibehalten, so würde je 
nach Umfang der zukünftigen Kohleverstromung der CO2-
Preis aufgrund der höheren Emissionen ansteigen. In den 
Berechnungen haben wir diesen Eff ekt zunächst nicht be-
rücksichtigt, sondern denselben CO2-Preis in allen Szenari-
en unterstellt. Dies wäre zu erwarten, wenn der europäische 
Emissionshandel aufgrund der Herausforderungen der Ener-
giepreiskrise aufgeweicht, also die Emissionsobergrenze 
um die zusätzlich durch die Kohleverstromung verursachten 
Emissionen erhöht würde. Geschieht dies nicht, dürfte der 
CO2-Preis deutlich steigen. In dem Szenario mit hohen Gas-
preisen würden Kohlekraftwerke erst bei einem CO2-Preis 
von etwa 200 Euro/t aus dem Markt gedrängt. Es erscheint 
unwahrscheinlich, dass man einen entsprechend hohen 
CO2-Preis auf europäischer Ebene schon 2030 hinnehmen 
wird. Diese möglichen Entwicklungen sollten unter Einbezie-
hung der Analyse des Emissionshandels und der anderen 
dem europäischen Emissionshandel unterliegenden Akteure 
genauer untersucht werden, um das Entscheidungsumfeld 
besser einschätzen zu können.

Mit Blick auf 2035 zeigen verschiedene Studien, dass eine 
vollständige Dekarbonisierung des Stromsektors bei dem 
aktuell angestrebten Zubau an erneuerbaren Energien re-
alistisch ist (Agora Energiewende et al., 2022; DIW, 2022). 
Dies impliziert, dass spätestens 2035 die Gaskraftwerkska-
pazitäten zugebaut sein und größtenteils mit klimaneutralem 
Wasserstoff  betrieben werden müssen. Vor dem Hintergrund 
der aktuellen Entwicklungen stellt dieses Ziel eine große He-
rausforderung dar. Neben den Entscheidungen und Investi-
tionen im Stromsektor muss sichergestellt werden, dass die 
Versorgung der Kraftwerke mit klimaneutralem Wasserstoff  
spätestens 2035 gewährleistet ist. Entsprechend ist Sorge 
zu tragen, dass Wasserstoff netz und -speicher etabliert 
und betrieben werden, sodass alle Gaskraftwerke – auch 
die, die notwendigerweise in Süddeutschland zugebaut 
werden – versorgt werden können. Je weniger Kraftwerks-
kapazitäten im Süden zugebaut werden, desto umfangrei-
cher muss im Gegenzug das Stromnetz ausgebaut werden. 
Dieser Trade-off  ist zu lösen und sollte in einer gemeinsa-
men Netzausbauplanung für Strom-, Gas- und Wasserstoff -
netze frühzeitig adressiert werden. Um schon während der 
Transformation die Abhängigkeit von Erdgas in der Strom-
versorgung zu begrenzen, sollte zudem das Augenmerk pa-

rallel auf die Substitution durch zusätzliche Flexibilität von 
Angebot und Nachfrage gelegt und hierfür entsprechende 
Anreize geschaff en werden. Fest steht: Ob der Zubau von 
Gaskraftwerken marktgetrieben erfolgen kann und bereits 
vorhandene und potenzielle Flexibilität im Stromsystem 
effi  zient genutzt werden kann, hängt davon ab, ob zeitnah 
klare politische Entscheidungen getroff en werden und ein 
zukunftsfähiges Strommarktdesign geschaff en wird.
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Vor dem Hintergrund des Übereinkommens von Paris 
2015, in dem sich die Vertragsparteien dazu verpfl ichtet 
haben, die Erderwärmung auf deutlich unter 2,0 °C, wenn 
möglich auf 1,5 °C über dem durchschnittlichen Tempera-
turniveau der Zeit zwischen 1850 und 1900 zu begrenzen, 
hat sich die EU im Rahmen des EU-Green-Deal von 2019 
das Ziel gesetzt, bis 2050 klimaneutral zu werden. Als 
Zwischenziel sollen bis 2030 die Treibhausgasemissionen 
um 55 % gegenüber den Emissionen von 1990 gesenkt 
werden. Um diese im Europäischen Klimaschutzgesetz 
festgeschriebene Zielvorgabe einzuhalten, hat die EU-
Kommission unter dem Titel „Fit for 55“ ein umfangrei-
ches Maßnahmenpaket vorgeschlagen.

Prominenter Teil dieses Pakets ist die Einführung eines 
CO2-Grenzausgleichssystems, das schon bei der Vor-
stellung des EU-Green-Deal angekündigt worden war. 
Mithilfe dieses neuen Instruments will die EU künftig der 
Gefahr des „Carbon Leakage“ begegnen. Darunter ver-
steht man die Verlagerung von CO2-Emissionen, „wenn 
als Folge eines unterschiedlichen Ambitionsniveaus in 
der Klimapolitik Unternehmen in bestimmten Sektoren 
und Teilsektoren der Industrie ihre Produktion in andere 
Länder mit weniger strengen Emissionsvorschriften ver-
lagern oder es wegen solcher Unterschiede dazu käme, 
dass Einfuhren aus solchen Ländern gleichwertige, aber 
weniger THG-emissionsintensive Erzeugnisse ersetzen“ 
(EU-Kommission, 2021c, 3). Denn durch eine strengere 
Klimapolitik erleiden die EU-Produzenten gegenüber ih-

ren Wettbewerbern außerhalb der EU Kostennachteile, 
sodass es zu Wettbewerbsverzerrungen kommt.1 

Die Gefahr des Carbon Leakage wird zunehmen, da sich 
durch die ehrgeizige Klimapolitik der EU die Kosten für 
CO2-Emissionen innerhalb der EU weiter erhöhen und 
damit die Kostenvorteile von Emittenten außerhalb der 
EU, die keiner oder einer weniger strengen CO2-Beprei-
sung unterliegen, weiter vergrößern werden. „In diesem 
Zusammenhang wird ein CO2-Grenzausgleichssystem 
vorgeschlagen, dessen übergeordnetes Ziel es ist, dem 
Risiko der Verlagerung von CO2-Emissionen zu begegnen 
und den Klimawandel zu bekämpfen, indem die THG-
Emissionen in der EU und weltweit gesenkt werden“ (EU-
Kommission, 2021c, 3). 

Bislang wurde diesem Risiko durch zwei andere Maßnah-
men begegnet: durch die teilweise kostenlose Zuteilung 
von Emissionszertifi katen im Rahmen des EU-ETS und 
durch Kompensationszahlungen auf nationaler Ebene 
zum Ausgleich gestiegener Stromkosten gemäß dem Bei-
hilferecht der EU. Die Kommission beurteilt insbesonde-
re die kostenlose Zertifi katszuteilung kritisch und fordert 
auch deshalb den Übergang zu dem neuen System.

1 Die Kommission spricht zwar nur vom CO2-Grenzausgleichssystem 
und vom Preis von CO2 bzw. von Karbon, das vorgeschlagene System 
soll aber nicht nur für CO2, sondern (zumindest für bestimmte Waren-
gruppen) auch für andere Treibhausgase gelten – nämlich Distickstoff -
oxid bei der Düngemittelherstellung und perfl uorierte Kohlenwasser-
stoff e bei der Aluminiumproduktion (EU-Kommission, 2021a, 1, 4).
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Idealtypischer CO
2
-Grenzausgleich

Bevor der Vorschlag der EU-Kommission gewürdigt wird, soll 
kurz dargelegt werden, wie ein CO2-Grenzausgleich theore-
tisch beschaff en sein müsste – und ob und wie ein solcher 
sich mit den Regeln der WTO vereinbaren lässt. Zu diesem 
Zweck sei angenommen, dass im Inland die bei der Güter-
produktion entstehenden CO2-Emissionen belastet und die 
hergestellten Güter folglich entsprechend ihrer CO2-Intensi-
tät verteuert werden. Dies kann durch eine Steuer oder, wie 
im Fall des EU-ETS, durch ein Zertifi katssystem geschehen.

Zur Verhinderung von Carbon Leakage müssen einerseits 
Importe derselben CO2-Bepreisung wie im Inland herge-
stellte Güter unterworfen und andererseits Exporte von 
dieser Bepreisung entlastet werden. Zu diesem Zweck 
müssen alle bei der Produktion entstehenden Emissionen 
erfasst werden – sowohl die vom Produzenten selbst ver-
ursachten Emissionen als auch die durch Vorprodukte oder 
die bei der Erzeugung der in der Produktion eingesetzten 
Energie entstandenen Emissionen. Multipliziert man die-
se CO2-Intensität mit dem im Inland geltenden CO2-Preis, 
dann erhält man die absoluten Be- bzw. Entlastungsbe-
träge. Bei der Belastung der Importe müssten eventuell im 
Ausland existierende CO2-Bepreisungen nur dann berück-
sichtigt werden, wenn das Ausland keinen entsprechenden 
Grenzausgleich durchführt. Wichtig ist ein symmetrisches 
Vorgehen: Es müssen sowohl Importe belastet als auch 
Exporte entlastet werden. Andernfalls, d. h. wenn nur die 
Importe belastet werden, lässt sich keine Wettbewerbsneu-
tralität herstellen und es besteht weiterhin die Gefahr, dass 
die exportorientierte Produktion ins Ausland verlagert wird.

Dieses idealtypische Ausgleichssystem entspricht von der 
Konstruktion her dem Mehrwertsteuersystem nach dem 
Bestimmungslandprinzip, bei dem Importe an der Grenze 
belastet und Exporte an der Grenze entlastet werden. Auf 
diese Weise wird sichergestellt, dass international unter-
schiedliche Mehrwertsteuersätze nicht zu Wettbewerbs-
verzerrungen führen und jedes Land weitestgehend auto-
nom bei der Wahl seines Mehrwertsteuersatzes ist.

Damit ein CO2-Grenzausgleich einen WTO-konformen 
Steuer grenzausgleich im Sinn von Art. II Absatz 2(a) darstellt, 
muss sich der Ausgleich auf eine inländische Steuer oder 
Abgabe beziehen, die (direkt oder indirekt) auf inländische 
Güter erhoben wird (Art. III Absatz 2). Die CO2-Bepreisung 
muss also in Form einer Steuer auf die Güter erfolgen, die 
zum Zeitpunkt des Verkaufs oder des Inverkehrbringens er-
hoben wird; es muss sich also um eine Verbrauchsteuer bzw. 
um eine indirekte Steuer im engeren Sinn handeln. Für eine 
solche CO2-Verbrauchsteuer könnte problemlos im Einklang 
mit dem GATT ein Grenzausgleich analog dem Mehrwert-
steuerausgleich durchgeführt werden (Quick, 2020, 570).

Falls eine CO2-Steuer nicht an den Konsum, sondern an die 
Produktion anknüpft, ist es fraglich, ob sie die Vorgaben des 
GATT erfüllen würde. Es handelt sich dann zwar auch um eine 
indirekte Steuer, aber eben keine Steuer auf die hergestellten 
Güter an sich, sondern auf die zur Produktion dieser Güter 
eingesetzten Inputs (z. B. die verbrauchte Energie aus fossilen 
Brennstoff en) – Inputs, die zudem nicht physisch in den Gü-
tern enthalten sind (Quick, 2020, 559-563). Nicht fraglich ist 
dagegen, dass die Kosten infolge eines Zertifi katssystems wie 
dem EU-ETS keine Steuer oder Abgabe im Sinn der Art. II Ab-
satz 2(a) und III Absatz 2 darstellen. Ein CO2-Grenzausgleich 
für ein solches System kann nicht als Steuergrenzausgleich im 
Sinn des GATT gerechtfertigt werden (Quick, 2020, 563-565).

Festzuhalten ist, dass ein WTO-konformer Grenzaus-
gleich problemlos im Fall einer CO2-Verbrauchsteuer 
möglich ist. Allerdings wird diese WTO-Konformität durch 
einen hohen administrativen Aufwand erkauft: Die Fest-
stellung der CO2-Intensität der Güter – und zwar nicht nur 
der im Inland, sondern auch der im Ausland produzierten 
Güter – wäre extrem aufwendig sowie mit hohen Kosten 
und technischen Problemen verbunden.

Vorschlag der Europäischen Kommission

Im Fokus der Kommission steht eindeutig die Senkung der 
Treibhausgasemissionen. Der vorgeschlagene CO2-Grenz-
ausgleich soll diesem Ziel einerseits dadurch dienen, dass 
er die Verlagerung von Emissionen in Länder außerhalb der 
EU verhindert, da auf diese Weise die Klimapolitik der EU 
konterkariert werden würde. Andererseits soll darauf hinge-
wirkt werden, dass Nicht-EU-Länder ebenfalls ihre Emissio-
nen senken, indem der CO2-Grenzausgleich „auch Anreize 
für Hersteller in Drittländern zum Einsatz von Technologien 
mit höherer THG-Emissionseffi  zienz“ setzt (EU-Kommission, 
2021c, 20). Schließlich sollen die Treibhausgasemissionen 
nicht nur in der EU, sondern auch „weltweit gesenkt werden“ 
(EU-Kommission, 2021c, 3).

Nicht erwähnt wird das Ziel des Erhalts von Arbeitsplätzen 
und Produktionskapazitäten in der EU, was insofern über-
rascht, als mit der Verlagerung von Emissionen natürlich 
immer auch die Verlagerung von Arbeitsplätzen und Pro-
duktionskapazitäten einhergeht. Gleichfalls scheint das Ziel 
der Herstellung von Wettbewerbsneutralität, keine Rolle 
zu spielen. Für die Konzentration auf das Emissionsreduk-
tionsziel sind zwei Erklärungen denkbar: Erstens sind die 
erwähnten anderen Aspekte vielleicht für die Kommission 
angesichts der „schweren Klimakrise“ (EU-Kommission, 
2021c, 1) tatsächlich unwichtig. Zweitens, und das scheint 
wahrscheinlicher zu sein, werden sie vielleicht deshalb nicht 
erwähnt, um eine Rechtfertigung des Grenz ausgleichs als 
WTO-konform im Sinn der Ausnahmeregeln von GATT Art. 
XX nicht von vornherein unglaubwürdig zu machen.
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Die Grundidee des Vorschlags besteht darin, dass Impor-
teure von außerhalb der EU hergestellten Gütern Emis-
sionszertifi kate in der Menge kaufen müssen, die bei der 
Produktion dieser Güter in der EU hätten gekauft werden 
müssen.2 Diese Zertifi kate werden als CBAM-Zertifi kate 
bezeichnet (CBAM: Carbon Border Adjustment Mecha-
nism). Der zu zahlende Preis spiegelt den jeweils aktuellen 
Preis der Zertifi kate des EU-ETS wider (Art. 21). Allerdings 
gibt es nicht wie im EU-ETS eine fi xe Obergrenze für die 
insgesamt erlaubten Emissionen, und die CBAM-Zertifi -
kate gehen auch nicht zulasten der im EU-ETS zulässigen 
Gesamtmenge. Sie sind nicht handelbar und nicht in die 
Zukunft übertragbar. Ein im Ursprungsland gezahlter CO2-
Preis kann auf die eigentlich für die CBAM-Zertifi kate fällige 
Summe angerechnet werden (Art. 9). Solange noch im Rah-
men des EU-ETS kostenlose Emissionszertifi kate zugeteilt 
werden, wird die von den Importeuren zu erwerbende Men-
ge der CBAM-Zertifi kate entsprechend vermindert (Art. 31).

Können die tatsächlichen Emissionen nicht ermittelt wer-
den, so werden Standardwerte zugrunde gelegt (Art. 7 in 
Verbindung mit Anhang III). Dabei handelt es sich grund-
sätzlich um länderspezifi sche Standardwerte, die sich 
auf die durchschnittliche Emissionsintensität eines Aus-
fuhrlandes bei der Produktion einer bestimmten Waren-
art beziehen, und zwar „zuzüglich eines Aufschlags“ (EU-
Kommission, 2021a, 8). Sind auch diese Werte nicht zu 
ermitteln, so werden EU-Standardwerte verwendet, die 
auf der „durchschnittlichen Emissionsintensität der 10 % 
der EU-Anlagen mit der schlechtesten Leistung für diese 
Art von Waren“ basieren (EU-Kommission, 2021a, 8). Für 
importierten Strom gelten besondere Bedingungen für 
die Anwendung der tatsächlichen Emissionen und als EU-
Standardwert wird „der gewichtete Durchschnitt der CO2-
Intensität von aus fossilen Brennstoff en in der EU erzeug-
tem Strom“ angenommen (EU-Kommission, 2021a, 8-9).

Das CO2-Grenzausgleichssystem soll schrittweise einge-
führt werden. Erstens gibt es einen Übergangszeitraum 
vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2025, in dem die 
Importeure nur über die bei der Produktion der eingeführ-
ten Güter entstandenen „grauen Emissionen“ und einen 
etwa im Ursprungsland gezahlten CO2-Preis Bericht erstat-
ten, aber noch keine CBAM-Zertifi kate erwerben müssen 
(Art. 36). Zweitens sollen zunächst nicht alle Importe, son-
dern nur Importe berücksichtigt werden, deren Produktion 
besonders emissionsintensiv ist und bei denen das Risiko 

2 Für die Zwecke des CO2-Grenzausgleichs zählen zur EU nicht nur die 
27 EU-Mitgliedsländer, sondern auch die EEA/EFTA-Länder (Island, 
Liechtenstein, Norwegen) und die Schweiz, da diese Länder direkt oder 
indirekt am EU-ETS teilnehmen (EU-Kommission, 2021a, 5). Die im Fol-
genden genannten Artikel bzw. Anhänge beziehen sich auf die von der 
Kommission vorgeschlagene Verordnung (EU-Kommission, 2021c) bzw. 
auf die Anhänge zu derselben (EU-Kommission, 2021a).

der Produktionsverlagerung besonders hoch ist. Eine Rolle 
bei der Auswahl dieser Waren soll auch der erforderliche 
Verwaltungsaufwand spielen, der „möglichst gering zu hal-
ten“ ist (EU-Kommission, 2021c, 23). Diese Bedingungen 
treff en nach Ansicht der Kommission auf Zement, Strom, 
Düngemittel, Eisen und Stahl, bestimmte Eisen- und Stahl-
erzeugnisse, Aluminium und bestimmte Aluminiumerzeug-
nisse zu (Anhang I). Drittens sollen zunächst nur die „grauen 
Emissionen“ erfasst werden (Art. 6 bis 8). Darunter sind die 
„direkten Emissionen“ zu verstehen, die bei der Herstellung 
der betreff enden Waren selbst, aber auch bei der Herstel-
lung der benötigten Vorprodukte entstehen. Direkte Emissi-
onen wiederum sind defi niert als „Emissionen aus den Ver-
fahren zur Herstellung einer Ware, über die der Hersteller 
direkte Kontrolle ausübt“ (Art. 3 Nr. 15 und 16). Zunächst 
nicht berücksichtigt werden die „indirekten Emissionen“, 
d. h. die „Emissionen aus der Erzeugung von während der 
Warenherstellung verbrauchtem Strom bzw. verbrauchter 
Wärme und Kälte“ (Art. 3 Nr. 28). Nach dem zweijährigen 
Übergangszeitraum soll eine Evaluierung der Anwendung 
des CO2-Grenzausgleichssystems stattfi nden, um zu prü-
fen, „ob der Anwendungsbereich auf indirekte Emissionen 
sowie auf andere Waren und Dienstleistungen, für die das 
Risiko einer Verlagerung von CO2-Emissionen besteht, aus-
geweitet werden könnte“ (EU-Kommission, 2021c, 26).

Eff ektivität und Effi  zienz

Die mit dem Grenzausgleichssystem verfolgten Ziele kön-
nen keinesfalls erreicht werden, wenn es bei der zunächst 
vorgesehenen Beschränkung auf die „grauen“, also auf die 
direkten Emissionen bleiben sollte. Die Nichtberücksichti-
gung der indirekten Emissionen, die durch den bei der Pro-
duktion verbrauchten Strom (aber auch der verbrauchten 
Wärme bzw. Kälte) verursacht werden, würde dazu führen, 
dass große Teile der entstandenen Emissionen nicht vom 
CO2-Grenzausgleich abgedeckt werden würden. Deshalb 
würden weiterhin Anreize zur Produktionsverlagerung ins 
Ausland bestehen und in den Drittländern selbst würden 
die auch angestrebten Anreizeff ekte zur Emissionsreduk-
tion allenfalls in deutlich abgeschwächter Form zustande 
kommen. Es ist deshalb damit zu rechnen, dass mit Ende 
des Übergangszeitraums das Grenzausgleichssystem auf 
die indirekten Emissionen ausgeweitet werden wird.

Unter dieser Voraussetzung kann die Verlagerung der Pro-
duktion in Drittländer durch das vorgeschlagene System 
eff ektiv verhindert werden – insoweit diese nicht für den 
Export bestimmt ist.3 Dies gilt in jedem Fall bei der Erfas-
sung der tatsächlichen Emissionen. Werden Standardwerte 
zugrunde gelegt, so ist es theoretisch möglich, dass in be-

3 Das gilt zumindest grundsätzlich. Relativiert werden muss dieses Ur-
teil aber aufgrund der bestehenden Umgehungsmöglichkeiten.
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stimmten Fällen noch Anreize zur Produktionsverlagerung 
bestehen, etwa wenn EU-Produzenten eine höhere Emissi-
onsintensität aufweisen als potenzielle Abwanderungsziel-
länder (bei Anwendung von länderspezifi schen Standard-
werten) oder als der EU-Durchschnitt (bei Anwendung von 
EU-Standardwerten). Dem trägt die Kommission dadurch 
Rechnung, dass ein Aufschlag bei der Bestimmung der län-
derspezifi schen Standardwerte erhoben wird und die EU-
Standardwerte auf Grundlage der 10 % emissionsintensiv-
sten EU-Anlagen berechnet wird. Deshalb dürften auch bei 
der Verwendung von Standardwerten Verlagerungsanreize 
praktisch keine Rolle spielen – außer vielleicht für einzelne, 
extrem emissionsintensiv produzierende Unternehmen.

Nicht verhindert werden kann die Abwanderung der für den 
Export produzierenden Unternehmen, da keine Entlastung 
für Exporte vorgesehen ist. Diese Asymmetrie ist insofern 
kein Problem, als durch eine Abwanderung dieser Unter-
nehmen das Ziel der weltweiten Emissionsreduktion nicht 
gefährdet werden würde: Es macht keinen Unterschied, 
ob ein Unternehmen innerhalb der EU emissionsintensiv 
produziert, weil es durch den Grenzausgleich beim Export 
von der Belastung durch das EU-ETS entlastet wird oder 
ob dieses Unternehmen abwandert und außerhalb der 
EU emissionsintensiv produziert, weil es im Ausland kein 
dem EU-ETS entsprechendes System gibt. Einen großen 
Unterschied macht die Abwanderung bzw. Nichtabwande-
rung aber für das Ziel des Erhalts von Arbeitsplätzen bzw. 
Produktionskapazitäten innerhalb der EU, das für die Kom-
mission bei der Gestaltung des Grenzausgleichssystems 
jedoch keine Rolle gespielt zu haben scheint.

Im Fall der Erfassung der tatsächlichen Emissionen ist von 
enormen Transaktionskosten auszugehen. Diese werden 
in jedem Fall deutlich höher sein als die Kosten, die von 
den europäischen Unternehmen, die dem EU-ETS unter-
liegen, zu tragen sind. Denn im Rahmen des EU-ETS muss 
jeder Produzent nur die Summe der von ihm selbst direkt 
verursachten Emissionen ermitteln. Beim Grenzausgleich 
müssen dagegen die produktspezifi schen Emissionen 
festgestellt werden – und zwar nicht nur die bei der Her-
stellung der Endprodukte selbst, sondern auch die bei 
der Herstellung von Vorprodukten verursachten Emissio-
nen. Zu letzteren werden in Zukunft höchstwahrscheinlich 
auch die durch den eingesetzten Strom (sowie durch die 
eingesetzte Wärme bzw. Kälte) verursachten Emissionen 
gehören. Aufgrund des hohen Aufwands nicht nur für die 
Ermittlung der tatsächlichen Emissionen, sondern auch für 
deren Dokumentation und Kontrolle ist damit zu rechnen, 
dass in den meisten Fällen Standardwerte angewendet 
werden, wenngleich eine genaue Prognose gegenwärtig 
kaum möglich erscheint. Von den Standardwerten dürften 
nur solche Produzenten keinen Gebrauch machen, die so 
wenig emissionsintensiv produzieren, dass die Ersparnis 

beim Erwerb von CBAM-Zertifi katen die höheren Transak-
tionskosten durch die Ermittlung der tatsächlichen Emis-
sionen mindestens kompensiert. Da diese Kosten zum 
Großteil Fixkostencharakter haben, wird es sich dabei vor 
alle um große bis sehr große Produzenten handeln.

Mit der Einführung des EU-ETS sollte sichergestellt wer-
den, dass die Emissionsreduktion in den davon betroff e-
nen Sektoren kosteneffi  zient, also zu den geringstmög-
lichen Kosten erfolgt. In diesem System wird die Zertifi -
kats- bzw. Emissionsmenge festgelegt und der Zertifi kats-
preis bildet sich durch Angebot und Nachfrage am Markt 
(Cap and Trade). Dadurch werden Prozesse und Güter im 
Verhältnis ihrer Emissionsintensität verteuert. Die Emit-
tenten haben deshalb einen Anreiz zur Vermeidung von 
Treib hausgasemissionen und zur Suche nach möglichst 
günstigen Vermeidungsmöglichkeiten. Dabei werden sie 
die Emissionen umso stärker reduzieren, je niedriger die 
Reduktionskosten sind, sodass insgesamt die Emissions-
reduktion zu den geringstmöglichen gesamtwirtschaftli-
chen Kosten erfolgt. Dieses Kostenminimum ist dadurch 
gekennzeichnet, dass die Reduktionsgrenzkosten aller 
Emittenten dem Zertifi katspreis entsprechen und deshalb 
auch untereinander gleich sind. Eine solche Kosteneffi  zi-
enz kann das vorgeschlagene Grenzausgleichssystem nur 
gewährleisten, wenn die tatsächlichen Emissionen erfasst 
werden. Bei einer Pauschalierung durch Standardwerte 
kommt es dagegen zu erheblichen Problemen. Denn in 
diesem Fall haben die außereuropäischen Produzenten 
keinen Anreiz zur Emissionsreduktion, da sie dadurch kei-
ne Kosten beim Kauf von CBAM-Zertifi katen sparen kön-
nen. Weil es keinen Anreiz zur Emissionsreduktion gibt, 
wird auch kein Kostenminimum realisiert werden: Die Re-
duktionsgrenzkosten der außereuropäischen Unterneh-
men werden sich sowohl untereinander als auch von den 
(tendenziell einheitlichen) Reduktionsgrenzkosten in der 
EU unterscheiden. Schließlich müssen die außereuropäi-
schen Unternehmen trotz der Gleichheit von EU-ETS- und 
CBAM-Zertifi katspreis eff ektiv mehr bzw. weniger für CO2-
Emissionen bezahlen als EU-Unternehmen – wenn sie re-
lativ zum jeweiligen Standardwert unterdurchschnittlich 
bzw. überdurchschnittlich emissionsintensiv produzieren. 
Sowohl außerhalb der EU als auch im Verhältnis zwischen 
EU und Nicht-EU wird damit das Kostenminimum verfehlt.

Bei einem der Pauschalierung unterworfenen Unternehmen 
bestünde ein Anreiz zur Emissionsreduktion allenfalls dann, 
wenn dieselbe ein solches Ausmaß annehmen würde, dass 
ein Übergang von der Pauschalierung zur Ermittlung der 
tatsächlichen, niedrigeren Emissionen lohnend wäre. Ins-
gesamt wird man zu dem Urteil kommen müssen, dass die 
Kommission mit dem vorgeschlagenen Grenzausgleichs-
system ihr Ziel, die Produktionsverlagerung zu verhindern, 
nur zum Teil erreichen kann und das zumindest an zweiter 
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Stelle mit verfolgte Ziel der Emissionsreduktion auch außer-
halb der EU aufgrund der mit den Pauschalierungen verbun-
denen Effi  zienzeinbußen verfehlen wird.

Umgehungs- und Missbrauchsmöglichkeiten

Die Regelungen des CO2-Grenzausgleichssystems verur-
sachen nicht nur hohe Transaktionskosten, sondern sind 
auch kompliziert, zum Teil unklar und lückenhaft. Sie sind 
ergänzungs- und auslegungsbedürftig und deshalb in ho-
hem Maße unsicher. Das gilt vor allem für die Bestimmung 
der tatsächlichen Emissionen. Um nur ein Beispiel zu nen-
nen: Wie soll mit Vorprodukten umgegangen werden, die 
aus der EU in ein Drittland exportiert und dort zur Produk-
tion von Waren eingesetzt werden, die dann von dort in die 
EU exportiert werden? Da diese Vorprodukte ja mit den 
Kosten des EU-ETS belastet sind und da keine Entlastung 
an der Grenze stattfi ndet, dürften sie bei der Berechnung 
der „grauen“ Emissionen nicht einbezogen werden. In den 
entsprechenden Regelungen von Anhang III der Verord-
nung (EU-Kommission, 2021a, 6-7) wird auf diesen Fall aber 
nicht eingegangen, sodass die aus der EU exportierten Vor-
produkte wie alle anderen Vorprodukte zu behandeln sind 
und damit im Endeff ekt doppelt belastet werden. Unklar ist 
auch die Vorschrift zur Anrechnung für einen im Ursprungs-
land „gezahlten CO2-Preis“ (Art. 9). Gilt sie nur für die Prei-
se von CO2-Zertifi katen oder auch für einen Preis in Gestalt 
einer CO2-Steuer? Können neben solchen direkten Preisen 
auch indirekte „Preise“ in Form der durch Aufl agen und Re-
gulierungen verursachten Kosten angerechnet werden?

In ähnlicher Weise bestehen beträchtliche Unsicherheiten 
bei der Berechnung der Standardwerte. Zu den Einzelheiten 
der Berechnung gibt es nur vage Aussagen, wie etwa, dass 
diese „auf der Grundlage der besten verfügbaren Daten“ 
zu erfolgen habe (EU-Kommission, 2021a, 7). Insbesonde-
re bleibt völlig unklar, wie der bei der Festlegung der län-
derspezifi schen Standardwerte anzuwendende Aufschlag 
ermittelt werden soll (EU-Kommission, 2021a, 8). Deshalb, 
aber auch weil Ausweichreaktionen nie vollständig verhin-
dert werden können, hat das vorgeschlagene System ein 
erhebliches Potenzial zur Umgehung. Neben der Umdekla-
ration von Waren oder der Änderung von Warenströmen, 
die die Kommission in Art. 27 als mögliche Umgehungs-
praktiken erwähnt, kommt hierfür vor allem die Berechnung 
der tatsächlichen Emissionen infrage. Produzenten in Dritt-
ländern mit mehreren Betriebsstätten, die unterschiedlich 
emissionsintensiv produzieren, könnten beispielsweise an-
geben, dass die für die EU bestimmten Waren nur in der 
Betriebsstätte mit der relativ geringen Emissionsintensität 
produziert werden – was dann aufwendig überprüft werden 
müsste. Werden später auch die indirekten Emissionen des 
verbrauchten Stroms erfasst, könnte ein Unternehmen, das 
sowohl Strom aus erneuerbaren Energien als auch aus fos-

silen Energien bezieht, den „sauberen“ Strom der Produk-
tion der für die EU bestimmten Waren zuweisen. Diese und 
ähnliche Praktiken würden dazu führen, dass in den betref-
fenden Ländern die Emissionen nicht sinken würden und es 
sich vielleicht weiterhin lohnen könnte, die Produktion von 
der EU in Drittländer zu verlagern.

Die Kommission will gegen Umgehungspraktiken vorge-
hen, die sie bei Maßnahmen gegeben sieht, die „keinen 
hinreichenden triftigen Grund oder keine wirtschaftliche 
Rechtfertigung“ haben, „außer dem bzw. der, sich den in 
dieser Verordnung festgelegten Verpfl ichtungen zu ent-
ziehen“ (Art. 27 Absatz 2). Es dürfte klar sein, dass die 
Frage was ein „hinreichend triftiger Grund“ oder eine 
„wirtschaftliche Rechtfertigung“ darstellt, keineswegs 
eindeutig zu beantworten sein wird.

Die Unklarheiten und Unsicherheiten vieler der in dem Ver-
ordnungsentwurf enthaltenen Vorschriften können nicht 
nur von Drittländern zur Umgehung der durch den CO2-
Grenzausgleich intendierten Belastungen ausgenutzt, son-
dern ebenfalls von den EU-Mitgliedsländern selbst miss-
braucht werden. Denn die Belastung der Importe, mit der 
eine Produktionsverlagerung verhindert werden soll, hat ja 
zwangsläufi g auch zur Folge, dass außereuropäische Kon-
kurrenten auf den Märkten der EU weniger wettbewerbs-
fähig werden bzw. europäische Unternehmen gegenüber 
ihren außereuropäischen Mitbewerbern wettbewerbsfähi-
ger werden. Dieser Eff ekt ist umso größer, je höher die Be-
lastung durch den CO2-Grenzausgleich ist, die wiederum 
umso größer ist, je höher die den Importen zugerechneten 
Emissionen sind. Von daher besteht die Gefahr, dass Un-
ternehmen oder Branchen, die aus Gründen, die mit der 
Klimapolitik nichts zu tun haben, an Wettbewerbsfähigkeit 
eingebüßt haben, mithilfe der Klimapolitik vor ihrer außer-
europäischen Konkurrenz geschützt werden, indem die 
Belastung von Importen durch den Grenzausgleich gezielt 
über das klimapolitisch gerechtfertigte Maß hinaus erhöht 
wird. Zu diesem Zweck bieten sich übertrieben strenge 
Regeln zur Ermittlung der tatsächlichen Emissionen, über-
höhte Standardwerte oder eine strenge Auslegung der Vor-
schriften zur Verhinderung von Umgehungspraktiken an.

Ob und in welchem Umfang es zu einer solchen Industrie-
politik durch die klimapolitische Hintertür kommen wird, 
lässt sich nicht vorhersagen. Eine Rolle dabei wird sicher 
der relative politische Einfl uss von den durch den Grenz-
ausgleich begünstigten und den darunter leidenden euro-
päischen Produzenten spielen. Man darf nicht vergessen, 
dass die Verteuerung der Importe zwar von Vorteil für die 
europäischen Produzenten dieser Güter ist, dass aber 
diejenigen europäischen Unternehmen davon Nachteile 
haben, die die betreff enden Güter als Vorprodukte in ihrer 
Produktion verwenden. Diese Kostennachteile wirken sich 
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umso stärker aus, je höher die Exporte dieser Unterneh-
men in das außereuropäische Ausland sind.

Man wird zu dem Schluss kommen müssen, dass die Kom-
mission durch die vielen Unsicherheiten und Unklarheiten in 
ihrem Verordnungsentwurf und die damit einhergehenden 
Umgehungs- und Missbrauchsmöglichkeiten den Boden 
bereitet für viele, dauerhafte und erbitterte Streitigkeiten 
zwischen der EU und ihren Handelspartnern – aus denen 
so vielleicht Handelsgegner werden können. Diese Gefahr 
besteht insbesondere dann, wenn sich das CO2-Grenzaus-
gleichssystem als nicht WTO-konform erweisen sollte.

WTO-Konformität

Für die Kommission ist die Vereinbarkeit ihres Vorschlags mit 
den Regeln der WTO off enbar wichtig. An mehreren Stellen 
wird betont, dass der CO2-Grenzausgleich „mit den Regeln 
der Welthandelsorganisation (…) im Einklang steht“ bzw. „mit 
den WTO-Regeln vereinbar ist“ (EU-Kommission, 2021c, 4, 
20). Es fällt allerdings auf, dass die Kommission an keiner 
Stelle darauf eingeht, wie die angebliche WTO-Konformität 
hergestellt wurde und auf welche WTO-Regeln sie sich bei 
ihrer Behauptung stützt (Quick, 2020).

Da sich das von der Kommission vorgeschlagene Grenz-
ausgleichssystem nicht unter die Regeln des GATT für den 
Steuergrenzausgleich fassen lässt, könnte man alterna-
tiv versuchen, den Grenzausgleich auf der Grundlage von 
GATT Art. III Absatz 4 zu rechtfertigen, wenn derselbe in 
Verbindung mit dem EU-ETS als eine innerstaatliche Pro-
duktregelung angesehen werden kann, die an der Grenze 
angewandt wird. In einem solchen Fall dürfen importierte 
Güter nicht ungünstiger behandelt werden als „gleicharti-
ge“ einheimische Güter. Im Zusatz zu GATT Art. III ist je-
doch festgelegt, dass diese Bestimmung nur für Steuern, 
Abgaben und Regulierungen gilt, die sich sowohl auf impor-
tierte als auch auf einheimische Güter beziehen. Das EU-
ETS betriff t aber nicht die Güter als solche, sondern die Art 
und Weise ihrer Produktion, nämlich die Menge der dabei 
freigesetzten CO2-Emissionen. Zweck des EU-ETS ist die 
Reduktion dieser Emissionen. Der Grenzausgleich betriff t 
dagegen die Güter an sich und es gibt keine Obergrenze für 
die Menge der CBAM-Zertifi kate und damit auch nicht für 
die Menge der bei der Produktion der Importgüter freige-
setzten CO2-Emissionen. Man kann daher den CO2-Grenz-
ausgleich nicht als die Anwendung einer innerstaatlichen 
Produktregelung (EU-ETS) an der Grenze interpretieren.

Der Grenzausgleich stellt vielmehr eine Grenzmaßnahme im 
Sinne von GATT Art. II Absatz 1(b) dar. Demgemäß dürfen 
importierte Güter weder einem Zoll noch einer sonstigen Ab-
gabe unterworfen werden, die höher als die für diese Güter 
im Zolltarif des importierenden Landes vorgesehene Belas-

tung ist. Damit würde ein Grenzausgleich gegen GATT Art. 
II Absatz 1(b) verstoßen. Nicht genug damit, er würde auch 
gegen das Prinzip der Meistbegünstigung von GATT Art. 
I verstoßen, da nicht alle „gleichartigen“ Güter unabhängig 
von ihrem Herkunftsland gleich behandelt, sondern im Ver-
hältnis der Emissionsintensität bei ihrer Herstellung oder der 
durchschnittlichen Emissionsintensität im Herkunftsland un-
terschiedlich behandelt werden.4 Dieser Verstoß gegen den 
Grundsatz der Meistbegünstigung kann auch nicht dadurch 
geheilt werden, dass man Güter, deren Herstellung unter-
schiedlich emissionsintensiv ist, als nicht gleichartig einstuft. 
Denn das Kriterium der Gleichartigkeit bezieht sich vor allem 
auf die physischen Eigenschaften der Güter selbst, den Grad 
ihrer Substituierbarkeit und den Grad, in dem sie zueinander 
im Wettbewerb stehen. Unterschiede in der Herstellungswei-
se, die sich nicht auf die Eigenschaften der Güter auswirken, 
also insbesondere auch Unterschiede in der CO2-Intensität 
in der Produktion, können folglich nicht dazu dienen, sonst 
gleichartige Güter als ungleichartig zu klassifi zieren.

Wenn die Kommission die WTO-Konformität des von ihr 
vorgeschlagenen CO2-Grenzausgleichssystems rechtfer-
tigen will, bleibt ihr nichts anderes übrig, als sich auf die 
Ausnahmeregelungen von GATT Art. XX zu stützen. Infra-
ge kommen hierfür nur die umweltpolitischen Ausnahmen 
der Absätze (b) und (g). Es hat den Anschein, als ob die 
Kommission auf Grundlage dieser beiden Ausnahmere-
geln argumentieren will. Dies würde zumindest erklären, 
warum die Kommission als politische Ziele des Grenzaus-
gleichs nur den Klimaschutz, nicht aber die Wettbewerbs-
neutralität und den Arbeitsplatzerhalt erwähnt und warum 
nur die Importe belastet, die Exporte aber nicht entlastet 
werden. Denn auf Grundlage der genannten Ausnahme-
regeln dürfen nur umweltpolitische Ziele verfolgt und nur 
unmittelbar umweltpolitisch wirksame Maßnahmen ergrif-
fen werden. Allenfalls die Belastung von Importen, nicht 
dagegen die Entlastung von Exporten könnte so begrün-
det werden, da nur erstere, aber nicht letztere einen (zu-
mindest potenziellen) Klimaschutzeff ekt hat.

Aber lässt sich der Grenzausgleich tatsächlich mithilfe der 
Ausnahmeregeln von GATT Art. XX (b) und XX (g) rechtfer-
tigen? GATT Art. XX (g) erlaubt Maßnahmen, die sich auf 
den Erhalt nicht erneuerbarer natürlicher Ressourcen be-
ziehen. Im Zusammenhang mit dem Grenz ausgleich kom-
men hier nur die fossilen Rohstoff e infrage. Off ensichtlich 
ist diese Ausnahmeregelung aber nicht auf den Grenzaus-
gleich anwendbar, mit dem ja nicht das Ziel des Erhalts 
der Bestände dieser Rohstoff e verfolgt wird, sondern vor 
allem das Ziel, die mit der Nutzung dieser Ressourcen als 
Energieträger verbundenen CO2-Emissionen zu reduzie-

4 Eine Gleichbehandlung würde jedoch vorliegen, wenn alle Güter aus allen 
Ländern nach Maßgabe der EU-Standardwerte belastet werden würden.
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ren. Das Problem besteht also nicht in der möglichen Er-
schöpfung der fossilen Rohstoff e, und der Grenzausgleich 
dient auch nicht dazu, eine solche zu verhindern: Denn er 
betriff t auch andere Emissionen als CO2 und schränkt die 
Nutzung dieser Rohstoff e insofern nicht ein, als sie nicht 
als Energieträger genutzt werden (sondern z. B. als Inputs 
in der chemischen oder pharmazeutischen Industrie).

GATT Art. XX (b) gestattet Maßnahmen, die notwendig sind, 
Leben und Gesundheit von Menschen, Tieren und Pfl anzen 
zu schützen. Der Hauptgegenstand des Grenzausgleichs, 
Kohlendioxid, ist ein farbloses, geruchloses und ungiftiges 
Gas, das die Gesundheit von Menschen, Tiere und Pfl an-
zen nicht direkt und unmittelbar schädigt (das Wachstum 
von Pfl anzen profi tiert sogar von einer steigenden CO2-
Konzentration in der Atmosphäre). Es müsste gezeigt wer-
den, dass von den CO2-Emissionen und dem von ihnen 
(mit) verursachten Klimawandel eine indirekte Gefährdung 
von menschlicher Gesundheit oder Tier- und Pfl anzenwelt 
ausgeht – und zwar nicht allgemein und generell, sondern 
auf dem Gebiet der EU. Daneben fordert GATT Art. XX (b) 
aber noch die Erfüllung einer zweiten Bedingung, dass die 
betreff enden Maßnahmen notwendig zum Schutz von Le-
ben und Gesundheit sind. Auch wenn man akzeptiert, dass 
ein sicherer Zusammenhang zwischen CO2-Emissionen 
und Klimawandel einerseits und zwischen Klimawandel 
und Gesundheitsgefährdung andererseits besteht, wird der 
Nachweis der Notwendigkeit nicht gelingen: Angesichts 
eines Anteils der EU-28 von nur 8,8 % an den weltweiten 
Treibhausgasemissionen 2018 (BMU, 2021, 14) spielt die 
mögliche Verlagerung von Treibhausgasemissionen der EU 
ins außereuropäische Ausland praktisch keine Rolle für die 
Gesamtsumme dieser Emissionen und damit auch nicht für 
den weiteren Klimawandel und die mögliche Gefährdung 
von Leben und Gesundheit durch denselben.

Aber auch falls eine der beiden Vorschriften prinzipiell an-
wendbar wäre, müsste in jedem Fall die Generalklausel 
von GATT Art. XX beachtet werden, die verlangt, dass alle 
ausnahmsweise getroff enen Maßnahmen zu keiner willkür-
lichen oder ungerechtfertigten Diskriminierung zwischen 
Staaten führen dürfen, in denen die gleichen Verhältnisse 
bestehen. Eine solche Diskriminierung könnte man im Fall 
des Grenzausgleichs darin erblicken, dass die EU mit die-
sem Instrument andere Staaten dazu bewegen will, diesel-
be Klimapolitik wie sie selbst zu betreiben bzw. einen CO2-
Preis in einer dem CO2-Preis der EU entsprechenden Höhe 
zu erheben. Dadurch würde die EU dem Geist des Pariser 
Klimaabkommens von 2015 zuwiderhandeln, in dem das 
Prinzip der freiwilligen Kooperation betont und jedem Un-
terzeichnerstaat die Möglichkeit eingeräumt wird, eine sei-
ner spezifi schen Situation angemessene Klimapolitik zu be-
treiben. Wenn man die „gleichen Verhältnisse“ als Erfüllung 
der nationalen Verpfl ichtungen im Rahmen des Pariser Ab-

kommens interpretiert, kann man den Grenzausgleich als 
diskriminierende Zwangsmaßnahme ansehen, weil Länder, 
die ihren klimapolitischen Verpfl ichtungen in gleicher Weise 
nachgekommen sind (im Sinne des Pariser Abkommens), 
unterschiedlich behandelt werden – je nachdem, ob sie die-
selbe Klimapolitik wie die EU oder eine andere betreiben. 
„The objective demonstration by an exporting WTO mem-
ber of its compliance with the requirements of the Paris Ag-
reement could therefore result in a fi nding of ‚arbitrariness‘ 
of the EU’s CBAM“ (Quick, 2020, 585).

Zusammenfassend ist festzustellen, dass erhebliche 
Zweifel an der WTO-Konformität des vorgeschlagenen 
CO2-Grenzausgleichssystems bestehen. Diese Meinung 
wurde bis vor kurzem noch von der EU-Kommission 
(2018, 263) geteilt. So off ensichtlich deren Kehrtwende 
ist, so unklar ist auch, wie sie dieselbe rechtfertigen kann.

Bei der Frage der WTO-Konformität ist es nicht entschei-
dend, ob die hier vorgetragene Position die herrschende 
oder eine Minderheitsmeinung ist, sondern dass diese Po-
sition nachvollziehbar und begründbar ist – und folglich von 
den Kritisierenden des Grenzausgleichs unter den Han-
delspartnern der EU auch vertreten werden wird. Vor al-
lem handelspolitische Schwergewichte wie die USA, China 
oder Japan, daneben auch Länder wie Indien, Australien 
oder Russland, haben die WTO-Konformität des geplan-
ten Grenzausgleichs bestritten und Widerstand angekün-
digt (Bergin et al., 2021; Kusch und Rolle, 2021, 28). Dieser 
Widerstand wird sich nicht nur auf Proteste beschränken. 
Da eine Streitschlichtung im Rahmen der WTO aufgrund 
der Blockade des Schiedsgerichts der WTO durch die USA 
zurzeit de facto nicht möglich ist, muss damit gerechnet 
werden, dass die von dem Grenz ausgleichssystem be-
troff enen Staaten auf dessen Einführung umgehend mit 
Vergeltungsmaßnahmen reagieren werden. Es besteht 
deshalb die große Gefahr, dass es zu gravierenden Han-
delskonfl ikten kommt, die weltweit zu erheblichen Wachs-
tums- und Wohlstandsverlusten führen würden.

Nicht genug damit, die Einführung des vorgeschlagenen 
Grenzausgleichssystems wäre ein handelspolitischer 
Dammbruch. Denn bislang bestand Konsens, dass nur in-
direkte, also auf die Güter selbst erhobene Steuern an der 
Grenze ausgeglichen werden dürfen. Nicht ausgeglichen 
werden dürfen dagegen direkte Steuern und die durch all-
gemeine wirtschaftspolitische Maßnahmen verursachten 
Kosten. Wenn die Kommission diesen Konsens aufkün-
digt, indem sie einen Ausgleich für eine Kostenbelastung 
vornimmt, die eindeutig nicht durch eine indirekte Steuer 
verursacht wird, öff net sie eine handelspolitische Büchse 
der Pandora. Was sollte die EU oder andere Länder davon 
abhalten, auch andere Belastungen, die nicht in Gestalt 
indirekter Steuern auftreten, auszugleichen?
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Politökonomische Aspekte

Es stellt sich hier zunächst die Frage, welchen Ländern der 
Grenzausgleich nutzt und welchen er schadet. Mit dem 
CO2-Grenzausgleich geht zwangsläufi g der Schutz einhei-
mischer Produzenten einher, da deren außereuropäische 
Konkurrenz durch die durch den Grenzausgleich ihnen 
entstehenden Kosten einen Wettbewerbsnachteil erleiden 
(im Verhältnis zur Situation vor der Einführung des Grenz-
ausgleichs). Die Schutzwirkung für die Unternehmen eines 
bestimmten Landes ist umso größer, je größer die Kosten-
belastung der außereuropäischen Konkurrenz im Verhältnis 
zur eigenen Kostenbelastung durch das EU-ETS ist, also 
umso größer, je weniger emissionsintensiv die betreff enden 
Unternehmen produzieren. Aufgrund seiner modernen An-
lagen produziert Deutschland zwar im Vergleich zum EU-
Durchschnitt relativ emissionsarm. Aber Länder, die auf die 
klimaneutrale Kernenergie setzen, können noch wesentlich 
emissionsärmer produzieren. Das gilt vor allem für Frank-
reich, das 2019 pro BIP-Einheit über 25 % weniger Treibh-
ausgase als Deutschland emittiert hat (Bundesumweltamt, 
2021). Diese höhere Schutzwirkung ist unabhängig davon, 
ob später beim Grenzausgleich auch die indirekten Emis-
sionen durch den Stromverbrauch berücksichtigt werden; 
dies würde nur dazu führen, dass die Schutzwirkung für alle 
EU-Länder steigt, sich aber nicht auf die Unterschiede in der 
Schutzwirkung zwischen den einzelnen Ländern auswirken.

Die Schutzwirkung des Grenzausgleichs nutzt einer Volks-
wirtschaft umso mehr, je höher der Anteil der dem Grenz-
ausgleich unterworfenen Branchen an der Wertschöp-
fung der betreff enden Volkswirtschaft ist – und je weniger 
wettbewerbsfähig diese Branchen unabhängig von klima-
politisch bedingten Kosten sind. Falls später der Grenz-
ausgleich auch auf andere als die bisher genannten Gü-
ter bzw. Gütergruppen ausgeweitet wird, spielt die Bran-
chenstruktur einer Volkswirtschaft keine Rolle mehr für die 
Bedeutung des Grenzausgleichs für diese Volkswirtschaft 
– wohl aber deren Wettbewerbsfähigkeit im Allgemeinen.

Zieht man die Höhe des Außenhandelsüberschusses als 
Indikator für die Wettbewerbsfähigkeit heran, dann ist für 
die deutsche Volkswirtschaft die Schutzwirkung durch 
den Grenzausgleich kaum von Bedeutung. Deutschland 
hat mit weitem Abstand (absolut und relativ zum BIP) den 
höchsten Außenhandelsüberschuss aller EU-Mitglieds-
länder gegenüber dem Nicht-EU-Raum und kann daher 
als sehr wettbewerbsfähig gelten. Bei einzelnen Bran-
chen, die besonders unter Wettbewerbsnachteilen in 
Form hoher Energie- und CO2-Preise leiden, ist dies al-
lerdings anders. Dabei handelt es sich vor allem um die-
jenigen Branchen, die als erste unter den Grenzausgleich 
fallen sollen. Für die Unternehmen dieser Branchen wird 
der CO2-Grenzausgleich also einen wichtigen Vorteil dar-

stellen – aber sie haben einen relativ geringen Anteil an 
der Gesamtwertschöpfung in Deutschland.

Der Grenzausgleich führt aber auch dazu, dass sich für 
Unternehmen in der EU, die importierte Vorprodukte außer-
europäischer Hersteller nutzen, die Produktion verteuert. 
Dadurch verschlechtert sich deren Wettbewerbsfähigkeit 
im Verhältnis zu ihren außereuropäischen Konkurrenten. 
Um ein Beispiel zu nennen: Europäische Stahlproduzenten 
werden vom Grenzausgleich profi tieren; europäische Au-
tohersteller, die in Europa für den Weltmarkt produzieren, 
werden unter ihm leiden. Dieser Eff ekt wird sich in dem Ma-
ße verstärken, in dem der Grenz ausgleich auf immer mehr 
Gütergruppen ausgeweitet wird, und er betriff t ein Land 
umso mehr, je stärker es auf außereuropäischen Märkten 
engagiert ist. Deutschland wird besonders unter dieser 
Folgewirkung des Grenzausgleichs leiden, da nicht nur Wa-
renexporte einen Anteil von 35,8 % am BIP haben (2020), 
sondern von diesen immerhin ungefähr ein Drittel in Länder 
außerhalb der EU geht und es sich bei den deutschen Ex-
porten überwiegend nicht um Vorprodukte oder Grundstof-
fe, sondern um Fertigwaren handelt (BMWI, 2021, 1-2).

Die größte Gefahr für die deutsche Volkswirtschaft geht 
aber nicht von diesen unmittelbaren Konsequenzen des 
Grenzausgleichs aus, die wahrscheinlich beherrschbar 
sein werden. Die größte Gefahr stellen vielmehr die mög-
lichen, ja wahrscheinlichen Handelskonfl ikte im Gefolge 
der Einführung des Grenzausgleichs dar. Dies gilt umso 
mehr, als sich etwaige Vergeltungsmaßnahmen natürlich 
nicht auf die Branchen beschränken werden, bei denen 
der Grenzausgleich als erstes eingeführt werden soll. Von 
diesen Handelskonfl ikten ist eine Volkswirtschaft umso 
stärker betroff en, je mehr sie in die Weltwirtschaft integriert 
und je höher ihr Außenhandelsüberschuss ist. Deutschland 
mit seinem hohen Off enheitsgrad (Verhältnis der Summe 
von Importen und Exporten zum BIP) von 87,8 % (2019), 
seiner hohen Exportquote und seinen hohen Außenhan-
delsüberschüssen wird der Hauptleidtragende dieser Han-
delskonfl ikte innerhalb der EU sein (BMWI, 2021, 1-2).

Neben den unterschiedlichen Interessen der Mitgliedsländer 
sind auch die Eigeninteressen der Kommission zu berück-
sichtigen. Denn Beamte und andere Staatsdienende haben 
nicht ausschließlich das Allgemeinwohl im Auge, sondern 
auch (und vielleicht sogar vor allem) ihre eigenen Interessen, 
die sich unter dem Ziel der Budgetmaximierung subsumie-
ren lassen. Es ist kein Grund erkennbar, warum dieses Motiv 
ausgerechnet bei den Mitgliedern der EU-Kommission und 
ihren Mitarbeitenden keine Rolle spielen sollte. Im Zusam-
menhang mit der geplanten Einführung des CO2-Grenzaus-
gleichs stellt sich deshalb die Frage, ob und wie sich diese 
auf die Höhe der der Kommission zur Verfügung stehenden 
Mittel auswirken würde. Dabei fällt auf, dass die Kommission 
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nicht nur 75 % der Einnahmen aus dem Verkauf der CBAM-
Zertifi kate für sich beansprucht, sondern auch die Erhöhung 
des ihr zustehenden Teils der Einnahmen aus dem EU-ETS 
auf 25 % anstrebt (EU-Kommission, 2021b).

Daraus folgt, dass sowohl die Einführung des CO2-Grenz-
ausgleichs selbst als auch die damit verbundene Abschaf-
fung der kostenlosen Zuteilung von EU-ETS-Zertifi katen 
zu einer erheblichen Steigerung der EU-Eigenmittel führen 
werden. Und daraus folgt wiederum, dass diese Maßnah-
men eindeutig im Eigeninteresse der Kommission liegen. 
Aus politökonomischer Perspektive kann deshalb nicht 
ausgeschlossen werden, dass die Kommission bei der Ge-
staltung ihres Vorschlags auch von diesen eigenen Vortei-
len motiviert worden ist – und nicht nur von den Interessen 
der Gesamtheit der Mitgliedsländer oder von den Ergebnis-
sen gesamtwirtschaftlicher Kosten-Nutzen-Abwägungen.

Zumindest ließe sich so der erstaunliche Sinneswandel 
der Kommission hinsichtlich der WTO-Konformität des 
CO2-Grenzausgleichssystems erklären. Und so wird auch 
verständlich, warum die Kommission in der Begründung 
zu ihrem Vorschlag die bisher verwandte Alternative zum 
Grenz ausgleich, die zum Teil kostenlose Zuteilung von EU-
ETS-Zertifi katen, mit unhaltbaren Argumenten kritisiert. 
Die Behauptung, dass eine kostenlose Zuteilung „das CO2-
Preissignal“ schwächen und die „Anreize für Investitionen 
in eine weitere THG-Emissionsreduktion“ somit mindern 
würde (EU-Kommission, 2021c, 3), ist nicht richtig. Die Hö-
he der Anreizwirkung von Emissionszertifi katen hängt nur 
von der zur Verfügung stehenden Menge dieser Zertifi kate 
ab – und nicht davon, wie diese Menge auf die Emittenten 
verteilt wird. Eine Versteigerung der Zertifi kate zu 100 % 
entfaltet dieselbe Anreizwirkung und erzeugt dasselbe 
Preissignal wie eine vollständig kostenlose Zuteilung.5

Fazit: Mehr Schatten als Licht

Insgesamt weist das vorgeschlagene CO2-Grenzaus-
gleichssystem weitaus mehr Nachteile als Vorteile auf. Mit 
seiner Hilfe könnte eine Verlagerung von Emissionen bzw. 
eine Abwanderung von Unternehmen in Länder außerhalb 

5 Zwar gibt es zwischen Versteigerung und kostenloser Zuteilung Unter-
schiede hinsichtlich der Wirkungen auf Ertrag und Liquidität der Emitten-
ten, aber eben nicht hinsichtlich des Anreizes zur Emissionsreduktion.

der EU zumindest zum Teil verhindert werden. Aber es wür-
de sehr hohe Kosten verursachen, nicht zu einer kosteneffi  -
zienten Emissionsreduktion beitragen und kaum Anreize zur 
Emissionsreduktion im außereuropäischen Ausland schaf-
fen. Des Weiteren bestehen Umgehungs- und Missbrauchs-
möglichkeiten – und zwar sowohl auf Seiten der Adressa-
tenländer als auch der EU-Mitgliedsländer –, welche Anlass 
zu Streitigkeiten und Handelskonfl ikten geben werden. 
Noch wichtiger erscheint die Gefahr für das Welthandels-
system durch wahrscheinliche Vergeltungsmaßnahmen der 
Handelspartner der EU, da die WTO-Konformität des vorge-
schlagenen Systems zumindest sehr zweifelhaft ist. Beson-
ders Deutschland mit seiner exportstarken Wirtschaft und 
seinen hohen Außenhandelsüberschüssen würde darunter 
stark leiden – und hätte andererseits vom CO2-Grenzaus-
gleich kaum Vorteile zu gewärtigen. Deshalb ist es vor al-
lem (aber nicht nur) aus deutscher Sicht zu begrüßen, dass 
das Europäische Parlament im Juni 2022 den Vorschlag der 
Kommission zumindest vorläufi g abgelehnt hat.
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Die Bundesregierung hat sich verpfl ichtet, die Treibhaus-
gasemissionen deutlich zu senken. Während dies in den 
meisten Sektoren geschieht, stagnieren die Emissionen 
im Verkehrssektor, die Sektorziele liegen in weiter Ferne. 
Sowohl die vorige als auch die aktuelle Bundesregierung 
setzen primär auf die Umstellung von Pkw und Lkw auf 
umweltfreundlichere Antriebe und planen hierfür gewal-
tige Subventionen ein. Mit erkennbar geringerer Priorität 
hat die Politik auch Verlagerungsziele auf die Schiene 
formuliert. Im aktuellen Koalitionsvertrag wird das Ziel ei-
ner Verdopplung des Personenverkehrs bis 2030 festge-
schrieben, der Schienengüterverkehr soll bis 2030 einen 
Marktanteil von 25 % erreichen (SPD et al., 2021). Aller-
dings ergibt sich aus dem Koalitionsvertrag nicht, wie die-
se Ziele erreicht werden sollen. Es gibt nur vage Aussich-
ten auf zusätzliche Geldmittel. Strukturreformen bei dem 
Unternehmen DB AG werden im Koalitionsvertrag mit 
Ausnahme einer Zusammenlegung von DB Netz und DB 
Personenbahnhöfen zu einer „gemeinwohlorientierten“ 
neuen Sparte innerhalb des Konzerns ausgeschlossen.

Aktuelle Krise und das Eckpunktepapier vom Juni 2022

Bereits seit Ende 2021 häufen sich die Beschwerden der Be-
treiber im Schienengüterverkehr und der verladenden Indus-
trie über die Zuverlässigkeit des Netzes. Immer mehr Bau-
stellen behinderten den Betrieb, die Pünktlichkeit sinke. Im 

Mai 2022 bedankte sich der DB-Cargo-Produktionsvorstand 
R. Kloß bei den Mitarbeitern, die sich dem „Chaos entgegen-
stellten“. Er berichtete, man habe nahezu 30 % der Verkehre 
aus dem System genommen, aber das „reiche noch nicht“. 
In einer daraufhin angesetzten Pressekonferenz sah auch 
Bahnchef R. Lutz nur die Lösung, kurzfristig Verkehr von der 
Schiene auf die Straße zu verlagern.

Ende Juni reagierte Bundesverkehrsminister Wissing auf 
die Krise mit einem Eckpunktepapier zur Zukunft der DB AG 
und der Schiene. Angekündigt wurde die Schaff ung eines 
„Hochleistungsnetzes“, hierfür sollen ab 2024 acht Korrido-
re mit etwa 3.500 km Länge grundlegend saniert werden. 
Die Arbeit an allen Gewerken solle gebündelt werden, es 
solle nicht nur ersetzt, sondern zugleich modernisiert wer-
den – natürlich kundenzentriert und kapazitätsschonend. 
Die im Koalitionsvertrag beschlossene Fusion von DB Netz 
und DB Personenbahnhöfe zu einer „gemeinwohlorientier-
ten“ neuen Sparte innerhalb des Konzerns solle bis Anfang 
2024 umgesetzt werden, eine Einbeziehung der DB Energie 
werde geprüft. Die im Januar 2022 angekündigte Beschleu-
nigungskommission soll im Juni erstmals tagen und noch 
2022 Ergebnisse vorlegen. Wissing erklärte, er wolle die Ei-
senbahn zur „Chefsache“ machen, eine Steuerungsgruppe 
des Ministeriums solle die Fortschritte bei den genannten 
Projekten überwachen. Auch solle wieder eine Stabstelle 
für den Deutschlandtakt eingerichtet werden, diese hat-
te der Minister bei Amtsantritt gerade abgeschaff t. In der 
Pressekonferenz kündigte er an, die Interessen des Bundes 
künftig gegen den Aufsichtsrat besser durchzusetzen. Die 
Formulierungen des Ministers sind interpretationsfähig. 
Deutlich wird aber das Ziel, die DB AG künftig stärker aus 
dem Ministerium heraus zu steuern.

Governance der DB AG

Mit der Bahnreform von 1994 wurde grundgesetzlich fest-
gelegt, dass die Eisenbahnen des Bundes als Wirtschafts-
unternehmen in privatrechtlicher Form geführt werden. Die 
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DB AG als Obergesellschaft und die großen Tochterfi rmen in 
Deutschland sind Aktiengesellschaften. Gemäß Aktienrecht 
führt der Vorstand die Geschäfte, der Aufsichtsrat überwacht 
den Vorstand. Die Rolle der Eigentümer ist aktienrechtlich 
klar begrenzt: Sie bestimmen die Aufsichtsräte (der Eigentü-
merseite) und entscheiden über die Gewinnverwendung.

Zwar sind Gespräche zwischen Eigentümer:innen und 
Vorstand einer AG durchaus zulässig. Allerdings ist zur 
Geschäftsführung nur der Vorstand, zur Überwachung 
des Vorstandes nur der Aufsichtsrat berechtigt. Die unter-
schiedlichen Verkehrsminister der vergangenen Jahre ha-
ben zunehmend in die Steuerung der DB AG eingegriff en, 
wobei hier nicht die rechtliche Zulässigkeit beurteilt werden 
soll. Auf jeden Fall haben die Minister mit ihrem Vorgehen 
die Erwartung von Öff entlichkeit und Medien bedient. In der 
medialen Berichterstattung ist der Eindruck entstanden, 
der Minister greife gegenüber nachgeordneten Mitarbei-
tern durch. So wurde anlässlich eines Krisentreff ens zum 
Thema Pünktlichkeit im Fernverkehr berichtet, der Minister 
habe die Vorstände der DB AG „zum Rapport antreten las-
sen“ (Spiegel Online, 2019). Wenig später wurde berichtet, 
er habe vom Vorstand neue Konzepte verlangt und ein Ulti-
matum gestellt (Süddeutsche Zeitung Online, 2019). Im Juni 
2020 hat der damalige Verkehrsminister als Einstieg in den 
Deutschlandtakt angekündigt, die DB werde ab Dezember 
2020 die Strecke Berlin – Hamburg im Halbstundentakt be-
dienen (Süddeutsche Zeitung Online, 2020).

In der Ära Mehdorn hat der DB-Konzern seine aktien-
rechtliche Autonomie noch weitgehend verteidigt. Über 
die Jahre ist der Einfl uss der Politik immer stärker gewor-
den. Diese Entwicklung lässt sich zum einen mit den im-
mer deutlicher werdenden fi nanziellen Problemen der DB 
AG erklären, die dazu führten, dass der Konzern gegen-
über der Politik zunehmend als Bittsteller auftreten muss-
te. Zum anderen hat sich auch die Struktur des Aufsichts-
rats verändert. In der Mehdorn-Ära waren sechs der zehn 
Aufsichtsräte der Eigentümerseite aus der Wirtschaft. 
Auswahlkriterium war eine Unterstützung des Mehdorn-
Kurses. Daneben entsandten die drei zuständigen Minis-
terien je einen Staatssekretär, hinzu kam eine Vertretung 
des Bundestags. Inzwischen stammen (inkl. Odenwald) 
sieben der zehn Vertreter:innen aus Verwaltung und Poli-
tik. Der Bundesrechnungshof (2021, 171 ff .) hat die Beset-
zungspraxis des Bundes grundsätzlich kritisiert. Mitglie-
der des Bundestags und Ministerialvertretungen nähmen 
konkurrierende Funktionen bei der Mittelempfängerin DB 
AG und beim Geldgeber Bund wahr oder müssten einer-
seits Wettbewerbsinteressen der DB AG vertreten, hätten 
aber auch Einfl uss auf die Marktordnung und das Wett-
bewerbsgeschehen. Die neue Bundesregierung hat diese 
Empfehlung ignoriert und den Aufsichtsrat nach gleichem 
Muster besetzt wie die Vorgängerregierung.

Mit den Eckpunkten hat der Minister angekündigt, die DB 
aus dem Ministerium heraus künftig stärker kontrollieren 
zu wollen und eine entsprechende „Steuerungsgruppe“ 
einsetzen zu wollen. Mit diesem Plan greift das Ministe-
rium in die Kompetenzen des Aufsichtsrats noch weiter-
gehender ein als in den zuvor beschriebenen Fällen. Der-
zeit ist unklar, mit welchen Kompetenzen und auf welcher 
Rechtsgrundlage diese ministerielle Steuerung erfolgen 
soll. Medienkommentare unken bereits über eine „Rück-
kehr der Bundesbahn“ (z. B. Wirtschaftswoche, 2022, 
11). Auf jeden Fall könnte mit der Steuerungsgruppe eine 
Doppelstruktur zum Aufsichtsrat entstehen.

Ein weiterer Aspekt, den Verkehrsminister Wissing in der 
Pressekonferenz ansprach, ist das Verhältnis zwischen Ei-
gentümer und Aufsichtsrat. Er kündigte an, die Interessen 
des Bundes künftig besser „gegen den Aufsichtsrat“ durch-
zusetzen. Tatsächlich gibt es immer wieder Berichte, dass 
einzelne Vertretungen der Eigentümerseite gemeinsam mit 
den Arbeitnehmervertretungen abgestimmt hätten, auch 
bei Personalentscheidungen. Formal ist solches Stimmver-
halten nicht zu beanstanden, da die Aufsichtsratsmitglieder 
nicht weisungsgebunden sind. Trotzdem ist es unüblich und 
erschwert die Arbeit der Organe des Unternehmens. Am 
Tag nach diesen Ankündigungen des Ministers erklärte der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats seinen Rücktritt. Es gab kei-
ne offi  zielle Begründung, aber es wird vermutet, dass dieser 
Rücktritt aus Protest gegen den Durchgriff  des Ministeriums 
auf Aufsichtsrat und Unternehmen erfolgte.

Die Unzufriedenheit des Ministers mit dem fehlenden Durch-
griff  auf die Bahn ist zwar gut nachvollziehbar. Dennoch 
überzeugt der Lösungsansatz mit Steuerungsgruppe und die 
Ankündigung einer besseren Aufsichtsratsteuerung nicht. Es 
ist ein politisch und medial geprägter Ansatz, der – soweit 
heute erkennbar – die institutionellen Strukturen und die Or-
gane der DB AG schwächen wird. Es entsteht eine institutio-
nelle Rivalität zwischen der Steuerungsgruppe und dem Auf-
sichtsrat. Dabei ist der Handlungsspielraum des Aufsichts-
rats begrenzt, da er einerseits die gesetzlich bestimmten 
Aufgaben erfüllen und Verantwortung tragen muss, anderer-
seits das Ministerium über die Steuerungsgruppe einen di-
rekten Zugriff  auf das Unternehmen haben wird. Einen derar-
tigen Machtkampf mit dem Eigentümer kann der Aufsichtsrat 
nicht gewinnen. Deshalb dürfte es sich als schwierig erwei-
sen, die Position des oder der Aufsichtsratsvorsitzenden zu 
besetzen, da sich kompetente Kandidat:innen nicht in einen 
solchen Konfl ikt begeben werden.

Die Steuerung der DB AG sollte in einer Struktur erfolgen, die 
rechtlich unstrittig ist und sich nicht in einer Grauzone be-
wegt. In der jetzt angedachten Struktur besteht das Risiko 
institutioneller Konfl ikte, die das Unternehmen weiter schwä-
chen könnten. Ein relativ einfacher Ansatz könnte darin be-
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stehen, die DB AG in eine GmbH umzuwandeln. Das würde 
allerdings die ordnungspolitischen Probleme nicht lösen.

Ordnungspolitik

Die Eingriff e des Ministeriums in die Organverantwortlichkei-
ten der DB AG fi nden eine Entsprechung in einer zunehmen-
den ordnungspolitischen Aufgabenvermischung. Die heutige 
Marktordnung beruht darauf, dass die DB AG ein privat-
wirtschaftlich geführtes Unternehmen ist. Das Grundgesetz 
weist dem Bund die Aufgabe der Bereitstellung der Eisen-
bahninfrastruktur und der Gestaltung von Verkehrsangebo-
ten zu. Zu diesem Zweck kann der Bund entsprechende Ge-
setze erlassen. Art. 87e Ziff er 4 des Grundgesetzes sieht die-
ses ausdrücklich vor. Mit diesen gesetzlichen Vorgaben wird 
das ordnungspolitische Prinzip durchgesetzt, die Funktionen 
des Bundes einerseits als Eigentümer und andererseits als 
Verantwortlicher für den Sektor klar zu trennen.

Für den Regionalverkehr und für die Infrastruktur bestehen 
umfangreiche Gesetze zur Schaff ung und Finanzierung ver-
kehrspolitisch erwünschter Angebote und zur Regulierung 
von Netzzugang und Wettbewerb. Zur Förderung des Schie-
nengüterverkehrs gibt es einige Leistungsgesetze, aber keine 
marktordnenden Gesetze. Für den Fernverkehr werden seit 
Jahren aus der Branche Forderungen erhoben, der Bund sol-
le Gesetze erlassen, auf deren Basis der Bund z. B. Verkehre 
bestellen könnte. Dies hat der Bund bislang abgelehnt. Aller-
dings nimmt der Bund über seine Funktion als Eigentümer – 
und nicht als Gesetzgebung – Einfl uss auf den Fernverkehr.

Mit der Bahnreform wurden die Rollen des Eigentümers und 
des gesetzlich Verantwortlichen aus gutem Grund getrennt: 
Dahinter steht der Gedanke eines Besteller-Ersteller-Prin-
zips. Damit soll sichergestellt werden, dass die Politik nur 
Leistungen zusagt und erbringen lässt, die auch fi nanziert 
sind. In vielen Staaten, bei denen dieses Prinzip nicht gilt, 
gibt es Staatsunternehmen, denen Aufgaben aufgebürdet 
und niedrige Preise vorgeschrieben werden, ohne dass sie 
dafür entsprechende Mittel erhalten. Das Prinzip Besteller-
Ersteller sieht vor, dass die von der Politik bestellten Leis-
tungen über transparente Gesetze beschrieben und über 
den Haushalt fi nanziert werden. Die Rollenvermischung, die 
im Umgang des Bundes mit der DB AG zu beobachten ist, 
stellt ein politisches Risiko dar und sollte gestoppt werden. 
Stattdessen sollte die Rolle der DB AG als Wirtschaftsunter-
nehmen gestärkt werden und die Steuerung entsprechend 
ausgerichtet werden. Seine verkehrspolitischen Ziele sollte 
der Bund durch entsprechende Gesetze durchsetzen.

Betriebliche Probleme

Seit vielen Jahren altert das Netz der DB AG (IZB, ver-
schiedene Jahrgänge). Der Sanierungsrückstau bei der 

DB Infrastruktur steigt. Für 2019 wurde der Rückstau vom 
Verkehrsministerium auf 49 Mrd. Euro taxiert, davon 20 
Mrd. Euro „kritisch“, für 2020 wurde der Rückstau auf 60 
Mrd. Euro geschätzt, davon sind 29 Mrd. Euro kritisch. Bis 
2025 wird auf Basis der aktuellen Finanzierung ein weite-
rer Anstieg des Rückstaus erwartet (Deutscher Bundestag, 
2021).

Der Bund hat mit der LuFV III1 die Mittel für die Bestands-
netzerhaltung erheblich erhöht. Dies führt zu deutlich 
steigender Bautätigkeit im Netz. Einerseits sind die Bau-
maßnahmen zur Netzerhaltung erforderlich, andererseits 
reduzieren die Baustellen die Leistungsfähigkeit des 
Netzes und sind die Hauptursache der aktuellen betrieb-
lichen Engpässe. Dieser Sachverhalt ist seit Jahren be-
kannt, seit Jahren arbeiten Verkehrsministerium, DB AG 
und Verkehrsunternehmen am „Runden Tisch Baustellen-
management“ an einer Verbesserung der Bau- und zuge-
hörigen Kommunikationsprozesse.

Das Verbesserungspotenzial durch die jetzt angekündigte 
Bündelung von Baumaßnahmen in den Hauptkorridoren ist 
unklar. Das gebündelte Bauen ist nicht neu, gerade bei den 
Schnellfahrstrecken wendet die DB Netz AG das Verfahren 
heute standardmäßig an. Es gäbe eine Lösungsidee, mit 
der kurzfristig Kapazitäten geschaff en und Kosten gesenkt 
werden könnten: Viele technische und betriebliche Regeln 
für die Eisenbahn sind deutlich strenger und restriktiver als 
die Regeln für andere Verkehrsträger (Prechtl und Schulz, 
2020). In den vergangenen Jahren sind viele Regeln wei-
ter verschärft worden, zudem sind neue hinzugekommen. 
Jede Regel erhöht die Kosten des Systems Schiene weiter 
und schwächt sie im intermodalen Wettbewerb. Soweit öf-
fentlich bekannt, gibt es keine Aktivitäten in der Branche, 
um diese permanenten Regelverschärfungen zu verhin-
dern und intermodale Benachteiligungen abzuschaff en. Ei-
ne grundlegende Überprüfung der Regelwerke als konzer-
tierte Maßnahme der Branche wäre wohl der einzige Weg, 
der kurzfristig Wirkung entfalten könnte.

Investitionen und Kapazitätsausbau

In der Zeit nach der Bahnreform stellte der Bund für den 
Neu- und Ausbau des Netzes jährlich rund 4 Mrd. Euro 
bereit. Vor 20 Jahren wurden die Mittel auf 1,5 Mrd. Euro 
reduziert, zuletzt wieder auf gut 2 Mrd. Euro angehoben 
(BMVI, 2016).2 Dem steht eine Projektliste mit einem Volu-
men von rund 150 Mrd. Euro gegenüber, die erforderlich 

1 Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung ist ein Vertrag zwischen 
Bund und DB AG, über den der Bund Mittel für die Bestandsnetzer-
neuerung bereitstellt.

2 Der Bundeshaushalt enthält einige weitere investive Positionen für die 
Schiene, z. B. Digitalisierung, Lärmschutz, GVFG, Kohleausstieg – mit 
diesen werden aber nicht die genannten Neubauvorhaben fi nanziert.
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wären, um die verkehrlichen Ziele der Bundesregierung zu 
erreichen. Von der Regierung wird eine solche Zahl nicht 
genannt, die Werte lassen sich aber zusammentragen: 
Zum einen enthält der Bundesverkehrswegeplan eine Lis-
te „vordringlicher“ Projekte mit einem Volumen von rund 
50 Mrd. Euro.3 Dabei stehen die meisten Projekte bereits 
seit 30 Jahren auf dieser Liste. Für die als Deutschlandtakt 
bezeichnete Angebotskonzeption werden weitere 50 Mrd. 
Euro an Investitionen benötigt (SMA, 2021). Allerdings ist 
diese Planung auf den Personenverkehr konzentriert, für 
den Güterverkehr ist kein signifi kantes Wachstum ange-
nommen (SMA, Intraplan und Via Consulting, 2021, 9), 
entsprechend sind für diesen nur wenige Projekte vorge-
sehen. Der Branchenverband VDV hat in einer Studie ge-
schätzt, dass weitere 32 Mrd. Euro benötigt werden, um 
ein Wachstum des Schienengüterverkehrs gemäß den 
Zielen der Bundesregierung zu ermöglichen (VDV und 
Roland Berger, 2021). In den genannten Zahlen ist die In-
fl ation der Baukosten der vergangenen Jahre noch nicht 
berücksichtigt. Inklusive dieser Infl ationszuschläge dürfte 
sich ein Wert von 150 Mrd. Euro ergeben.

Derzeit ist nicht erkennbar, dass die Bundesregierung Mittel 
in der genannten Größenordnung bereitstellen will. Jenseits 
des haushaltspolitischen Willens wäre eine massive Erhö-
hung der Mittel kurz- und mittelfristig auch kaum möglich, 
da die erforderlichen Ressourcen zur Realisierung von Pro-
jekten fehlen. In den vergangenen Jahren konnte die DB AG 
selbst die vorhandenen Mittel für Neu- und Ausbau nicht 
vollständig abrufen, zudem gibt es derzeit praktisch keine 
durchgeplanten, baureifen Projekte. Es besteht ein massi-
ver Mangel an Ressourcen für Planung, Genehmigung und 
Umsetzung von Bauprojekten. Die Kapazität der Planungs- 
und Baubranche hat sich den geringen Mitteln der vergan-
genen Jahre angepasst. Um den Ausbau der Schiene zu 
ermöglichen, ist dringend ein umfangreiches Programm zur 
Gewinnung von Fachkräften erforderlich (DZSF, 2022a und 
2022b). Besonders kritisch ist die Situation bei Ingenieuren, 
da die Ausbildung einen großen zeitlichen Vorlauf erfordert 
und andere Maßnahmen wie Abwerbung im Ausland oder 
Umschulung nur wenig Potenzial bieten.

Ein weiteres Problem ist der zunehmende Anwohnerwider-
stand bei Bauvorhaben. Die Bereitschaft zur Duldung neuer 
Infrastrukturprojekte sinkt dramatisch. Inzwischen gehen 
Anwohner:innen selbst gegen bestehende Infrastruktur vor. 
Dies wird ermöglicht durch das extrem komplizierte und 
langwierige Planungsrecht, das auf jeder Stufe extensive 
Klagemöglichkeiten bietet. Zuletzt gab es Hoff nung, durch 
eine breite Bürgerbeteiligung zu Lösungen zu gelangen. 
Die Ergebnisse sind jedoch ernüchternd. Die jeweils be-

3 Bewertung der Schienenwegeausbauvorhaben des Potenziellen Be-
darfs, Stand 5.11.2018, eigene Summierung.

troff enen Anwohner:innen lehnen Projekte vor der eigenen 
Haustür ab, der „Lösungsvorschlag“ besteht in einer Trasse 
irgendwo anders, wo die dann jeweils Betroff enen ebenfalls 
protestieren. Der von Anwohner:innen oft geforderte Bau 
von Tunnelstrecken erfordert umfangreiche Planungen, 
die Investitionen sind um ein Vielfaches höher als Strecken 
an der Oberfl äche. Zudem verursachen Tunnelstrecken im 
Bau und Betrieb deutlich höhere Emissionen. Tunnel als 
neue Standardlösung des Streckenbaus würden sämtliche 
Baubudgets sprengen und die ökologische Vorteilhaftigkeit 
des Verkehrsträgers deutlich mindern. Derzeit ist nicht er-
kennbar, wie diese Konfl ikte gelöst werden könnten.

Die Trägheit der Planungsprozesse in Deutschland betriff t 
nicht nur die Eisenbahn, sondern auch andere Infrastruktur-
sektoren. Eine große Reform von Planungsrecht und -pro-
zessen wäre erforderlich, um die Infrastruktur zu moderni-
sieren. Allerdings bestehen große Widerstände, zum einen 
in den Reihen der Umweltschützenden, zum anderen bei 
Mitgliedern der Politik, die den „Nimbyismus“4 unterstützen.

Finanzlage und Produktivität

Die wirtschaftliche Lage der DB AG ist kritisch, wenngleich 
die Coronapandemie und die entsprechenden Ausgleichs-
zahlungen die Auswertung der Zahlen der letzten zwei Jah-
re erschweren. Eine Betrachtung der einzelnen Sparten 
zeigt, dass Schenker, wie alle Logistikunternehmen, durch 
die internationale Lieferkrise zuletzt massive Zusatzgewin-
ne erwirtschaftet hat, die aber wieder schrumpfen werden. 
Arriva hat sich nach den Milliardenverlusten in England sta-
bilisiert, ernsthafte Gewinne sind aber nicht zu erwarten. 
Der Fernverkehr hat die Coronaeinbrüche wieder aufgeholt 
und dürfte wieder Gewinne auf Vorkrisenniveau erreichen. 
Die Sparte Regio hingegen wird die üppigen Margen der 
vergangenen Jahrzehnte nicht mehr erreichen, bei ihr wie 
auch der Konkurrenz ist die Lage angespannt (Bundesnetz-
agentur, 2022, 33). DB Cargo verliert seit Jahren in einem 
wachsenden Markt an Leistungen und erzielt hohe Verlus-
te, eine Wende ist nicht in Sicht. Die Konkurrenz von DB 
Cargo hingegen erzielt steigende Gewinne, wenn auch auf 
niedrigem Niveau (Bundesnetzagentur, 2022, 34). Die Infra-
struktur hat zuletzt kaum Gewinne erwirtschaftet. Die Spar-
te Sonstiges/Beteiligungen hat in den vergangenen Jahren 
ihre Verluste ausgeweitet. Sie umfasst den Overhead des 
Konzerns, zahlreiche Beteiligungen und insbesondere 
das Venture Capital Geschäft, das die DB AG seit Jahren 
ausbaut, über das aber keine Informationen veröff entlicht 
werden. Berücksichtigt man Risiken wie steigende Zinsen, 
ist es denkbar, dass die DB AG in dieser Struktur in den 
kommenden Jahren dauerhaft in die roten Zahlen rutscht. 

4 Nimby ist ein Akronym für „Not in my backyard“, eine Blockadehal-
tung gegen Projekte in der eigenen Nachbarschaft.
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Ein bislang wenig beachtetes Problem, das eine wichtige 
Ursache der wirtschaftlichen Krise darstellen dürfte, ist die 
Entwicklung der Produktivität bei der DB AG. In den ver-
gangenen zehn Jahren hat sich die Produktivität, gemes-
sen an Zug- oder Trassenkilometern je Mitarbeiter:in, deut-
lich verringert. In den Personenverkehrssparten betrug der 
Rückgang der Produktivität rund 15 %, bei Cargo nahezu 
30 % und bei Netz etwa 20 %.5 Sowohl innerhalb der DB AG 
als auch in der Branche werden seit einiger Zeit Reform-
vorschläge für die DB AG diskutiert, bislang fehlt aber der 
politische Wille zur Umsetzung.

Marktordnung

Die Krise der DB AG hat auch Auswirkungen auf die Markt-
ordnung: Zum einen schaff t die Vermischung der Rollen des 
Eigentümers Misstrauen und Unsicherheit im Markt. Wett-
bewerber befürchten, dass der Bund als Gesetzgebung und 
Regulierungssetzer nicht neutral agiert, sondern zugleich 
Eigentümerinteressen vertritt. Zum anderen stellt die ab-
nehmende Zuverlässigkeit der Infrastruktur eine schwere 
wirtschaftliche Belastung der Betreibenden (EVU) dar. Nach 
geltender Gesetzeslage haftet die Infrastruktur gegenüber 
den EVU nicht für Schlechtleistung. Die EVU hingegen ver-
lieren Kundschaft oder müssen Strafen für Verspätungen 
und Ausfälle zahlen, die sie nicht zu verantworten haben.

Im Regionalverkehr hat sich die Marktordnung grundsätz-
lich bewährt, allerdings ist die unzuverlässige Infrastruktur 
eine der Ursachen dafür, dass sich in den vergangenen Jah-
ren drei Betreibende, darunter zwei große, aus dem Markt 
zurückgezogen haben. Dabei war die Markt öff nung im Re-
gionalverkehr eigentlich ein Erfolg: Die Verkehrsleistung ist 
seit der Bahnreform um 40 % gestiegen, auch der Marktan-
teil ist deutlich gewachsen. Die Angebotsqualität ist – ab-
gesehen von den Infrastruktur engpässen – gestiegen, eine 
Reihe privater Wettbewerber erbringt inzwischen knapp ein 
Drittel der Verkehre. Das Marktdesign hat sich grundsätzlich 
bewährt, allerdings haben sich neben der Qualitätskrise der 
Infrastruktur weitere Probleme gezeigt: Die Personalkos-
ten sind in den vergangenen Jahren überproportional ge-
stiegen. Außerdem enthalten Ausschreibungen inzwischen 
so detaillierte Vorgaben, dass die Vergaben fast nur noch 
durch Kostenwettbewerb entschieden werden und Nach-
steuerungen erforderlich sind (Berschin und Böttger, 2019).

Auch im Schienengüterverkehr hat der Wettbewerb eine 
deutlich positive Wirkung entfaltet. Trotz schwieriger inter-
modaler Wettbewerbsbedingungen und Verschiebungen 

5 Quelle: eigene Berechnungen auf Basis der Einzelabschlüsse DB Fern-
verkehr AG, DB Regio AG, DB Cargo AG und DB Netz AG, die Produk-
tivität wurde berechnet als Quotient aus zkm zu vollzeitäquivalentem 
Mitarbeiter. Bei DB Netz dürfte der Wert negativ verzerrt sein durch 
eine Steigerung des Anteils aktivierter Eigenleistungen in der GuV.

in der Güterstruktur zuungunsten der Eisenbahn hat sich 
die Verkehrsleistung seit der Bahnreform fast verdoppelt, 
der Marktanteil ist leicht gestiegen. Das Wachstum wird 
weitgehend von Wettbewerbern getragen, sie erbringen 
inzwischen mehr als die Hälfte der Verkehrsleistung. Be-
sonders gut entwickelt sich das Segment „Kombinierter 
Verkehr“, der die Transporte von Containern und Lkw um-
fasst. Das Segment „Ganzzugverkehr“ umfasst Leistun-
gen, in dem ganze Züge zwischen Produktions- und Lo-
gistikstandorten verkehren. In diesem Segment brechen 
einzelne Gütergruppen wie Kohle und Montanprodukte 
weg, andere wie Chemie, Holz, Fahrzeuge und Mineralöl 
entwickeln sich recht stabil. Sie bieten aber auch wenig 
Wachstumspotenzial. Kritisch ist die Lage im „Einzelwa-
genverkehr“. In diesem Segment werden in der Fläche 
Wagen oder Wagengruppen abgeholt, zu ganzen Zügen 
für lange Strecken zusammenrangiert und dann wieder 
vereinzelt und in der Fläche zugestellt. Durch den Rangier-
betrieb und die Zustellung einzelner Wagen in die Fläche 
ist diese Betriebsform sehr aufwändig, zudem ist es ein 
natürliches Monopol, das in Deutschland praktisch nur 
von DB Cargo betrieben wird. Aufgrund der hohen Sys-
temkosten und der ungünstigen Güterstrukturentwicklung 
schrumpft die Nachfrage seit Jahren, trotzdem werden 
täglich immer noch ca. 15.000 Wagen befördert. Die DB 
Cargo AG erzielt nach eigenen Angaben in dem Segment 
hohe Verluste und drohte jahrelang mit der Stilllegung des 
Systems. Als Reaktion stellt der Bund bis 2025 eine Unter-
stützung von 0,6 Mrd. Euro bereit, die von Kundschaft und 
anderen Betreibenden angeregte Öff nung des Einzelwa-
gensystems für Dritte lehnt der Bund bisher ab.

Im Eisenbahnfernverkehr ist bisher kaum Wettbewerb ent-
standen.6 Hierfür werden mehrere Gründe angeführt. Zum 
einen sind für einen Markteinstieg im Hochgeschwindigkeits-
verkehr Investitionen im dreistelligen Millionenbereich erfor-
derlich. Die Züge müssten bestellt werden, bevor Trassen für 
den Betrieb zugesagt werden. Niemand wird ein solches Ri-
siko eingehen. Zum anderen beherrscht die DB AG die Fahr-
gastinformation und Ticketbuchung über ihre leistungsfähige 
IT-Plattform. Der Zugang zu dieser Plattform und zu Tarifko-
operationen ist für Dritte sehr schwierig. Also ist ohne Impul-
se von außen keine Änderung der Marktstruktur zu erwarten. 
Mit der angekündigten Einführung des Deutschlandtakts mit 
defi nierten, dichteren Takten und Bedienungszusagen für 
Großstädte wird die Frage immer drängender, ob der Fern-
verkehr weiterhin ohne staatliche Vorgaben durchgeführt 
werden kann. In der Diskussion sind derzeit unterschiedliche 
Varianten von Konzessionsmodellen (Böttger, 2021).

6 Bislang stiegen Wettbewerber nur außerhalb des Hochgeschwindig-
keitsverkehrs mit gebrauchten Fahrzeugen ein. Einige wie HKX und 
Locomore sind gescheitert, Flixtrain expandiert derzeit, die österrei-
chische ÖBB betreibt Nachtzüge.
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Die Eisenbahninfrastruktur ist der einzige Bereich, für den 
die Bundesregierung eine Reform vorsieht. Im Koalitions-
vertrag ist vorgesehen, dass die Infrastruktursparten zu ei-
ner gemeinwohlorientierten Sparte innerhalb des DB-Kon-
zerns fusioniert werden sollen. Verkehrsminister Wissing hat 
die Umsetzung der Reform Anfang 2024 in Aussicht gestellt. 
Die Hausgewerkschaft der DB AG, die EVG, organisiert be-
reits den Widerstand gegen die Reform. Dabei ist unklar, wie 
die Gemeinwohlorientierung ausgestaltet werden könnte. 
Bislang hat die Gesetzgebung im Eisenbahnregulierungs-
gesetz von 2016 den Anspruch der DB AG auf eine „kapi-
talmarktadäquate“ Verzinsung des Kapitals festgeschrieben 
(Eisenbahnregulierungsgesetz, Anlage 4, Ziff er 5.1). Dies 
führt dazu, dass die Trassenpreise rund 15 % höher sind, als 
wenn die DB AG lediglich den tatsächlichen Zinsaufwand 
ansetzen und den Trassennutzenden anlasten dürfte. Seit 
2015 ist zwischen Bund und DB AG vertraglich vereinbart, 
dass die Gewinne der Infrastruktur über den Konzern an 
den Bund ausgeschüttet und als Investitionszuschuss an 
die Bahninfrastruktur zurückfl ießen (Leistungs- und Finan-
zierungsvereinbarung III, § 2a). Allerdings wurde diese Ver-
einbarung schon vor Corona nicht eingehalten, tatsächlich 
dienen die Gewinne der Infrastruktur zur Finanzierung ande-
rer Konzernaktivitäten (Bundesrechnungshof, 2021, 186 f.).

Denkbar wäre es im Rahmen der Reform, die Trassenpreise 
auf Basis der tatsächlichen Kosten zu ermitteln. Die neue 
Infrastruktursparte würde dann keine Gewinne mehr erzie-
len, die Trassenpreise könnten deutlich sinken. Allerdings 
würde damit eine Finanzierungsquelle für den DB-Konzern 
oder für Infrastrukturinvestitionen wegfallen. Alternativ wä-
re denkbar, die bisherige Verwendungslimitierung für die 
Gewinne der Infrastruktur zu schärfen und konsequenter 
durchzusetzen. Viele Branchenfachleute halten nach wie 
vor eine komplette gesellschaftsrechtliche Trennung der 
Infrastruktur und der Transportsparten des DB Konzerns 
für sinnvoll. Allerdings ist keine politische Mehrheit für eine 
solche Reform in Sicht. Zudem ist die Frage, ob das ange-
schlagene Unternehmen eine große institutionelle Reform 
derzeit ohne weitere Schäden würde umsetzen können.

Fazit

Die DB AG steckt in einer schweren Krise. Wissing hat an-
gekündigt, die Bahn zur Chefsache zu machen. Er geht 
damit ein großes Risiko ein, denn in der Fachwelt glaubt 
niemand, dass sich die fi nanzielle und betriebliche Krise 

der Bahn schnell beheben lässt. Die im Eckpunktepapier 
vorgelegten inhaltlichen Überlegungen insbesondere zum 
Hochleistungsnetz überzeugen nicht. Strukturell besteht 
eine große Gefahr, dass die beabsichtigte Steuerung der 
DB AG aus dem Ministerium zu einer institutionellen Kri-
se führt und die DB AG weiter schwächt. Deshalb ist das 
Eckpunktepapier sicher nicht die große Reform, auf die 
der Sektor so dringlich wartet.
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Der massive Einsatz von Kurzarbeit hat wesentlich da-
für gesorgt, dass der Arbeitsmarkt in Deutschland den 
scharfen wirtschaftlichen Einbruch infolge der Pandemie 
relativ gut überstanden hat. Obwohl das Bruttoinlands-
produkt 2020 im Jahresdurchschnitt um 4,6 % abnahm 
(Statistisches Bundesamt, 2022a), sank die Zahl der Er-
werbstätigen nur um 0,8 %. Bis zum Frühjahr 2022 hat sie 
sich wieder erholt und das Vor-Pandemieniveau sogar 
leicht überschritten (Statistisches Bundesamt, 2022b). Zu 
dieser günstigen Entwicklung haben neben dem breiten 
Einsatz von Kurzarbeit die zahlreichen betrieblichen Ver-
einbarungen zur Beschäftigungssicherung beigetragen. 
Ebenso wie Kurzarbeit setzen sie auf das Prinzip der in-
ternen Flexibilität. Bei nachlassenden Wirtschaftsaktivitä-
ten bieten sie Möglichkeiten, das Arbeitsvolumen zu ver-
ringern, indem die Arbeitszeit je Beschäftigten angepasst 
wird und nicht, wie bei externer Flexibilität, die Zahl der Be-
schäftigten. Konzeptionell lässt sich die erste Alternative 
als ein Modell der regulierten Flexibilität fassen, die zwei-
te eher marktlichen Anpassungsmechanismen in weniger 
regulierten Arbeitsmärkten wie in den USA zuschreiben 
(hierzu auch der SVR (2021, Abbildung 100). Dort ist die 
Zahl der Erwerbstätigen 2020 gegenüber dem Vorjahr um 
über 6 % eingebrochen, während zu Beginn der Pandemie 
die Arbeitslosenquote um nahezu 10 Prozentpunkte steil 
anstieg. Weder Kurzarbeit noch betriebliche Bündnisse zur 
Beschäftigungssicherung spielten dort eine vergleichbare 
Rolle wie in Deutschland.

Datengrundlage

Grundlage der folgenden Ausführungen sind die WSI-
Betriebs- und Personalrätebefragungen von 2009 und 
2021 (Behrens und Brehmer, 2022). Ein Vergleich der Da-
ten 2021 und 2009 ist möglich, da die Fragestellungen zu 

dem Komplex der betrieblichen Vereinbarungen zur Be-
schäftigungssicherung weitgehend identisch sind. Grund-
gesamtheit der Befragung sind Betriebe mit mindestens 
20 Beschäftigten, die einen Betriebs- oder Personalrat1 
haben (letztere wurden 2021 erstmals befragt). Insgesamt 
arbeitet in diesen Betrieben etwas weniger als die Hälfte 
aller Beschäftigten (Ellguth und Kohaut, 2021). Die Stich-
probenziehung erfolgte durch eine disproportionale Zu-
fallsziehung aus der Betriebsdatei der Bundesagentur für 
Arbeit, die Fallzahlen von befragten Betrieben liegen bei 
2.924 (2021) und 2.324 (2009). Alle Angaben sind gewich-
tet, um die disproportionale Besetzung der Stichproben-
zellen gegenüber der Grundgesamtheit auszugleichen.

Betriebliche Vereinbarungen: Konzept

Mit „betrieblichen Bündnissen für Arbeit“, „betrieblichen 
Bündnissen für Wettbewerbssicherung“ oder auch „be-
trieblichen Vereinbarungen zur Beschäftigungssicherung“ 
werden Vereinbarungen zwischen Management und be-
trieblichen Interessenvertretungen (Betriebsrat) bezeichnet, 
die das Ziel verfolgen, einerseits bei den Betrieben Kosten 
zu senken, deren Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und an-
dererseits den Beschäftigten Sicherheit zu geben und de-

1 Der öff entliche Dienst bleibt in den nachfolgenden Ausführungen aus-
geklammert.
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ren Arbeitsplätze zu erhalten (Seifert, 1999; Rehder, 2003; 
Massa-Wirth, 2007; Addison et al., 2015). Sie folgen keinem 
kodifi zierten Regelwerk, sondern sind Ergebnis betriebli-
cher Aushandlungspraxis. Inhaltlich können sie deshalb zu 
heterogenen, auf die jeweiligen betrieblichen Problemlagen 
zugeschnittenen Ergebnissen führen. Gemeinsam ist ihnen 
das „Quid-pro-quo-Prinzip“. Die Beschäftigten machen 
Zugeständnisse vor allem bei der Arbeitszeit und/oder bei 
Einkommenskomponenten, im Gegenzug verzichten die Ar-
beitgebenden für einen befristeten Zeitraum auf betriebs-
bedingte Entlassungen oder sagen standorterhaltende und 
zukunftssichernde Maßnahmen (Investitionen usw.) zu.

Diese Vereinbarungen haben eine Vorgeschichte, die bis 
in die Mitte der 1990er Jahre reicht (Seifert, 2002). Aufge-
kommen waren sie mit der Einführung tarifl icher Öff nungs-
klauseln (Bispinck, 2002). Sie bieten den Betriebspartei-
en, Management und Betriebsräten, die Möglichkeit, bei 
Einkommen und Arbeitszeit im Rahmen tarifl ich vorgege-
bener Bandbreiten von den tarifl ichen Standards abzu-
weichen, sie zu unter- oder überschreiten. Vor dem Hin-
tergrund anhaltend hoher Arbeitslosenzahlen waren die 
Gewerkschaften zum Zeitpunkt der Einführung der Öff -
nungsklauseln stark unter Druck geraten, die als infl exibel 
angesehenen Branchen-Tarifverträge zu reformieren und 
Möglichkeiten zuzulassen, von den vereinbarten Stan-
dards abweichen zu können. Die Öff nungsklauseln erwei-
terten den Handlungsspielraum der Betriebsparteien. Sie 
erhalten zusätzliche Regelungskompetenzen, sie können 
beschäftigungspolitische Verantwortung übernehmen.

Betriebliche Vereinbarungen zur Beschäftigungssiche-
rung werden nicht nur in Betrieben mit prekärer Wirt-
schaftssituation und bedrohten Beschäftigungsverhältnis-
sen abgeschlossen. Auch durchaus prosperierende Be-
triebe vereinbaren Maßnahmen mit dem Ziel, die Wettbe-
werbsfähigkeit zu steigern. Dabei geht es ihnen vor allem 
um mehr Flexibilität bei der Arbeitszeit, aber auch um die 
möglichst konfl iktlose Unterstützung der betrieblichen In-
teressenvertretungen bei umfassenden internen Umstruk-
turierungen oder der Einführung neuer Formen der Ar-
beitsorganisation zu sichern, so z. B. Methoden des agilen 
Arbeitens. Im Vordergrund steht nicht nur die kurzfristige 
Kostenreduktion, sondern die Vereinbarungen sollen mit-
tel- bis langfristig orientierte produktivitätssteigernde Re-
strukturierungsmaßnahmen ermöglichen (Seifert, 2002).

Betriebliche Vereinbarungen können gesetzliche An-
passungsinstrumente wie das Kurzarbeitergeld in ihren 
Funktionsmechanismen ergänzen, aber auch ersetzen. 
Insgesamt bietet die Kombination gesetzlicher Regelun-
gen mit tarifl ichen und betrieblichen Vereinbarungen ein 
breites Spektrum an Anpassungsmaßnahmen, um mithil-
fe von Kurzarbeit, Arbeitszeitkonten, Variationen der tarif-

lichen Arbeitszeit innerhalb defi nierter Bandbreiten, dem 
Vorziehen des Urlaubs usw. den quantitativen Einsatz der 
Arbeit rasch und kostensenkend zu variieren. Man kann 
dieses auf Formen der internen Flexibilität (Flexibilität bei 
Arbeitszeit und Einkommenskomponenten) beruhende 
Konzept als regulierte Flexibilität bezeichnen, dem ein 
eher marktliches, vorrangig auf externer Flexibilität (Per-
sonalabbau) beruhendes Anpassungsmodell gegenüber-
steht. Die Kombination von Elementen beider Modelle, 
von interner und externer Flexibilität, ist ebenso möglich.

Verbreitung

In der Pandemie haben 45 % der Betriebe mit Betriebs-
rat Maßnahmen zur Beschäftigungssicherung durchge-
führt, aber nur 22 % der Betriebe mit Betriebsrat hatten ein 
Bündnis zur Beschäftigungssicherung in Form einer Be-
triebsvereinbarung abgeschlossen. Wenn sich die Mehr-
zahl der Beschäftigungssicherungsmaßnahmen nicht auf 
eine formale Betriebsvereinbarung stützt, kann das damit 
zu tun haben, dass Management und Betriebsräte unter 
starkem Zeitdruck pragmatische Lösungen fi nden und im-
plementieren mussten. In der Finanzkrise war der Anteil 
der Betriebe mit Beschäftigungssicherung etwas gerin-
ger (40 %), während der mit einem betrieblichen Bündnis 
etwas höher lag (25 %). Die Anteilswerte zwischen den 
Wirtschaftsbereichen streuen ähnlich wie 2009. Sie re-
fl ektieren grob die Betroff enheiten durch die pandemiebe-
dingten Hygieneregelungen. Die meisten Vereinbarungen 
(57 %) fi ndet man im Produktionsgüterbereich, die we-
nigsten bei den Finanzdienstleistenden (16 %). Eine starke 
Zunahme gegenüber 2009 verzeichnet der Einzelhandel, 
wo der Anteil der Betriebe mit Vereinbarungen von 35 % 
auf 50 % zugenommen hat. Off ensichtlich hat der phasen-
weise Lockdown beschäftigungssichernde Maßnahmen 
erzwungen. Umgekehrt ist der Anteil der Vereinbarungen 
im Baugewerbe stark von 49 % auf 35 % gefallen.

Maßnahmen der Beschäftigungssicherung

Inhaltlich umfassen die Maßnahmen zur Beschäftigungs-
sicherung ein breites Spektrum. Im Vordergrund stehen 
Regelungen der Arbeitszeit. Monetäre Aspekte spielen 
nur eine Nebenrolle, ähnlich wie schon 2009 (vgl. Abbil-
dung 1). Deutliche Unterschiede gegenüber 2009 zeigen 
sich dagegen bei den Maßnahmen zur Arbeitszeitgestal-
tung. So liegt vor allem der Anteil der Betriebe mit Rege-
lungen zur Kurzarbeit deutlich höher. Das hat damit zu 
tun, dass im Unterschied zur Finanzkrise in der Pandemie 
auch größere Teile des Dienstleistungsbereichs betroff en 
waren. Besonders gilt das für die Gastronomie und das 
Beherbergungsgewerbe. Auch Arbeitszeitkonten wurden 
häufi ger genutzt, um entweder Zeitguthaben abzubauen 
oder Zeitschulden zu bilden.
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Abbildung 1
Maßnahmen der Beschäftigungssicherung

in % der Betriebe mit Beschäftigungssicherung

Abbildung 2
Zusagen der Betriebe

in % der Betriebe mit Maßnahmen

Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2009, 2021; eigene Berechnungen. Quelle: WSI-Betriebsrätebefragung 2009, 2021; eigene Berechnungen.

Ebenso wurden Arbeitszeitverkürzungen mit Lohnaus-
gleich häufi ger (15,7 %) vereinbart als 2009 (3 %), solche oh-
ne Lohnausgleich dagegen deutlich seltener (von 17,6 % auf 
5,6 %). Auff allend ist, dass etwa ein Drittel der Betriebsräte 
in Betrieben mit Beschäftigungssicherung angibt, die Ar-
beitszeit verlängert zu haben. Das ist vor allem in Bereichen 
der Fall, die während der Pandemie erhöhte Arbeitsanfor-
derungen zu bewältigen hatten und unter einem Mangel an 
Arbeitskräften litten, wie z. B. dem Gesundheitsbereich.

Zusagen der Betriebe

Im Gegenzug zu den Vereinbarungen über Arbeitszeit und 
Einkommen sagen die Betriebe beschäftigungssichernde 
Maßnahmen zu. Das Gesamtbild der Maßnahmen ähnelt 
sich in den beiden Krisenjahren 2009 und 2021 stark. Sowohl 
in der Finanzkrise als auch in der Pandemie stehen stand-
orterhaltende und die Belegschaftsstärke sichernde Verein-
barungen im Vordergrund. Fast die Hälfte aller Betriebe ver-
zichtet für einen bestimmten Zeitraum auf betriebsbedingte 
Kündigungen. Diese Zusage ist deshalb hervorzuheben, weil 
die Betriebe damit ihr Recht auf zentrale Personalentschei-
dungen einschränken. Nicht betroff en von diesen Entschei-
dungen sind der Abbau von Leiharbeit oder die Nichtverlän-
gerung befristeter Verträge. Auff allend ist ferner, dass mit 
48 % ein nicht unerheblicher Teil der Betriebe mit Betriebsrat 
Zusagen über Neueinstellungen macht. Das ist vor allem im 
Baugewerbe sowie im Gesundheits- und Sozialwesen der 
Fall. Hintergrund hierfür könnte neben gestiegenen Bedar-
fen sein, dass Betriebsräte angesichts der in Teilbereichen 
bestehenden starken Belastungen der Beschäftigten darauf 

drängen, zusätzliche Arbeitskräfte einzustellen, um den Ar-
beitsdruck auf die Stammbelegschaften zu mindern.

Qualifi zierung

Wie schon in der Finanzkrise wurde auch während der Pan-
demie die durch Kurzarbeit freigewordene Arbeitszeit nur in 
bescheidenem Maße für berufl iche Weiterbildung genutzt, 
am ehesten noch in Betrieben mit Betriebsrat (Pusch und 
Seifert, 2021; Kruppe et al., 2021). Das gilt, wie die Ergeb-
nisse der Betriebsrätebefragung zeigen, häufi ger, wenn Be-
triebsräte initiativ geworden sind und Weiterbildungsaktivi-
täten angestoßen haben (in 35,6 % dieser Betriebe wurde 
die Kurzarbeit für Weiterbildung genutzt, in den Betrieben 
ohne Weiterbildungsvorschläge von Seiten der Betriebs-
räte waren es nur 23 %). Die Wahrscheinlichkeit, Kurzarbeit 
für Qualifi zierung zu nutzen, steigt außerdem in solchen 
Betrieben, in denen Investitionszusagen im Rahmen von 
Bündnisvereinbarungen getroff en wurden. Dieses Ergebnis 
erscheint plausibel. Geplante Investitionen erfordern häufi g 
neue bzw. zusätzliche Qualifi kationen; sie können mit ver-
änderter Arbeitsorganisation verbunden sein und entspre-
chende Anpassungen von Fähigkeiten und Kompetenzen 
zur Folge haben. Investitionszusagen signalisieren aber 
auch eine fortdauernde Beschäftigungsperspektive, die 
Beschäftigte für eine Bildungsteilnahme motivieren dürfte.

Perspektiven

Skepsis ist angebracht, ob dieses bereits in der Finanzkrise 
2009 bewährte Modell, das vorrangig Formen interner Flexi-
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bilität im Rahmen gesetzlicher, tarifl icher sowie betrieblicher 
Maßnahmen kombiniert, auch bei einem neuerlichen Kon-
junkturabschwung in Folge des Ukrainekriegs noch in dem 
bisherigen Maße funktionieren wird. Zunächst ist von verän-
derten fi nanziellen Handlungsbedingungen auszugehen. Die 
Bundesagentur für Arbeit kann nicht mehr auf üppige Rück-
lagen zurückgreifen2, zudem ist die Lage der öff entlichen 
Haushalte deutlich angespannter als in Vor-Pandemiezeiten. 
Insofern dürfte der Spielraum für ein erhöhtes und verlänger-
tes Kurzarbeitergeld wie während der Pandemie aufgrund 
verschärfter konkurrierender Anforderungen unter Druck 
geraten. Zugleich dürften die Anforderungen auf Betriebe 
und Tarifparteien, für einen Ausgleich zu sorgen, steigen. 
Ein Lösungsansatz könnte sein, das Kurzarbeitergeld unter 
der Bedingung aufzustocken und/oder zeitlich auszuweiten, 
dass die Zeiten der Kurzarbeit für berufl iche Weiterbildung 
genutzt werden. Denkbar sind kombinierte Finanzierun-
gen durch Staat, Tarifvertragsparteien und Betriebe. In die 
Diskussion gebracht ist ferner der Vorschlag, ein Mindest-
kurzarbeitergeld einzuführen, um bei Beziehenden niedriger 
Einkommen soziale Härten zu verringern (Schmid, 2022). Be-
triebe könnten außerdem den Beschäftigten, die sich qua-
lifi zieren lassen, beschäftigungssichernde Zusagen machen 
und ihnen als Anreiz eine Perspektive bieten. Qualifi zierun-
gen bieten eine gute Gelegenheit, sich für den digitalen und 
ökologischen Wandel zu rüsten und sie sollte nach 2009 und 
2021 nicht zum dritten Mal nur wenig genutzt verstreichen.

Geringer aufgefüllt sind auch die Reserven auf den Ar-
beitszeitkonten, die noch nicht wieder den Stand der 
Vor-Pandemiezeit erreicht haben (IAB, 2022). Bei einer 
neuerlichen wirtschaftlichen Abkühlung bieten die Zeit-
guthaben geringere Polster, Personalabbau abzufedern. 
Alternativ kämen Arbeitszeitverkürzungen in Frage. Wie 
die Ergebnisse der Betriebsrätebefragung signalisieren, 
besteht bei etwa 30 % der Betriebe die Bereitschaft, im 
Krisenfall diesen Weg (bei teilweisem Lohnausfall) zu 
gehen. Das wäre mehr als im Rahmen von betrieblichen 
Bündnissen während der Pandemie vereinbart (21 %).

2 Der Haushalt der Bundesagentur für Arbeit geht für 2022 von einem 
Defi zit aus, das durch einen Bundeszuschuss gedeckt werden muss 
(BA, 2021).
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Title: Company-Based Agreements Secure Employment
Abstract: This article provides some empirical results on company-based agreements to safeguard employment during the pan-
demic from a representative survey of works councils. The agreed contents are compared with those of the fi nancial crisis of 2009 in 
order to check whether certain basic patterns have changed due to experience-saturated practice, or if new specifi cs develop in the 
face of changed problem constellations. During the pandemic, as in the fi nancial crisis, agreements on adjustments to working hours 
(internal fl exibility) versus monetary ones dominate. Finally, it is discussed what conclusions to be drawn in the event of a possible 
renewed economic downturn.
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Mehr als 15 Jahre nach den Hartz-Reformen ist eine 
heftige politische Debatte über das System der Grund-
sicherung in Deutschland entbrannt. Das Hartz IV-Sys-
tem des Förderns und Forderns hat nur noch wenige 
Anhänger:innen. Nach dem vielzitierten Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts vom November 2019 sind auch 
die Sanktionen gegenüber Leistungsempfänger:innen, 
die ihren Pfl ichten bei der Arbeitsplatzsuche nicht nach-
kommen, stärker denn je in die Kritik geraten. Nicht zu-
letzt deswegen will die Bundesregierung sie demnächst 
für zwölf Monate bis auf einen geringen Rest aussetzen.

Ziele der Reform laut Koalitionsvertrag

Die Pläne der Ampelkoalition zur Reform der Grundsi-
cherung sind auf den Seiten 59 bis 61 des Koalitions-
vertrags (2021) aufgelistet. Neben den eher deklamato-
rischen Elementen wie der neuen Namensgebung „Bür-
gergeld“ und der Ankündigung, „die Würde des Einzel-
nen zu achten“ und eine „Beratung auf Augenhöhe“ zu 
gewährleisten, erscheinen vor allem die folgenden Ziele 
zentral und zugleich konsensfähig:

1. Die Integration in den Arbeitsmarkt muss nachhaltig 
sein. Zu diesem Zweck soll der Vermittlungsvorrang im 

SGB II abgeschaff t und stattdessen die Förderung der 
Weiterbildung und Qualifi zierung gestärkt werden.

2. Die Zuverdienstmöglichkeiten sollen verbessert wer-
den, um die Anreize zur Integration in sozialversiche-
rungspfl ichtige Erwerbstätigkeit zu erhöhen.

Die Abschaff ung der Sanktionen steht zwar nicht explizit 
im Koalitionsvertrag, aber aus der Formulierung „Für Kon-
fl iktfälle schaff en wir einen unabhängigen Schlichtungsme-
chanismus“ kann man ablesen, dass das dritte Ziel lautet:

3. Leistungskürzungen als Instrumente diskretionärer 
Sanktionsmaßnahmen sollen nach Möglichkeit ver-
mieden werden.

Weitere Postulate für ein System der Grundsicherung

Zusätzlich sollte die Grundsicherung Folgendes erfüllen:

4. a) Der Staat schuldet seinen Bürger:innen die Siche-
rung des Lebensunterhalts im Sinne eines sozio-
kulturellen Existenzminimums, b) kann dafür aber als 
Gegenleistung verlangen, dass die Empfänger:innen 
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von Transfers im Rahmen ihrer Möglichkeiten einen 
Beitrag dazu leisten, die dafür erforderlichen Mittel zu 
erwirtschaften.

5. Der Staat garantiert den Betroff enen, die Gegenleis-
tung aus Postulat 4b erbringen zu können, indem er 
ihnen für den Notfall einen Arbeitsplatz mit einer be-
grenzten Stundenzahl zur Verfügung stellt.

6. Schließlich sind die fi skalischen Kosten der Grundsi-
cherung unter Beachtung der übrigen Postulate mög-
lichst gering zu halten.

Man beachte, dass Postulat 4b die Ablehnung eines be-
dingungslosen Grundeinkommens impliziert. Im Gegen-
teil drückt es aus, dass Solidarität keine Einbahnstraße ist: 
Die Gesellschaft verhält sich solidarisch gegenüber ihren 
ärmsten Mitgliedern, die auf dem freien Arbeitsmarkt kei-
ne Stelle fi nden können, indem sie sie versorgt, aber sie 
verlangt auch die Solidarität der Hilfeempfänger:innen in 
Form der genannten Gegenleistung. Dies ist eine abge-
milderte Form des „Workfare“-Konzepts von Besley und 
Coate (1992), nach dem alle Empfänger:innen von Grund-
sicherung dem Staat eine Gegenleistung in Form von 
Arbeitsstunden zur Verfügung stellen müssen und das 
vor allem als Selbstselektionsinstrument dient: Personen 
mit höherer Arbeitsproduktivität sollen auf den Transfer 
verzichten. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Ziel-
gruppe des SGB II ausschließlich arbeitsfähige Personen 
umfasst, konkret Personen, die mindestens drei Stunden 
am Tag arbeiten können.

Das „Recht auf Arbeit“, das in Postulat 5 ausgesprochen 
wird, wäre ein Novum im deutschen Sozialrecht. Es ist 
aber zum einen die notwendige Ergänzung zu Postulat 
4b; zum anderen kann man die Rahmenbedingungen 
des Systems der Grundsicherung so gestalten, dass die 
Zahl der Personen, die die staatliche Beschäftigungsga-
rantie in Anspruch nehmen, so klein wie möglich gehal-
ten wird. International betrachtet, wäre es keineswegs 
ein Sonderfall. Der große Sozialökonom Anthony At-
kinson (2015, 140-142) argumentiert, der Staat solle als 
„employer of last resort“ wirken, und führt an, dass in-
nerhalb Europas, bezogen auf 2010, Belgien, Irland und 
Frankreich erheblich größere Summen für Programme 
zur Beschaff ung von Arbeitsplätzen ausgeben als bei-
spielsweise Deutschland.

Zielkonfl ikte beim Design einer Transferfunktion

Eine wichtige Rolle bei der Charakterisierung eines Sys-
tems der Grundsicherung spielt die „Transferfunktion“, 
die den Zusammenhang zwischen dem Markteinkommen 
und dem verfügbaren Einkommen eines Transferempfän-

gers beschreibt. Sie lässt sich schematisch anhand dreier 
Größen kennzeichnen:

• Den Sockeltransfer erhält eine Person, die keine ande-
ren Einkommensquellen hat, zusätzlich zur Übernahme 
der Wohnungskosten als Geldleistung vom Staat.

• Die Transferentzugsrate ist der Prozentsatz am selbst 
verdienten Einkommen, der dem Hilfeempfänger auf 
die Grundsicherung angerechnet (und somit von ihr 
abgezogen) wird. Dieser Prozentsatz kann selbst ein-
kommensabhängig gestaltet werden.

• Die Transfergrenze ist jenes Niveau des Markteinkom-
mens, bei dem der letzte Euro an Unterstützung wegfällt.

Diese Größen können nicht unabhängig voneinander ge-
wählt werden, denn je höher der Sockeltransfer und je 
geringer die Transferentzugsrate, desto höher liegt die 
Transfergrenze. Beim Design der Transferfunktion müs-
sen Zielkonfl ikte zwischen den Zielen berücksichtigt wer-
den: Eine Erhöhung des Sockeltransfers gibt den Leis-
tungsbeziehenden mehr fi nanziellen Spielraum, erhöht 
jedoch die Kosten für den Staat. Eine Senkung der Trans-
ferentzugsrate steigert zwar die Arbeitsanreize, führt je-
doch zu einem Anstieg der Transfergrenze. Während der 
erste Eff ekt die fi skalischen Kosten senkt, hat der zweite 
die entgegengesetzte Wirkung.

In der Grundsicherung wird die gegenwärtige Transfer-
entzugsrate von vielen Kritisierenden als zu hoch empfun-
den. Dabei ist ein Grundprinzip des SGB II eine mit dem 
Einkommen steigende Transferentzugsrate. Bei Alleinste-
henden beträgt sie – jenseits eines Freibetrags von 100 
Euro – zunächst 80 %, ab 800 Euro 90 % und ab 1.200 
Euro sogar 100 %. Entsprechend niedrig ist der eff ekti-
ve Stundenlohn einer zum gesetzlichen Mindestlohn be-
schäftigten Person. Selbst nach der Anhebung des Min-
destlohns auf 12 Euro wird er nur bei 2,40 Euro bzw. 1,20 
Euro liegen.1 Die Höhe der Transfergrenze hängt von den 
Wohnungskosten ab und beläuft sich, wenn letztere z. B. 
500 Euro betragen, auf 1.229 Euro.

Mit dem Einkommen fallende Transferentzugsraten?

Ein neuerer Vorschlag des ifo Instituts zur Reform des 
Grundsicherungssystems beruht auf der Idee, die Rang-
folge niedriger und hoher Transferentzugsraten umzudre-
hen (Blömer et al., 2019). Konkret wird vorgeschlagen, 
bei Alleinstehenden für einen Hinzuverdienst bis 630 Eu-
ro die Rate auf 100 % anzuheben und bei Personen mit 

1 Dieser Wert sinkt noch weiter ab, wenn von einem Bruttoeinkommen 
von 521 Euro an Sozialabgaben anfallen.
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Kindern auf 80 %. Da dieser Betrag über dem Regelsatz 
von derzeit 449 Euro liegt, würde einer kinderlosen Per-
son mit 630 Euro Markteinkommen nur noch ein Teil der 
Wohnungskosten erstattet, und ihr verfügbares Einkom-
men wäre genauso hoch, wie wenn sie gar kein Markt-
einkommen erzielte. Für alle Einkommen, die über 630 
Euro hinausgehen, beträgt die Entzugsrate 60 %, d. h. von 
jedem zusätzlich verdienten Euro dürfen dann 40 Cent 
behalten werden. Ein ähnlicher Vorschlag von Schöb 
(2020, 143) begrenzt die Vollanrechnung auf die Höhe 
des Regelbedarfs; dafür beträgt die Transferentzugsrate 
bei zusätzlichen Einkommen 70 %. Schöb hebt hervor, 
dass sich dann eine geringfügige Beschäftigung für die 
Transferempfänger:innen nicht mehr lohnt, sodass sie 
entweder gar nicht oder (viel) mehr arbeiten werden. Dies 
wird als erwünscht bezeichnet, da es das Ziel der Gesell-
schaft sein solle, Langzeitarbeitslose aus der Niedrigein-
kommensfalle zu befreien und wieder in sozialversiche-
rungspfl ichtige Beschäftigung zu integrieren.

Kritisch ist anzumerken, dass gerade Personen, die nur 
in Teilzeit arbeiten können oder wollen, einen starken 
Anreiz zur Schwarzarbeit haben, um die prohibitiv ho-
hen Transferentzugsraten zu vermeiden. Dies betriff t 
nicht nur die Grenzbelastung, sondern auch die Durch-
schnittsbelastung auf das verdiente Markteinkommen: 
Im ifo-Modell beträgt die Durchschnittsbelastung bis 
630 Euro Verdienst 100 %, bei 840 Euro (nach Abzug 
der Sozialabgaben),2 d. h. ca. 82 Stunden zum zukünfti-
gen Mindestlohn von 12 Euro, immer noch 90 %. Ebenso 
wird implizit angenommen, dass die zu geringen Anreize 
für den betrachteten Personenkreis das einzige Hinder-
nis darstellen, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen oder in 
Vollzeit zu arbeiten. Neben der Unfähigkeit, in Vollzeit zu 
arbeiten, könnten auch Hindernisse auf der Nachfragesei-
te bestehen, sodass eine für die Person leistbare Arbeit in 
ihrer Region gar nicht zur Verfügung steht.

Ein möglicher Ausweg: Absenkung der 

Transferentzugsrate und des Sockeltransfers

Üblicherweise wird in der Diskussion über die Gestaltung 
der Grundsicherung immer von der Annahme ausgegan-
gen, dass der Sockeltransfer dem Regelbedarf entspre-
chen muss, d. h. dem Betrag, der – abhängig von der 
Haushaltsgröße – zur Deckung des soziokulturellen Exis-
tenzminimums erforderlich ist. Dabei wird stillschweigend 
unterstellt, dass die betroff ene Person nicht arbeitet. Eine 
alternative Sichtweise würde dagegen von den Postulaten 
4b und 5 ausgehen, also von der Grundannahme, dass 

2 Zur Berechnung der Sozialabgaben in der Gleitzone zwischen 520 
und 1.600 Euro ab 1.10.2022, https://www.krankenkassen-direkt.de/
midijobrechner (7. Juli 2022).

jeder arbeitsfähige Mensch einen Beitrag zur Sicherung 
seines Lebensunterhalts leisten sollte – wenn erforderlich 
mit Unterstützung des Staates bei der Bereitstellung ei-
nes Arbeitsplatzes.3 

Die Kombination aus abgesenktem Sockeltransfer und 
verringerten Transferentzugsraten könnte dabei so 
ausgestaltet werden, dass erwerbsfähige Personen, 
die mindestens drei Stunden täglich arbeiten, nicht nur 
mehr von ihrem Verdienst behalten können, sondern zu-
sammen mit dem Transfereinkommen ein höheres Ge-
samteinkommen erzielen als im bisherigen System bei 
Arbeitslosigkeit. Eine Kombination aus niedrigerem So-
ckeltransfer und niedrigerer Entzugsrate bei Zuverdienst 
würde damit die Anreize, eine Arbeit aufzunehmen bzw. 
mehr Stunden zu arbeiten, deutlich erhöhen. Dies wäre 
erstrebenswert, da heute nur ein geringer Prozentsatz 
der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (die prinzipi-
ell drei Stunden pro Tag arbeiten können) tatsächlich in 
Voll- oder Teilzeit arbeitet.

Eine solche Reform muss dabei bestimmte Rahmenbe-
dingungen beachten. Um mit dem Grundgesetz verein-
bar zu sein, muss das physische Existenzminimum durch 
staatliche Hilfe garantiert sein. Hierzu zählen die Kosten 
einer angemessenen Wohnung sowie ein bestimmter An-
teil des Regelbedarfs. Man könnte das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 5.11.2019 in Verbindung mit der 
Forderung von § 2 SGB II, dass die Person „alle Möglich-
keiten zur Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürf-
tigkeit ausschöpfen“ muss, so interpretieren, dass der 
Staat seine Pfl ichten gegenüber dem Hilfeempfänger er-
füllt, wenn er ihm 70 % des Regelbedarfs (also derzeit 314 
Euro) bedingungslos zur Verfügung stellt und ihm zudem 
„Möglichkeiten zur Verringerung der Hilfebedürftigkeit“ 
durch Arbeit off eriert.

Im Gegenzug bleibt der Hinzuverdienst bis zum Regel-
bedarf anrechnungsfrei, d. h. der „Freibetrag“ wird beim 
derzeitigen Wert des Regelbedarfs von 449 Euro von 100 
auf (gerundet) 135 Euro angehoben und die Transferent-
zugsrate für alle weiteren Einkünfte auf 70 % abgesenkt. 
Damit werden im Vergleich zum Status quo alle Personen 
bessergestellt, die mehr als 1.000 Euro Markteinkommen 
(nach Sozialabgaben) erzielen können. Das sind beim 
künftigen Mindestlohn von 12 Euro Personen, die mindes-
tens 101 Stunden pro Monat oder ca. 24 Stunden in der 
Woche arbeiten. Dagegen stellen sich beim ifo-Vorschlag 
mit Vollanrechnung der ersten 630 Euro Markteinkommen 
alle Hilfeempfänger schlechter als heute, weil der rechne-

3 Einen ähnlichen Vorschlag hatte in der Zeit der Einführung der Hartz-
Reformen der Wissenschaftliche Beirat des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Technologie (2002) unterbreitet.
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Abbildung 1
Vergleich der Transfersysteme

Quelle: eigene Berechnungen.

rische Wert, bei dem beide Systeme das gleiche verfügba-
re Einkommen bedeuten würden, bei 1.373 Euro liegt und 
damit über der derzeitigen Transfergrenze von 1.229 Euro.

In Abbildung 1 sind die drei Transfersysteme, der Status 
quo, der ifo-Vorschlag und der hier vertretene Vorschlag 
(FB) grafi sch am Beispiel eines Alleinstehenden mit Woh-
nungskosten in Höhe von 500 Euro pro Monat dargestellt: 
Die Abszisse misst das Markteinkommen nach Abzug der 
Sozialabgaben nach dem ab 1.10.2022 gültigen Midijob-
Tarif, die Ordinate misst das verfügbare Einkommen und 
die 45°-Linie kann als Transfergrenze interpretiert werden. 
Es fällt auf, dass die Kurve für den neuen Vorschlag FB im 
gesamten Bereich und die des ifo-Vorschlags von 630 Eu-
ro Markteinkommen an deutlich steiler verlaufen als die für 
den Status quo, dass aber die des ifo-Vorschlags im re-
levanten Bereich weit unterhalb der beiden anderen liegt.

Ein Phasenmodell der Instrumente

Unter Berücksichtigung des Ziels Nr. 1 aus dem Koaliti-
onsvertrag könnten die Regeln, nach denen ein Hilfe-
empfänger vom Staat unterstützt wird, danach gestaltet 
werden, wie lange er oder sie bereits dem System der 
Grundsicherung unterworfen ist. Die unterschiedlichen 
Instrumente würden als Phasenmodell in das SGB-II in-
tegriert werden.

In der ersten Phase nach Eintritt in den Leistungsbezug, 
idealerweise bereits vor Ablauf der Bezugsdauer von Ar-
beitslosengeld, sollte die Weiterbildung geplant werden, 
sofern abzusehen ist, dass einem Wiedereintritt in eine 
reguläre Beschäftigung Hindernisse entgegenstehen und 
eine Weiterbildung als vielversprechend im Hinblick auf 
die Wiedereingliederung in den regulären Arbeitsmarkt 

angesehen werden. Zur Weiterbildung gehören sowohl 
eine bei Bedarf mehrjährige berufl iche Qualifi zierung als 
auch bei Nicht-Deutschen intensive Sprachkurse zum 
Abbau sprachlicher Zugangsbarrieren für den Arbeits-
markt. Während dieser Phase hat die Person Anspruch 
auf den vollen Regelbedarf, zuzüglich eines Weiterbil-
dungsbonus, wenn das politisch gewünscht wird. Perso-
nen, für die eine Weiterbildung nicht nötig oder vielver-
sprechend erscheint, treten sofort in Phase 2 ein. Alle 
anderen treten in diese Phase nach Abschluss ihrer Qua-
lifi zierung ein, auch dann, wenn diese nicht erfolgreich 
war, jedoch eine weitere Ausbildungsmaßnahme nicht als 
aussichtsreich beurteilt wird.

In der zweiten Phase der Arbeitssuche und -vermittlung 
steht das Ziel im Vordergrund, die Person auf ein reguläres 
nicht subventioniertes Beschäftigungsverhältnis zu ver-
mitteln. In dieser Phase, die nicht länger als zwölf Monate 
dauern sollte, wird weiter der volle Regelbedarf gezahlt.

Am Ende dieser zwölf Monate beginnt die dritte Pha-
se, die Aktivierungsphase, in der die Absenkungen des 
Sockeltransfers und der Transferentzugsrate um je-
weils 30 % wirksam werden. Hier kann man drei Perso-
nengruppen unterscheiden: Die erste Gruppe umfasst 
Personen, die bei der Arbeitssuche erfolgreich waren, 
jedoch aufgrund niedrigen Arbeitsentgelts oder der 
Haushaltsgröße weiterhin von Transfers abhängig sind. 
Für diese Personen hat der geänderte Tarif die Funktion 
eines „Aufstocker-Tarifs“. Der Sockeltransfer ist dabei ei-
ne rein fi ktive Größe, da die Person ja arbeitet. Er dient 
lediglich dazu, die Höhe des staatlichen Transfers zu be-
rechnen, auf den die aufstockende Person Anspruch hat. 
Die zweite Gruppe besteht aus Personen, bei denen die 
zweite Phase ohne Vermittlungserfolg zu Ende gegangen 
ist. Das Ziel der Bemühungen in der dritten Phase muss 
es sein, einerseits die Arbeitsfähigkeit und andererseits 
die Teilhabe am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Leben zu verbessern. Dies wird zum einen mit Coaching, 
zum anderen mit zwei Instrumenten angestrebt, von de-
nen das erste vorrangig eingesetzt wird. In die dritte Pha-
se können Betroff ene auf eigenen Wunsch auch schon 
vorzeitig eintreten.

Das vorrangige Instrument während dieser dritten Phase 
ist das der Lohnkostenzuschüsse. Sie knüpfen an das seit 
2019 bestehende Teilhabechancengesetz an. Nach die-
sem Gesetz übernehmen die Jobcenter bis zu zwei Jahre 
lang zwischen 50 % und 100 % der Lohnkosten. Förderfä-
hig sind sozialversicherungspfl ichtige Arbeitsverhältnisse 
bei privaten, öff entlichen und gemeinnützigen Arbeitge-
bern. Zusätzlich werden die Teilnehmenden mit einem 
individuellen Coaching durch die Jobcenter oder externe 
Träger begleitet. Während nach dem Teilhabechancenge-
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setz derzeit nur für einen Teil der Hilfeempfänger (derzeit 
50.000 Personen) Lohnzuschüsse gezahlt werden und 
nach geltender Gesetzeslage das Programm bis Ende 
2024 befristet ist, wäre es denkbar, das Programm zu 
entfristen und auf alle Hilfeempfänger anzuwenden, die in 
Phase 2 keine reguläre Beschäftigung gefunden haben. 
Im Gegenzug zur Zahlung von Lohnsubventionen an die 
Arbeitgebenden sollte aber auch hier für die Teilnehmen-
den der Hilfetarif mit abgesenktem Sockelbetrag und re-
duzierter Transferentzugsrate von 70 % gelten.

Ein kleiner Teil der Langzeitarbeitslosen wird trotz der in 
Phase 1 vorangegangenen Qualifi zierungsmaßnahmen 
auch mit Lohnsubventionen keine Beschäftigung im re-
gulären Arbeitsmarkt fi nden. Um dieser dritten Perso-
nengruppe die gleichen Chancen zur Teilhabe und die 
gleichen Bedingungen bieten zu können wie den beiden 
zuvor beschriebenen Gruppen (Aufstocker und Perso-
nen mit geförderten Arbeitsplätzen), ist es unumgäng-
lich, dass der Staat Arbeitsplätze im öff entlichen Sektor 
bereitstellt. Ein Teilzeitarbeitsplatz mit 50 % der Regelar-
beitszeit zum gängigen Mindestlohn dürfte ausreichend 
sein, den Anreiz zum Wechsel in ein reguläres Arbeits-
verhältnis aufrechtzuerhalten. Auch für diese Personen 
gilt der Tarif mit den beiden Absenkungen, also der des 
Sockeltransfers und der Transferentzugsrate. Allerdings 
stellen sie sich fi nanziell deutlich besser als im derzei-
tigen System, das den Zustand der Arbeitslosigkeit ak-
zeptiert und den Regelbedarf auszahlt. Denn in 85 Mo-
natsstunden kann man zum künftigen Mindestlohn von 
12 Euro und 70 % Transferentzug oberhalb des Freibe-
trags von 135 Euro insgesamt 355 Euro hinzuverdienen,4 
also etwa das 2,63-fache der Absenkung des So-
ckeltransfers (135 Euro).

Wenn einer erwerbsfähigen Person jedoch eine Ar-
beitsgelegenheit angeboten wird und sie diese ablehnt, 
aber auch keine andere Erwerbstätigkeit aufnimmt, so 
verzichtet sie damit freiwillig auf den vollen Regelbe-
darf. Sie würde dann neben den vollen Wohnkosten nur 
noch die 70 % des Regelbedarfs erhalten, unter die der 
Sockeltransfer nach dem BVerfG-Urteil nicht gesenkt 
werden darf. Leistungsbeziehende, die ihren Lebens-
unterhalt neben der Grundsicherung aus anderen Quel-
len, etwa durch Schwarzarbeit, bestreiten, würden die 
Arbeitsgelegenheit nur dann annehmen, wenn diese 
ein höheres Nettoeinkommen als durch die alternativen 
Einkommensquellen generiert. Ist dies nicht der Fall, re-
duzieren sich immerhin die fi skalischen Kosten für die 

4 Dabei wurde berücksichtigt, dass der Beschäftigte nach dem neuen 
Midijob-Tarif von 1.020 Euro Bruttogehalt 151 Euro Sozialabgaben 
zahlen muss und von den verbleibenden 869 Euro zunächst 135 Euro 
und dann 30 % von 734 Euro gleich 220 Euro behalten kann.

steuerpfl ichtige Person, da nun für diese Gruppe weniger 
Leistungen ausbezahlt werden müssen.

Sanktionen weitestgehend abschaff en

Ein zentrales Ziel der Grundsicherung ist, dass erwerbs-
fähige Leistungsberechtigte ihren Lebensunterhalt mög-
lichst aus eigenen Mitteln und Kräften bestreiten können 
(§ 1 Abs. 2 SGB II). Entsprechend sieht das SGB II in sei-
ner jetzigen Fassung vor, dass erwerbsfähige Leistungs-
berechtigte aktiv bei Schritten zur Vermittlung in den Ar-
beits- oder Ausbildungsmarkt beitragen. Dies kann sich 
auf die in der Eingliederungsvereinbarung festgelegten 
Bemühungen bei der Arbeitssuche oder auf die Teilnah-
me an einer arbeitsmarktpolitischen Maßnahme zum Ab-
bau von Vermittlungshemmnissen beziehen. Zu den An-
forderungen gehört es auch, Termine im Jobcenter oder 
eine angeordnete ärztliche Untersuchung wahrzuneh-
men. Erfüllen erwerbsfähige Leistungsberechtigte diese 
Anforderungen nicht, unterliegen sie derzeit Sanktionen, 
die meist für drei Monate verhängt werden. Sanktionen 
stehen in der gegenwärtigen Debatte um die Grund-
sicherung stark in der Kritik, da sie als Gängelung der 
Leistungsbeziehenden betrachtet werden. Auch hat das 
BVerfG im Urteil vom November 2019 die Möglichkeit von 
Sanktionen stark eingeschränkt.

Der große Vorteil des hier beschriebenen Phasen-Modells 
liegt darin, dass es weitestgehend ohne Sanktionen in 
Form von Kürzungen des Sockeltransfers unter den Re-
gelbedarf innerhalb der Vermittlungsphase auskommt. 
Dies sei an drei zentralen Pfl ichten des Hilfeempfängers 
und möglichen Verstößen dagegen illustriert:

• Teilnahme an Qualifi zierungsmaßnahmen: Verstößt 
eine Person gegen die Pfl icht zur Teilnahme an einer 
Qualifi zierungsmaßnahme, so kann das Jobcenter 
zunächst die über den Regelbedarf hinausgehende 
Ausbildungsvergütung streichen. Bei wiederholten 
Verstößen, die einen Erfolg der Maßnahme ernsthaft 
gefährden, kann es schließlich die weitere Teilnahme 
abbrechen und die nicht ausbildungswillige Person un-
mittelbar in die zweite Phase eintreten lassen.

• Aktive Arbeitsplatzsuche in Phase 2: Da Phase 2 ohnehin 
nur für einen begrenzten Zeitraum gültig ist, könnte die 
Gesetzgebung auf Sanktionen für unzureichende Be-
mühungen bei der Arbeitsplatzsuche verzichten. Alter-
nativ kann das Jobcenter ermächtigt werden, die Dauer 
der Phase 2 abzukürzen, wenn ein Vermittlungserfolg 
nicht zu erwarten ist, und direkt zu Phase 3 übergehen.

• Nichterscheinen oder mangelnde Arbeitsmoral auf einer 
kommunalen Arbeitsstelle in Phase 3: Auch hier muss 
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Title: More Incentives – Less Sanctions: a Proposal for a Reform of the Welfare System
Abstract: The German federal government is planning a radical reform of the basic income scheme for the long-term unemployed. Be-
sides strengthening qualifi cation measures and removing the priority on job placement they want to improve the additional income rules 
for transfer recipients. To achieve this goal, they must solve the puzzle of how to reduce the almost prohibitively high transfer withdrawal 
rates in case of own earnings without rendering the whole system too expensive. The solution presented is a variation of the “workfare“ 
model by Besley and Coate (1992) and consists of two elements: lowering the basic allowance for those who do not want to work and pro-
viding a job guarantee for those willing to work so that all persons capable of work can contribute to covering their consumption needs.

kein kompliziertes Sanktionierungsverfahren beste-
hen: Da ein Lohn nur für geleistete Arbeit geschuldet 
ist, folgt auf Nichterscheinen einfach eine Nichtaus-
zahlung des Lohns. Hierzu ist lediglich eine Zeiterfas-
sung erforderlich, wie sie in weiten Teilen der gewerb-
lichen Wirtschaft und im öff entlichen Dienst gang und 
gäbe ist. Schwieriger ist die Feststellung von mangeln-
der Leistung während der Arbeitszeit. Aber auch hier 
kann die normale Abfolge von Abmahnung und etwai-
ger Lohnkürzung praktiziert werden.

Fazit

Das vorgestellte Phasen-Modell der Grundsicherung 
weist wesentliche Vorteile gegenüber dem Status quo 
und anderen Reformvorschlägen auf: Es erfüllt die Zie-
le des Koalitionsvertrags und die oben aufgestellten 
zusätzlichen normativen Postulate. In der dritten Phase 
gelten für alle Hilfeempfangenden, gleich ob sie Aufsto-
ckende im regulären Arbeitsmarkt, Personen in subven-
tionierten Arbeitsverhältnissen oder Personen mit ei-
gens für sie geschaff enen Jobs im kommunalen Bereich 
sind, die gleichen fi nanziellen Bedingungen: ein gegen-
über dem normalen Regelbedarf maßvoll abgesenkter 
Sockelbetrag, aber größere Anreize zur Aufnahme und 
Ausdehnung einer Erwerbstätigkeit durch eine auf 70 % 
gesenkte Transferentzugsrate.

Gerade im Unterschied zum bisher eingesetzten und 
wenig populären Instrument der Arbeitsgelegenheiten 
(Ein-Euro-Jobs) wird denjenigen, die keine Chance auf 
Beschäftigung im regulären Arbeitsmarkt haben, für die 
Arbeit in der Kommune der reguläre Mindestlohn gezahlt, 
wobei sich auch die Einkommensanrechnung nicht von 
der bei anderen Hilfeempfängern unterscheidet. Die Re-
alisierbarkeit dieser Reformmaßnahme hängt allerdings 
von der Voraussetzung ab, dass öff entliche Arbeitgeben-
de, vor allem Kommunen, bereit und in der Lage sind, die 
Programmteilnehmer:innen in sinnvollen Beschäftigun-

gen einzusetzen. Diese müssen jedoch im Unterschied 
zu den derzeitigen Ein-Euro-Jobs nicht zusätzlich, im öf-
fentlichen Interesse liegend und wettbewerbsneutral sein, 
da es sich um normale Beschäftigungsverhältnisse zum 
regulären Mindestlohn handelt.

Neuartig im deutschen Sozialrecht ist die De-facto-Ein-
führung eines Rechts auf Arbeit. Aber auch dies lässt sich 
angesichts der auch von der Bundesregierung geplanten 
Qualifi zierungsmaßnahmen rechtfertigen: Menschen, die 
gesundheitlich in der Lage sind, mindestens drei Stunden 
täglich zu arbeiten und die von der Solidargemeinschaft 
der steuerzahlenden Personen zum einen qualifi ziert wor-
den sind und zum anderen versorgt werden, sollten bereit 
sein, zu ihrem Lebensunterhalt einen Beitrag zu leisten. 
Im äußersten Notfall, wenn nicht einmal ein staatlich be-
zuschusster Arbeitsplatz für sie gefunden werden kann, 
sollte sich die Wohnsitz-Kommune ihrer annehmen, damit 
sie nicht gezwungen sind, untätig zu Hause zu sitzen. Das 
Angebot eines Arbeitsplatzes dient zum einen ihrer sozia-
len Integration und signalisiert zum anderen den Kindern 
der Betroff enen, dass in einer solidarischen Leistungsge-
sellschaft niemand zurückgelassen wird.
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Zwei politische „Dauerbaustellen“ sind zu beklagen. Ers-
tens sind die gesetzlichen Renten nicht sicher. Einer Kür-
zung des Rentenniveaus kann zwar über die Erhöhung der 
Lebensarbeitszeit oder der Rentenversicherungsbeiträge 
begegnet werden (Deutsche Bundesbank, 2019). Beides 
stößt aber irgendwann an die Grenzen der Zumutbarkeit; 
die noch verbleibenden Spielräume sind gering. Dies gilt 
auch mit Blick auf eine weitere Stärkung des Bundeszu-
schusses, der rentenpolitisch mit versicherungsfremden 
Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung ge-
rechtfertigt wird. Weil die umlagefi nanzierte gesetzliche 
Rentenversicherung ein Altern in Würde absehbar immer 
weniger garantieren kann, gewinnen kapitalgedeckte 
Altersvorsorgesysteme in verschiedenen Varianten zu-
nehmend Gewicht in der Reformdiskussion. Ca. 35 Mio. 
Deutsche leben aber in Haushalten, die ihr monatliches 
Einkommen komplett für ihren Lebensunterhalt ausgeben 
und keinen Raum für eine zusätzliche, kapitalgedeckte 
Absicherung im Alter haben (Fratzscher, 2017).

Die zweite politische „Dauerbaustelle“ ist die Erbschaft- 
und Schenkungsteuer. Kernstück der Reformdebatte 
ist die Verschonung des Unternehmensvermögens (ver-
standen als inländisches land- und forstwirtschaftliches 
Vermögen, inländisches Betriebsvermögen und Anteile 
an Kapitalgesellschaften im Inland oder der EU). Dies be-
fand die Gesetzgebung für nötig, um keine Arbeitsplätze 
zu gefährden und kleine wie mittlere Unternehmen besser 
erhalten zu können. Die Steuerausnahme ist immer noch 
weitgehend gestaltet, auch nachdem sie 2014 vom Bun-

desverfassungsgericht (1 BvL 21/12) als teilweise verfas-
sungswidrig erklärt und daraufhin reformiert wurde.1 An-
gesichts des fi skalischen Potenzials (Bach, 2015) dürfte 
das letzte Wort zur Erbschaft- und Schenkungsteuer mit 
der jüngsten Reform noch nicht gesprochen sein.

Was aber haben Erbschaft- und Schenkungsteuer einer-
seits und die Alterssicherungssysteme andererseits mit-
einander zu tun? Die klassische rechtliche Begründung 
der Erbschaftsteuer verweist auf die Erfassung der Leis-
tungsfähigkeit. Ökonomisch und sozialpolitisch werden 
die Begrenzung der Vermögenskonzentration und die 
Herstellung gleicher Startchancen über die Erbschaft-
steuer – in ihrem Charakter als Erbanfallsteuer – als Argu-
ment bemüht (Beckert, 2007, 29). Letzteres könnte aller-
dings nur über die Ausgabenseite geschehen, z. B. über 
einen „Generationen-Soli“ (Gründinger, 2017). Nachfol-
gend wird vorgeschlagen, beide „Dauerbaustellen“ im 
Rahmen einer aufeinander abgestimmten Reform anzu-
gehen. Will man zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen, 
wäre jedoch die Übereinstimmung der Ziele zu hinterfra-
gen. Nach Tinbergen (1952) sollten unterschiedliche Ziele 
mit unabhängigen Instrumenten verfolgt werden. Aller-

1 Die De-facto-Privilegierung, die sich beim Betriebsvermögen durch 
die Orientierung an Steuerbilanz- anstatt Verkehrswerten ergab, 
wurde in der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
7.11.2006 (1 BvL 10/02) beanstandet.
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dings haben die Ziele der Erbschaft- und Schenkung-
steuer auf den ersten Blick wenig mit der Schließung der 
Rentenlücke zu tun.

Dieser Einwand relativiert sich bei näherem Blick auf das 
Umverteilungsziel: Der typische Erbe ist 40 bis 65 Jahre 
alt (Braun, 2011, 725). Der Großteil der Erben gehört damit 
nicht der jungen Generation an, sondern steht eher mitten 
im Berufsleben oder geht sogar schon auf den Ruhestand 
zu. Soweit mit der Erbschaftsteuer eine Angleichung der 
Vermögensverhältnisse verfolgt wird, kann es damit nicht 
primär um eine höhere Gleichheit der Startchancen, son-
dern um mehr Gleichheit im letzten Lebensabschnitt ge-
hen. Große Erbschaften gehen mit höheren Einkommen 
Hand in Hand. Geringverdiener hingegen erben seltener 
und weniger. Vermögensschwächere können ihre Alters-
vorsorge somit kaum auf Erbschaften aufbauen (Braun, 
2011, 726). Problematischer als der Reichtum der oberen 
10 % dürfte aber sein, dass die unteren 40 % praktisch 
kein Nettovermögen haben.

Daher sollte die Teilhabe breiter Bevölkerungsschichten 
an den Erträgen des Produktivvermögens ein wesent-
liches Ziel der Stärkung einer kapitalgedeckten Alters-
vorsorge sein. Dies gilt in besonderem Maße, wenn eine 
kapitalgedeckte Alterssicherung durch Steuermittel fi -
nanziert wird. Dann sollte sie ohnehin den Charakter einer 
Altersgrundsicherung haben. Ansonsten würde es sich 
um eine Subvention bestimmter Beitragszahlergruppen 
handeln, die ordnungspolitisch kaum vertretbar wäre.

Soweit die Umverteilungsziele der Erbschaftsteuer und 
der steuerfi nanzierten kapitalgedeckten Altersvorsor-
ge konvergieren, bietet sich eine Verknüpfung an. Dabei 
könnte das Aufkommen aus einer reformierten Erbschaft-
steuer, soweit es auf die Einbeziehung des Unterneh-
mensvermögens entfällt, der Finanzierung einer Alters-
grundsicherung dienen. Dies konfl igiert auch nicht mit der 
Tinbergen-Regel. 

Reform der Erbschaft- und Schenkungsteuer

Die Bemessungsgrundlage der deutschen Erbschaft- und 
Schenkungsteuer ist wegen vielfacher Vergünstigungen 
(z. B. für vermietete Grundstücke und selbstgenutzte Fa-
milienheime) und allgemeiner Freibeträge sowie der Ver-
schonung des Unternehmensvermögens relativ schmal. 
Das Spiegelbild der vielfachen Abzüge sind formal hohe 
Steuersätze von bis zu 50 % (in Steuerklasse III), damit 
überhaupt nennenswerte Steuereinnahmen erzielt werden 
können. Obwohl jährlich mehrere hundert Milliarden Eu-
ro vererbt werden, handelt es sich bei der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer mit einem Aufkommen von 8,5 Mrd. Euro 
(2020) bislang dennoch eher um eine Bagatellsteuer.

Die Verschonung des unternehmerisch gebundenen Ver-
mögens als Dreh- und Angelpunkt der Reformdiskussion 
wird vor allem mit dem Ziel der Erhaltung der Arbeits-
plätze begründet. Houben und Maiterth (2011) kommen 
allerdings anhand einer Mikrodatensimulation zu dem Er-
gebnis, dass keine signifi kante Gefahr für Unternehmen 
und Arbeitsplätze aufgrund des Liquiditätsabfl usses be-
steht. Die Analyse bezieht sich jedoch auf die vor der Erb-
schaftsteuerreform 2011 angewandte Rechtslage. Eine 
Befragung des ifo-Instituts unter deutschen Familienun-
ternehmen 2014 weist hingegen darauf hin, dass 43 % der 
Familienunternehmen ohne den Verschonungsabschlag 
ganz oder teilweise hätten verkauft werden müssen (Dorn 
et al., 2017, 36). Der Wissenschaftliche Beirat beim BMF 
(2011, 32), der der Verschonung des Unternehmensver-
mögens kritisch gegenübersteht, gesteht ebenfalls zu, 
dass die Liquiditätswirkungen der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer in Betracht zu ziehen sind. Er ist aber auch 
der Auff assung, dass sich diese in Grenzen halten.

Gerechtigkeitserwägungen, Effi  zienzgesichtspunkte wie 
fi skalische Aspekte lassen jedenfalls den Wegfall der Ver-
schonungsregelung für Unternehmensvermögen als ge-
boten erscheinen (Wissenschaftlicher Beirat beim BMF, 
2011, 33-26): Die Trennlinie zwischen unproduktivem 
Verwaltungsvermögen und produktivem Betriebsvermö-
gen ist letztlich nicht eindeutig zu ziehen. Dies provoziert 
wirtschaftliche unsinnige Steuergestaltungen. Durch die 
unterschiedliche Behandlung von Vermögen werden bei-
spielsweise steuerlich motivierte Vermögensumschich-
tungen sowie Umstrukturierungen von Rechtsform und 
Gesellschafterkreis angereizt. Andererseits werden 
sinnvolle Unternehmensumstrukturierungen verhindert. 
Es besteht auch die Gefahr, dass familieninterne Nach-
folgeregelungen gewählt werden, obwohl qualifi ziertere 
fi rmenexterne Übernehmer zur Verfügung stünden – z. B. 
im Rahmen eines Management Buy Out. Die Verscho-
nungsregelung kann daher dem Ziel der Sicherung der 
Arbeitsplätze sogar entgegenlaufen. Insbesondere im 
Kontext mit relativ hohen Steuersätzen erzeugt die Ver-
schonungsregelung damit steuerliche Zusatzlasten; die 
betreff enden Effi  zienzverluste steigen näherungsweise 
quadratisch mit dem Steuersatz (Scherf, 2015).

Dennoch: Angesichts des breiten Spektrums an Beurtei-
lungen der Verschonung des Unternehmensvermögens 
dürfte allein die Vorsicht der Gesetzgebung gebieten, bei 
einer Ablösung der Regelung für einen tragfähigen Ersatz 
zu suchen. Erforderlich ist dabei die Einbettung in eine 
systematische Reform der Erbschaft- und Schenkung-
steuer. Ziel muss neben der Abschaff ung der Verscho-
nung für Unternehmensvermögen (insbesondere §§ 13a 
und 13b ErbStG) auch der Abbau weiterer Steuervergüns-
tigungen (z. B. § 13 c und in § 16 ErbStG) möglichst ohne 
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eine deutliche Erhöhung der Steuersätze sein, um die Zu-
satzlasten der Besteuerung zu minimieren.

Über die Höhe der Freibeträge lässt sich insbesonde-
re die Verteilung der Steuerlast steuern: Je höher diese 
im Durchschnitt ausfallen, umso mehr wird die Last hin 
zu den großen Vermögenserwerben verschoben. Über 
den Steuersatz kann vor allem auf das Steuervolumen 
eingewirkt werden. Um eine Besteuerung des Unterneh-
mensvermögens für eine Stärkung der kapitalgedeckten 
Altersvorsorge nutzbar zu machen, muss das Steuerauf-
kommen gegenüber dem Status quo ante steigen. Steu-
ersatz und Freibetrag wären dabei so zu setzen, dass

1. das Aufkommen aus der Besteuerung des Nicht-Un-
ternehmensvermögens ungefähr demjenigen vor Um-
stellung entspricht – es müsste den Ländern als Er-
tragsberechtigten in unveränderter Höhe zufl ießen, um 
sie durch die Reform nicht schlechterzustellen;

2. das Aufkommen aus der Einbeziehung des Unterneh-
mensvermögens in die Erbschaftsteuer der Finanzie-
rung der kapitalgedeckten Altersvorsorge dienen kann;

3. die Unternehmenserben dennoch eine ähnliche Liqui-
ditätsbelastung wie vor der Reform haben.

Insbesondere angesichts der letztgenannten Anforde-
rung klingt dies zunächst wie die berühmte Quadratur 
des Kreises. Dennoch ist eine Aufl ösung der Zielkonfl ik-
te möglich. Die Begrenzung der Liquiditätsbelastung der 
Unternehmenserben kann trotz vollständiger Einbezie-
hung in die Erbschaftsteuer über großzügige Stundungs-
modalitäten geschehen, was auch den Vorstellungen des 
Wissenschaftlichen Beirats beim BMF entspricht. Vorlie-
gend aber noch weitergegangen:

Nach wie vor sollte die Sofortzahlung der Steuer mög-
lich sein. Für Unternehmensvermögen (eventuell auch 
für vermietete Immobilien) sollte jedoch an die Erben das 
Angebot gemacht werden, die Zahlung der Steuerlast im 
Rahmen eines langfristigen partiarischen Tilgungsdarle-
hens zu strecken (Bach, 2015, 506). Die Laufzeit könnte 
33 Jahre betragen – dies ist ungefähr die Dauer einer Ge-
neration. Die jährliche Tilgung betrüge demnach 3 Pro-
zentpunkte der Steuerschuld. Hinzu käme ein Anteil am 
laufenden Gewinn, der an den Fiskus abzuführen wäre. 
Möglich wäre eine Orientierung am Gewinn vor Ertrag-
steuern und unter Herausrechnung von Sonderabschrei-
bungen etc., um Steuergestaltungen zu vermeiden. Läge 
z. B. der Steuersatz bei 25 % und der erworbene Anteil 
des steuerpfl ichtigen Erben 20 %, so wäre zu Beginn 
25 % x 20 % = 5,0 % des jährlichen Unternehmensge-
winns vor Ertragsteuern zusätzlich zur Tilgung von 3,0 % 

der Steuerschuld pro Jahr abzuführen. Der Sinn einer 
Gewinnbeteiligung des Fiskus liegt einerseits darin, dass 
insoweit für den Erben in ertragsschwachen Jahren das 
Leverage-Risiko begrenzt werden kann. Auch werden 
Fehlbewertungen des Unternehmensvermögens zum 
Zeitpunkt des Vermögensübergangs korrigiert. Schließ-
lich partizipiert der Fiskus von ertragsstarken Jahren 
ähnlich wie bei einer Beteiligung – und zwar unabhängig 
davon, ob die Gewinne des Unternehmens thesauriert 
oder ausgeschüttet werden. Das partiarische Darlehen 
des Staates sollte nachrangig gewährt werden, um die 
Kreditfähigkeit der Steuerschuldner:innen nicht zu be-
lasten (Wissenschaftlicher Beirat beim BMF, 2011, 38). 
Der Vorschlag bedürfte einer beihilferechtlichen Prüfung. 
Weder Tilgungs- noch Zinsanteil wären von den Steuer-
pfl ichtigen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
abziehbar, da es sich nach wie vor um eine Nebenleis-
tung zu einer Personensteuer handelt (§ 12 Nr. 3 EStG, 
§ 3 Abs. 4 AO). Im Ergebnis würde also regelmäßig nicht 
der gesamte Steueranspruch sofort beglichen, sondern 
nur der Teil auf das Erbe, der nicht auf das Unterneh-
mensvermögen entfällt.

Diese Stundungsregelung sollte in eine umfassende Re-
form der Erbschaft- und Schenkungsteuer eingebettet 
werden. Ziel ist die weitgehende Abschaff ung der dop-
pelten Progression, die derzeit durch hohe Freibeträ-
ge und Steuersätze bewirkt wird. Diesbezüglich bietet 
sich eine Flat-Rate-Erbschaftsteuer an – mit demselben 
Steuersatz für sämtliche Erwerbe (Beznoska und Hent-
ze, 2021). Damit die Länder trotz kompletter Stundung 
der Steuer auf Unternehmenserwerbe dieselben Steuer-
einnahmen wie bisher haben, müsste der Steuersatz ge-
genüber dem heute geltenden durchschnittlichen Steu-
ersatz (ca. 18 %) gegebenenfalls mäßig erhöht werden 
(z. B. auf 25 %). Wie weit die Erhöhung ausfallen muss, 
hängt von den Abzügen ab.

Die Abzüge §§ 5, 16 und 17 ErbStG wären radikal zurück-
zuführen. Der Freibetrag des § 16 ErbStG sollte allenfalls 
geringfügig mit Blick auf das Familienprinzip (Scherf, 
2017, 230) diff erenziert werden und nur einmal im Leben 
zur Verfügung stehen – unabhängig davon, ob es sich um 
eine Erbschaft oder Schenkung handelt. Denkbar wäre 
auch ein beschränkter Freibetrag für Unternehmensver-
mögen, um kleine und mittlere Unternehmen zu begüns-
tigen (Braun, 2011, 726). Der Freibetrag pro Erwerbsfall 
könnte in einer Höhe von durchschnittlich ca. 120.000 
Euro liegen; dies entspricht ungefähr dem durchschnittli-
chen Wert einer kleinen Eigentumswohnung (Braun, 2011, 
726). Eine Kürzung der Abzüge adressiert eine zentrale 
Schwäche der Erbanfallsteuer (wie sie in Deutschland be-
steht) gegenüber einer Nachlasssteuer (wie in den USA): 
Die Steuerbemessungsgrundlage wird derzeit nämlich al-
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lein deswegen erheblich geschmälert, weil der Wert der 
Erbschaft in der Regel auf mehrere Erben entfällt, von de-
nen jeder die in Deutschland derzeit sehr großzügig aus-
gestalteten Freibeträge geltend machen kann (Beznoska 
und Hentze, 2021, 5).

Abbildung 1 stellt die überschlägig auf Basis der exem-
plarisch genannten Daten (durchschnittlicher Freibe-
trag: 120.000 Euro, Steuersatz: 25 %) ermittelte fi ktive 
durchschnittliche Steuerbelastung pro Fall in verschie-
denen Erwerbergruppen für 2020 dar. Auf der Ordinate 
wird nach Höhe des Erwerbs diff erenziert. Die Abszisse 
stellt die Größenordnung der Steuer pro Erwerbsfall dar 
(in Tsd. Euro). Der untere Balken zeigt dabei die gegen-
wärtige Steuerbelastung pro Fall auf, der mittlere Balken 
den gesamten Steueranspruch unter Einbeziehung des 
Unternehmensvermögens. Weil ein Teil hiervon aber 
gestundet wird, entsteht eine Liquiditätsbelastung, die 
der obere Balken wiedergibt. Der überschießende Teil 
des mittleren Balkens gegenüber dem oberen stellt den 
gestundeten Teil der Steuer auf das Unternehmensver-
mögen dar, der aber zu keiner unmittelbaren Liquiditäts-
belastung führt. Der obere und untere Balken in den rele-
vanten oberen Erwerbergruppen hat eine ähnliche Grö-
ßenordnung, d. h. die unmittelbare Liquiditätsbelastung 
ändert sich durch die Reform gegenüber dem Status 
quo kaum. Nach wie vor werden vor allem die höchsten 
Erwerbe signifi kant steuerlich belastet.

Reform des Alterssicherungssystems

Im Koalitionsvertrag der gegenwärtigen Bundesregie-
rung wurde die Absicht formuliert, einen öff entlich ver-
antworteten Fonds zu prüfen, über den die Steuerpfl ich-
tigen wahlweise eine ergänzende Kapitaldeckung der 
Altersvorsorge vornehmen können (SPD et al., 2020, 57-
58). Hier steht sowohl die Aktienrente Schwedens wie 
der Staatsfonds Norwegens als Vorbild, der Teile der 
Öleinnahmen weltweit in Anlagen mit gewissen ökolo-
gischen und sozialen Ansprüchen investiert. Tatsächlich 
beabsichtigt Bundesfi nanzminister Christian Lindner, 
einen entsprechenden Fonds als Sondervermögen ein-
zurichten (Bröcker, 2022).

Mit dem Prüfungsauftrag im Koalitionsvertrag wurden 
teilweise Überlegungen von Fuest et al. (2019a) bezüg-
lich der Einrichtung eines „Deutschen Bürgerfonds“ auf-
gegriff en. Nach den Vorstellungen der Autor:innen soll 
dieser im Basisszenario über eigene Schulden in Höhe 
von jährlich 0,5 % des BIP einen Vermögensstock auf-
bauen, der aus Aktien, Immobilien und Anleihen besteht. 
Dabei soll die Schuldenbremse beachtet werden. Fuest 
et al. gehen im Basisszenario von einer Infl ationsrate von 
2 % p. a., einem Nominalzins von 3 % p. a. und jährlichen 

Renditen von 5,1 % p. a. aus (die denen des norwegi-
schen Ölfonds entsprechen). Vor dem Hintergrund der 
Niedrigzins phase soll die Diff erenz zwischen der höheren 
Rendite aus diesen Anlagen und der aufgenommenen 
Mittel dazu verwendet werden, den Aufbau einer kapital-
gedeckten Altersvorsorge zu unterstützen. Im Basissze-
nario soll die gesamte Wohnbevölkerung im erwerbsfä-
higen Alter am Fonds teilhaben (Fuest et al., 2019a, 10). 
Unter den rechnerischen Prämissen von Fuest et al. 
(2019a, 2019b) erreicht der Fonds nach 50 Jahren seinen 
Reifezustand. Die Kapitalleistung bei Renteneintritt be-
trüge dann ca. 16.000 Euro pro Person. Bei Erreichung 
der Altersgrenze kommt es wahlweise zu einer Auszah-
lung an den Berechtigten oder einer Verrentung. Im Rei-
fezustand könnte diese 1.270 Euro pro Jahr betragen (in 
Preisen von 2020). Allerdings unterliegen die zentralen Fi-
nanzierungsmechanismen des skizzierten Fonds mittler-
weile erhöhten Unsicherheiten. So erfolgte im Zuge der 
Coronapandemie und des Ukrainekriegs eine zusätzliche 
staatliche Verschuldung, welche die Spielräume für die 
Kreditaufnahme für andere Zwecke einengte. Zudem ist 
die Infl ation zurück, und auch eine Zinswende ist nicht 
unwahrscheinlich. Diese wird sich sowohl auf die Anlei-
hekonditionen als auch auf die künftigen Wertzuwächse 
von Anleihen, Immobilien und Aktien tendenziell negativ 
auswirken. Wenngleich der von Fuest et al. (2019a) im 
Basisszenario angenommene Nominalzins von 3 % p. a. 
noch deutlich über den aktuellen Zinskonditionen liegt, 
ist zumindest ein Fallen der Zins-Rendite-Diff erenz, die 
den Fonds im Basisszenario erst sinnvoll macht, mittel-
fristig gut vorstellbar.

Um den Fonds vor politischen Begehrlichkeiten und Ein-
fl ussnahmen abzuschirmen, denken Fuest et al. (2019b, 

Abbildung 1
Durchschnittliche Steuer pro Fall (in 1.000 Euro) nach 

Höhe des Erwerbs

Quelle: Berechnungen auf Basis der Daten der Erbschaftsteuerstatistik 
(Destatis, 2021a).
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10) an die institutionelle Aufhängung bei der Deutschen 
Bundesbank. Wie die Autor:innen plädiert auch Finanzmi-
nister Lindner dabei für die Bundesbank als verwaltende 
Stelle. Bereits heute verwaltet die Bundesbank den 2015 
eingeführten Pfl egevorsorgefonds. Die Rentenversiche-
rung komme hingegen nicht infrage, da sie keine Finanz-
marktexpertise besitze und auch nicht ausreichend un-
abhängig agieren könne. Die staatliche Finanzagentur als 
mögliche Alternative könne nicht Marktplatz und zugleich 
Verkäufer von Anleihen sein.

Nach den bislang durch die Medien bekannt gewordenen 
Plänen des deutschen Finanzministers soll der Fonds mit 
10 Mrd. Euro jährlich gespeist werden; im Koalitionsver-
trag ist lediglich von 1 Mrd. Euro in einem ersten Schritt 
die Rede. Das Geld soll teilweise aus Beiträgen, teilwei-
se aus Steuermitteln stammen (Bröcker, 2022). Was sich 
politisch durchsetzen lässt, ist derzeit noch off en. Unab-
hängig davon, wie die Finanzierung des Fonds am Ende 
gestaltet ist, müsste für den Fall von Verlusten des Fonds 
eine staatliche Ausfallgarantie vorgesehen werden, die 
aus allgemeinen Steuermitteln fi nanziert ist.

Kombination der Reformen von Alterssicherung und 

Erbschaftsteuer

An dieser Stelle kommt der nächste Baustein des vor-
liegenden Vorschlags ins Spiel: Die Ansprüche aus der 
Erbschaftsteuer werden, soweit sie auf das Unterneh-
mensvermögen entfallen, dem Pensionsfonds zuge-
führt. Zwar unterliegt auch der Wert der Erbschaften und 
Schenkungen Schwankungen, die Zahl der Anfälle von 
Erbschaften ist jedoch unabhängig von der Konjunk-
tur. Aufkommensschwankungen bei den Schenkungen 
waren in der Vergangenheit off enbar eher das Resultat 
von Steuergestaltungen angesichts antizipierter Steu-
errechtsänderungen. Der vorgeschlagene Mechanis-
mus kann insoweit zur Verstetigung der Einnahmenseite 
des Fonds beitragen. Es wäre allerdings einzufordern, 
dass die hieraus entstehenden zusätzlichen Einnah-
men eine kapitalgedeckte Altersgrundsicherung spei-
sen. An dieser sollten nicht nur die Beitragszahlenden, 
sondern grundsätzlich alle Menschen ab Erreichen der 
Regelaltersgrenze teilhaben. Diese Altersgrundsiche-
rung könnte neben eine beitragsfi nanzierte kapitalge-
deckte und umlagefi nanzierte Alterssicherung treten. 
Die Auszahlungen für die Altersgrundsicherung würden 
sich aus den laufenden Tilgungen auf die gestundete 
Steuerschuld und die Gewinnanteile aus den noch nicht 
getilgten partiarischen Darlehen (Steuerschuld) zusam-
mensetzen. Die fehlende internationale Diversifi kation ist 
dabei in Kauf zu nehmen, zumal ein großer Teil der inlän-
dischen Unternehmen ohnehin seine Geschäftstätigkeit 
international diversifi ziert.

Allerdings ergeben sich an dieser Stelle eine Vielzahl von 
Problemen: Zunächst gilt bei Steuern grundsätzlich das 
Verbot der Zweckbindung (Nonaff ektationsprinzip – § 7 
HGrG, § 8 BHO). Eine Minderheitsmeinung gesteht dem 
Nonaff ektationsprinzip sogar Verfassungsrang zu, ob-
wohl es nur einfachgesetzlich geregelt ist (Matuschka, 
2019, 250-251). So unterliegen bestimmte Steuern (Mi-
neralölsteuer, Feuerschutzsteuer) einer partiellen oder 
vollständigen Zweckbindung. Diese kann gesetzlicher Art 
(z. B. Art. 1 StrFinG i. V. m. § 17 Abs. 3 BHO – „geborene 
Zweckbindung“) oder auch gekoren (Haushaltsvermerk 
im Haushaltsplan) und damit „lockerer“ sein. Die Erb-
schaft- und Schenkungsteuer auf das bisher verschonte 
Vermögen wäre innerhalb dieser Bandbreite der Finanzie-
rung des Fonds zu widmen.

Weiter liegt die Ertragshoheit der Erbschaftsteuer bei 
den Ländern und nicht beim Bund (Art. 106 Abs. 2 GG). 
Die Länder würden zwar insgesamt gegenüber dem 
Status quo nicht schlechter gestellt, wenn es gelingt, 
Freibeträge und Steuersatz so zu bemessen, dass die 
Einnahmen vor Besteuerung des Unternehmensvermö-
gens den heutigen Einnahmen aus der Erbschaftsteuer 
entsprechen. Allerdings erscheint eine Änderung des 
Art. 106 GG, unter Umständen auch des Bund-Länder-
Finanzausgleichs geboten.

Schließlich stellt sich die Frage, welchen Beitrag der hier 
vorgestellte Mechanismus überhaupt zur Stärkung des 
Bürgerfonds bzw. mittelbar zur Schließung der Rentenlü-
cke zu leisten vermag. Einer überschlägigen Berechnung 
zu diesem Zwecke liegen folgende Annahmen zugrun-
de: Das fi ktive Jahr für die Einrichtung des Regimes sei 
2020. Hinsichtlich der demografi schen Entwicklung wird 
von Variante 2 der koordinierten Bevölkerungsvoraus-
berechnung des Statistischen Bundesamts ausgegan-
gen (Destatis, 2021b).  Es wird angenommen, dass eine 
Regelaltersgrenze von 67 Jahren ab den Kohorten von 
1964 gehalten werden kann. Der Anteil der anspruchs-
berechtigten Bevölkerungsteile wird demnach von ca. 
18,3 Mio. (2020) auf ca. 21,4 Mio. Menschen (2060) stei-
gen. Für die Zuführung in den Kapitalstock werden drei 
Szenarien angenommen: Das Basisszenario beruht auf 
dem Mittelwert der zwischen 2018 und 2020 nach § 13a 
ErbStG in Abzug gebrachten und nunmehr der Besteue-
rung unterliegenden Unternehmenserwerbe; eine Einbe-
ziehung der Immobilienerwerbe in die Stundungsrege-
lung wird dabei nicht betrachtet (Datengrundlage: BMF 
2021, 77-78). Die betreff enden 25 Mrd. Euro entsprechen 
ungefähr der Schätzung von Bach für das längerfristige 
jährliche Schenkungsvolumen an Unternehmensvermö-
gen (Bach, 2015, 506). Das Worst-Case-Szenario be-
ruht auf dem tiefsten, das Best-Case-Szenario auf dem 
höchsten Wert der Unternehmenserwerbe der drei be-
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trachteten Jahre. Die drei Jahre von 2018 bis 2020 wur-
den gewählt, da das Volumen der erbschaft- und schen-
kungsteuerpfl ichtigen Erwerbe in den Vorjahren – unter 
anderem bedingt durch die Antizipation von Rechtsän-
derungen durch Schenkungen – zwischenzeitig auf ein 
Niveau angestiegen war, das schwerlich nachhaltig er-
reicht werden kann (Braun, 2011, 725).

Im Basisszenario wird eine Rendite auf die noch nicht ge-
tilgten Teile des partiarischen Steuerdarlehens in Höhe 
von 2,5 % p. a. unterstellt; dies entspricht ungefähr der no-
minellen Wachstumsrate des BIP in den letzten zwei De-
kaden. Das Worst-Case-Szenario arbeitet mit dem tiefs-
ten Wert dieser drei Jahre und einer Rendite von 1,0 % 
p. a., das Best-Case-Szenario nimmt den höchsten Wert 
bei einer Rendite von 5,1 % p. a. an (die Rendite aus dem 
Basisszenario von Fuest et al. wird hier also für den Best 
Case verwendet). Je höher der Anteil derjenigen Unter-
nehmenserben, die ihre Steuerschuld sofort begleichen, 
umso mehr verkürzt sich der Zeitraum bis zum vollstän-
digen Aufbau. Gleiches gilt bei weiteren Zuschüssen aus 
Steuermitteln; die jährlichen Erträge des Fonds könnten 
so gesteigert werden. Vorliegend wird jedoch unterstellt, 
dass alle Unternehmenserben das Stundungsangebot in 
Anspruch nehmen und keine weiteren Steuermittel zuge-
schossen werden. Die zusätzliche Finanzierungssäule ist 
dann vollkommen aufgebaut, wenn die Steueransprüche 
der Anfangsjahre ungefähr den laufenden Tilgungen aus 
späteren Erbschaftsteuerfestsetzungen entsprechen. In-
soweit erreicht der zusätzliche Finanzierungsweg dann 
die Grenze der Leistungsfähigkeit. Der zusätzliche Kapi-
talstock aus Steueransprüchen ist unter den hier getrof-
fenen Annahmen spätestens nach 33 Jahren aufgebaut.

Nach vollständigem Aufbau der Steueransprüche im Jah-
re 2052 geschieht dies im Basisszenario nach heutiger 
Kaufkraft aus einem zusätzlichen Kapitalstock von rund 
99 Mrd. Euro, was ungefähr zusätzlichen 4.600 Euro pro 
Anspruchsberechtigtem entspricht. Aus diesem könnten 
bei einer unterstellten Verzinsung von 2,5 % p. a. im Ba-
sisszenario und unter Berücksichtigung des Gleichlaufs 
von zusätzlich aufgebauten und getilgten Steueransprü-
chen jährlich ca. 8,7 Mrd. Euro für die Ausschüttung an 
die Berechtigten entnommen werden, ohne dass der zu-
sätzliche Finanzierungsweg an Substanz verliert. Abbil-
dung 2 illustriert den Betrag, den der dargestellte Finan-
zierungsmechanismus zur Alterssicherung pro Person 
und Jahr darstellen kann.

Im Jahr 2052, also 33 Jahre nach fi ktiver Einrichtung des 
Finanzierungsmechanismus erreicht die Leistungsfähig-
keit des Fonds unter den getroff enen Annahmen ihr Ma-
ximum. Dann könnten im Basisszenario ca. 400 Euro pro 
Jahr an jeden Berechtigten ausgeschüttet werden, die 

den von Fuest et al. für 2070 ermittelten jährlichen Ren-
tenleistungen (2070: 1.270 Euro p. a., jeweils in Kaufkraft 
von 2020) hinzuzurechnen wären. Gegebenenfalls könn-
ten auch Finanzierungslücken des Pensionsfonds ausge-
glichen werden. Im Best Case liegt der Zuschuss für den 
Fonds bei ca. 670 Euro pro Jahr und Person, im Worst 
Case bei 260 Euro. Diese Größenordnungen zeigen, dass 
es sich um einen durchaus bedenkenswerten Beitrag zur 
Schließung der Rentenlücke handeln kann.

Ausblick

Im Rahmen der vorgeschlagenen Reform fl ießt der zweck-
gebundene Teil der Erbschaftsteuer, der sich aus der Ein-
beziehung des Unternehmensvermögens speist, in die 
Stärkung einer kapitalgedeckten Altersgrundsicherung. 
Der nicht zweckgebundene Teil geht in die Haushalte der 
Länder – mit im Wesentlichen unverändertem Aufkom-
men. Die Erbschaftsteuer zählt zu den vermögensbezoge-
nen Steuern. Der Vorschlag folgt den Empfehlungen des 
IWF (2021) sowie der OECD (2020, 7), vermögensbezoge-
ne Steuern zu stärken, da diese am wenigsten konjunktur-
schädlich sind und bei geeigneter Ausgestaltung Arbeits-
plätze am wenigsten gefährden. Dabei wird der Faktor 
Arbeit ebenfalls mittelbar entlastet, da durch den Auf-
bau einer kapitalgedeckten Altersgrundsicherung auch 
der Anstieg der Rentenversicherungsbeiträge begrenzt 
werden kann. Vermögensbezogene Steuern fallen in 
Deutschland im internationalen Vergleich derzeit ziemlich 
moderat aus, wenngleich speziell die Bedeutung der Erb-
schaftsteuer geringfügig höher als im OECD-Durchschnitt 
ist (Beznoska und Hentze, 2021, 5-6). In der öff entlichen 
Diskussion fi ndet sich allerdings vor allem die Wiederein-
führung der Vermögensteuer. Diese kann jedoch vor dem 
Hintergrund niedriger Zinsen leicht konfi skatorisch wirken, 
wenn ein nennenswertes Aufkommen erzielt werden soll. 

Abbildung 2
Zusätzlicher jährlicher Beitrag zu einer 

kapitalgedeckten Rente pro Person und Jahr

in Euro

Quelle: Eigene Berechnungen, BMF, 2021; Destatis, 2021a; Destatis 
2021b.
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Schließlich wäre der Bewertungsaufwand immens, da die 
Bewertung laufend und nicht wie bei der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer nur bei Bedarf erfolgen müsste. Wenn 
man vermögensbezogene Steuern stärken möchte, ist da-
her eine reformierte Erbschaftsteuer einer Wiedereinfüh-
rung der Vermögensteuer deutlich vorzuziehen.

Freilich steht eine Reform der Erbschaft- und Schenkung-
steuer nicht im Koalitionsvertrag der Ampelregierung. 
Politisch gesehen dürfte es leichter sein, die Einführung 
einer kapitalgedeckten Altersgrundsicherung und die Re-
form der Erbschaft- und Schenkungsteuer zunächst ge-
trennt voneinander voranzutreiben. Dies gilt auch vor dem 
Hintergrund, dass jeder Schritt für sich selber sinnvoll ist. 
Perspektivisch sollte aber eine Verbindung dieser beiden 
Politikfelder angedacht werden.
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Zwei Jahre im Krisenmodus – die kommunalen 
Finanzen bleiben trotzdem stabil
Die kommunalen Finanzen stehen seit Beginn der Coronakrise unter besonderer Beobachtung. 
Die deutsche Politik hat zurecht erkannt, dass bei der Bekämpfung der Krise eine 
handlungsfähige Kommunalpolitik zwingend notwendig ist. Tatsächlich haben die kommunalen 
Haushalte sowohl 2020 als auch 2021 mit Überschüssen abgeschlossen. Wie dieser Beitrag 
zeigt, sind die Gründe dafür sehr unterschiedlich. Die auskömmliche Finanzierung der 
Kommunen ist Garant für die effi  ziente Bewältigung der Krise vor Ort und die Rekordzahlen 
bei den kommunalen Investitionen sind der richtige Impuls in der Wirtschaftskrise.
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Die deutschen Kommunen stehen bei der Bekämpfung 
der Coronapandemie in der ersten Reihe. Hier werden die 
Gesundheitsämter und der Schulbetrieb organisiert sowie 
Krankenhäuser betrieben. Um diese krisenbedingten Auf-
gaben stemmen zu können, sind schon früh in der Krise 
die kommunalen Finanzen in den Blick von Wissenschaft 
(Freier und Geißler, 2020) und Politik1 gekommen. Zu Be-
ginn der Krise im März 2020 stand zu befürchten, dass die 
Kommunen durch Mehrausgaben und Steuereinbrüche 
in großer Zahl Haushaltssperren aussprechen müssen. 
Solche haushaltsrechtlichen Schritte hätten nicht nur eine 
erschwerte Krisenbewältigung vor Ort bedeutet. Es wäre 
auch zu befürchten gewesen, dass geplante Investitionen 
auf Eis gelegt werden, was für eine schnelle wirtschaft-
liche Erholung sehr kontraproduktiv gewesen wäre. Der 
Bund und die Länder haben die drohende Notlage schnell 
erkannt und umfangreich gehandelt, um die deutschen 

1 Siehe Gesetz zur fi nanziellen Entlastung der Kommunen und der neu-
en Länder vom 6. Oktober 2020, BGBl. I S. 2072.

Kommunen auskömmlich zu fi nanzieren. In Summe sind 
die Kommunen dank dieser Hilfen sehr gut durch die bei-
den Krisenjahre gekommen.

Überschüsse in den Jahren 2020 und 2021

Um die gesamtheitliche Lage der kommunalen Finanzen 
eines Jahres zu bewerten, wird zumeist der kommuna-
le Finanzierungssaldo herangezogen. Abbildung 1 zeigt 
die Entwicklung des Finanzierungssaldos von 2017 bis 
2021. In den Jahren vor der Krise (2017-2019) konnten die 
Kommunen ihre Haushalte mit enormen Überschüssen 
abschließen. In nur drei Jahren wurden fast 25 Mrd. Euro 
an Überschüssen gebildet. Und auch in den Haushalts-
plänen für 2020 und 2021 waren weitere Einnahme- und 
Ausgabesteigerungen eingeplant.

Die Coronakrise traf die Kommunen im März 2020 unver-
mittelt. Auf der Ausgabenseite mussten Kommunen die 
aktuelle Krisenbewältigung fi nanzieren. Dazu gehörten 
die Organisation in den Gesundheitsämtern, die Siche-
rung der Daseinsvorsorge und des Schulbetriebs, die 
Erstattung von Kitabeiträgen und die coronabedingten 
Mehraufwendungen in kommunalen Krankenhäusern. 
Auch die Kosten für Sozialleistungen waren im Frühjahr/
Sommer 2020 bereits deutlich erhöht (Boettcher et al., 
2021a, Kapitel F, 17). Die tatsächlichen Mehraufwendun-
gen der Kommunen durch die Coronakrise sind bis heute 
schwer zu ermitteln und wurden in vielen Bereichen direkt 
durch Unterstützung von Ländern und Bund abgedeckt. 
Bedeutsamer als die Mehraufwendungen waren allerdings 
die enormen Steuereinbußen auf der Einnahmeseite. Hier 
sind insbesondere die gravierenden Rückgänge 2020 bei 
der extrem konjunkturabhängigen Gewerbesteuer zu nen-
nen. Insgesamt wurden 2020 10,3 Mrd. Euro weniger bei 
der Gewerbesteuer (brutto) vereinnahmt als 2019 (7,7 Mrd. 
Euro in den Flächenländern). Aber auch beim kommunalen 
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Abbildung 1
Kommunales Finanzierungssaldo

in Mrd. Euro

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der Rechnungsstatistik 2017, 2018 
(FS 14-2) und der Kassenstatistik 2019-2021 (FS 14-3.3).

Abbildung 2
Entwicklung bei den Gewerbesteuereinnahmen

in Mrd. Euro, quartalsweise

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der Steuerstatistik 2016-2021 (FS 
14-4).

Anteil an der Einkommenssteuer waren Rückgänge zu be-
obachten (1,6 Mrd. Euro). Angesichts der steigenden Auf-
wendungen und enormer Einbrüche bei den Steuern, ist 
die Entwicklung mit positiven Haushaltsabschlüssen von 
+2 Mrd. Euro in 2020 und +4,6 Mrd. Euro in 2021 sehr be-
merkenswert (vgl. Abbildung 1). Die Kommunen konnten 
die Krisenjahre trotz der genannten Herausforderungen 
demnach positiv bewältigen. Die Gründe für diese Ent-
wicklungen werden im Folgenden erläutert.

Enorme Steuereinbußen 2020, starkes Plus 2021

Um die Entwicklung der kommunalen Finanzen 2020 und 
2021 zu verstehen, sind die Einnahmen aus der Gewerbe-
steuer der zentrale Ausgangspunkt. Abbildung 2 zeigt die 
quartalsweise Entwicklung der Gewerbesteuereinnahmen 
von 2018 bis 2021. In den Vorkrisenjahren wurden bei der 
Gewerbesteuer – der wichtigsten Einnahmequelle der Kom-
munen – Rekordwerte vermeldet. 2019 wurden von den 
Kommunen in den Flächenländern 50,34 Mrd. Euro bei der 
Gewerbesteuer (brutto) vereinnahmt. Nach Zahlung der 
Gewerbesteuerumlage an Bund und Länder verblieben da-
von 42,63 Mrd. Euro netto in den kommunalen Haushalten. 

Das Coronajahr 2020 begann im ersten Quartal mit Gewer-
besteuerzahlungen auf vergleichbarem Niveau. Der große 
Einbruch begann aber schon im zweiten Quartal 2020. Hier 
wurden lediglich 8,8 Mrd. Euro an Gewerbesteuern (brutto) 
eingenommen, ein Rückgang von mehr als 40 % gegen-
über dem Vorjahresquartal. Ausschlaggebend für die so-
fortigen Auswirkungen bei den Gewerbesteuerzahlungen 
war der Beschluss des Bundesfi nanzministeriums, dass 
Unternehmen ihre vierteljährlichen Abschlagszahlungen 
der Gewerbesteuer aufgrund von eingetrübten Gewinner-
wartungen unbürokratisch bereits im zweiten Quartal min-
dern konnten. Das dritte und vierte Quartal 2020 wurden 
ebenfalls mit schlechteren Werten als im Vorjahr abge-
schlossen. Insgesamt deutete sich aber eine leichte Erho-

lung an. Im vierten Quartal lagen die Einnahmen bei der 
Gewerbesteuer (brutto) nur noch knapp 1 Mrd. Euro unter 
dem Vorjahresquartal (ein Rückgang um 7 %). Fachleute 
hatten die massiven Einbrüche bei der Gewerbesteuer im 
zweiten Quartal 2020 vorausgesehen (Freier und Geißler, 
2020), und auch die zum Teil düsteren Prognosen der Wirt-
schaftsforschungsinstitute (ifo, 2020; SVR, 2020) hatten 
die Bundes- und Landespolitik frühzeitig alarmiert. Schon 
im Mai wurde klar, dass Bund und Länder die Kommunen 
umfangreich stützen werden. Am 3. Juni wurde durch die 
Bundesregierung der „kommunale Solidarpakt“ beschlos-
sen, in dem unter anderem die Ausfälle bei der Gewerbe-
steuer kompensiert werden sollten. Das entsprechende 
Gesetz zur fi nanziellen Entlastung der Kommunen wurde 
am 17. September 2020 vom Bundestag beschlossen.

Die Ausgleichszahlungen für Gewerbesteuerminderein-
nahmen der Kommunen stellen die wichtigste Einzelmaß-
nahme bei der Unterstützung der Kommunen durch Bund 
und Länder dar. Bei dieser Maßnahme wurden 11,46 Mrd. 
Euro (davon 10,84 Mrd. Euro an die Kommunen in den 
Flächenländern) verteilt (Boettcher et al., 2021a, Kapitel E, 
11). Die Kosten für diese Hilfen wurden hälftig durch Bund 
und Länder getragen. Abbildung 3 veranschaulicht den 
Eff ekt dieser fi nanziellen Hilfe für die Kommunen in den 
Flächenländern. Verglichen werden die Zahlungen der 
Gewerbesteuer von 2019 bis 2021 und der Ausgleichs-
zahlung 2020. Wurden 2019 50,34 Mrd. Euro an Gewer-
besteuereinnahmen (brutto) vereinnahmt, so addierten 
sich die Einnahmen 2020 mit 41,39 Mrd. Gewerbesteuer 
plus 10,84 Mrd. Euro Ausgleichszahlungen auf 52,23 Mrd. 
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Abbildung 3
Einnahmen aus der Gewerbesteuer und 

Ausgleichszahlungen 2020 in den Flächenländern

in Mrd. Euro

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der Steuerstatistik 2019-2021 (FS 
14-4)

Euro. Die Tatsache, dass das Gewerbesteueraufkommen 
2020 unter Einbeziehung der Ausgleichszahlungen sogar 
leicht über dem Niveau von 2019 gelegen hat, erklärt sich 
durch die pauschale Übernahme von Ausfällen durch den 
Bund und die Länder. Um ein vereinfachtes und zügiges 
Verfahren zu gewährleisten, wurden die Hilfen im Gesetz 
pauschaliert. Es wurden also nicht die exakten Ausfälle 
ermittelt, sondern die Zahlungen basierten auf den ge-
schätzten Abweichungen (als Basis dienten die Zahlen 
aus den Steuerschätzungen vom Oktober 2019 und Mai 
2020). Das Jahr 2021 stellt sich bei den Gewerbesteuer-
einnahmen gänzlich anders dar. Trotz der anhaltenden 
Coronapandemie und der Tatsache, dass weiterhin Co-
ronamaßnahmen die Wirtschaft belasteten, konnten 2021 
Rekordwerte bei den Gewerbesteuern erwirtschaftet wer-
den. Insgesamt wurden 2021 Gewerbesteuern (brutto) in 
Höhe von 55,4 Mrd. Euro in den Flächenländern erwirt-
schaftet. Damit lagen die Bruttoeinnahmen um 33,9 % 
über den Einnahmen von 2020 (ohne Ausgleichszahlung) 
und sogar 10,1 % über den Einnahmen von 2019.

Abbildung 2 zeigt auch den interessanten quartalsweisen 
Verlauf im Jahr 2021. Die ersten drei Quartale 2021 waren 
in der Höhe der Einnahmen durchweg vergleichbar mit dem 
Einnahmeniveau von 2019. Das 4. Quartal 2021 aber stellt 
eine Ausnahme dar; es ist das Quartal mit den historisch 
höchsten jemals gemessenen Einnahmen. Wurden im 3. 
Quartal 2021 noch 14,2 Mrd. Euro bei der Gewerbesteuer 
(brutto) vereinnahmt, so waren es im 4. Quartal plötzlich 
19,4 Mrd. Euro – ein Anstieg um 36,5 %. Zu vermuten ist, 
dass dieser Sondereff ekt durch eine spezielle Situation bei 
den Abschlagszahlungen der Unternehmen begründet ist. 
Nachdem die Unternehmensgewinne (und damit auch die 
Gewerbesteuer) 2020 krisenbedingt sehr niedrig waren, 
mussten die Unternehmen auf der Grundlage dieser Ge-
winne im 1. bis 3. Quartal 2021 auch verhältnismäßig nied-
rige Quartalsabschläge zahlen. Erst zum Ende des Jahres 
wurden die tatsächlich sehr hohen Gewinne des Jahres 
2021 vollständig in die Gewerbesteuerzahlung transferiert.

Neben den Ausgleichszahlungen für Gewerbesteuermin-
dereinnahmen 2020 gab es einen weiteren Eff ekt bei der 
Gewerbesteuer, der die fi nanzielle Lage der Kommunen 
im Krisenjahr 2020 beeinfl usste. Zum 1.1.2020 trat eine 
schon im Vorfeld beschlossene Änderung bei der Gewer-
besteuerumlage in Kraft. Die Gewerbesteuerumlage wird 
seit 1969 erhoben. Die Kommunen müssen ihre Gewer-
besteuereinnahmen dadurch mit Bund und Ländern teilen 
(BMF, 2022). Die genauen Regelungen und Sätze haben 
sich über die Jahre immer wieder verändert. Von beson-
derem Interesse war eine Erhöhung der Gewerbesteuer-
umlage im Jahr 1995. Hier wurde die Umlage in den west-
deutschen Ländern erhöht, um die westdeutschen Kom-
munen an den Kosten der Finanzierung des Solidarpakts 

zu beteiligen. Diese Erhöhung wurde zum 1.1.2020 mit 
dem Auslaufen des Solidarpakts gestrichen. Im Ergebnis 
steht für die (westdeutschen) Kommunen eine geringere 
Zahlung der Gewerbesteuerumlage.

Die Abbildungen 2 und 3 zeigen den daraus resultie-
renden Eff ekt. In Abbildung 2 sind die Einnahmen der 
Gewerbesteuer netto (Bruttoeinnahmen minus Gewer-
besteuerumlage) als zusätzliche Linie unter den Brutto-
erträgen eingezeichnet. Deutlich zu erkennen ist, dass 
diese Linie sich ab 2020 im Abstand an die Bruttoerträge 
angenähert hat. Noch deutlicher wird der Gesamteff ekt 
in Abbildung 3. 2019 mussten die Kommunen 7,71 Mrd. 
Euro der Bruttoeinnahmen bei der Gewerbesteuer über 
die Gewerbesteuerumlage mit Bund und Ländern tei-
len. Dies entspricht einem Anteil von 15,3 %. 2020 sank 
die Gewerbesteuerumlage (bei niedrigeren Einnahmen) 
auf 3,7 Mrd. Euro und machte nur noch einen Anteil von 
9 % aus. Die veränderten Regelungen bei der Gewerbe-
steuerumlage trugen 2020 demnach mit 2,7 Mrd. Euro 
zu einem positiven Finanzergebnis der Kommunen bei. 
Und dieser Eff ekt ist – anders als bei den Ausgleichszah-
lungen – von dauerhafter Natur. Auch 2021 konnten die 
Kommunen von der verringerten Gewerbesteuerumlage 
profi tieren. 2021 macht dieser Einspareff ekt am Ende 
etwa 3,6 Mrd. Euro aus. Damit hilft die Absenkung der 
Gewerbesteuerumlage den (westdeutschen) Kommunen 
kontinuierlich und trug 2021 entscheidend zu dem positi-
ven Gesamtergebnis bei.

Kostenübernahme bei den KdU hilft den Kommunen

Die Entwicklung der Steuereinnahmen bei der Gewer-
besteuer und die Maßnahmen der Ausgleichszahlungen 
sowie die Reform der Gewerbesteuerumlage waren maß-
geblich für die Entwicklung der kommunalen Finanzen 
2020 und 2021. Zusätzlich gab es aber eine weitere Ver-

50,34 55,42 
42,63 

50,66
41,39 37,65 

10,84 
10,84 

0

10

20

30

40

50

60

2019 2020 2021 2019 2020 2021
Gewerbesteuer (brutto) mit 

Ausgleichszahlung 2020
Gewerbesteuer (netto) mit 
Ausgleichszahlung 2020



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
645

Analysen Kommunalhaushalt

änderung bei den kommunalen Finanzen, die die Jahres-
ergebnisse der kommunalen Haushalte entscheidend mit 
beeinfl usste. Der Bund übernimmt seit der Einführung der 
Kosten für Unterbringung und Heizung (KdU) 2005 einen 
Anteil der entstandenen Kosten.2 Weil die Kommunen bei 
dieser Sozialaufgabe kaum Gestaltungsspielraum haben 
und die Kosten insbesondere Kommunen mit vielen fi nan-
ziell schwachen Haushalten überproportional belasten, 
wurde von Wissenschaft und Praxis schon lange eine Er-
höhung des Anteils des Bundes gefordert (Arnold et al., 
2015 sowie Geissler und Niemann, 2015). Der Bund hatte 
sich einer erhöhten Übernahme lange verweigert, auch 
weil eine Erhöhung des Anteils auf über 50 % grundge-
setzliche Probleme mit sich brachte. Als Reaktion auf die 
Coronapandemie und die möglichen Konsequenzen für 
die kommunalen Haushalte wurde die Bundesbeteiligung 
an den KdU dauerhaft um 25 Prozentpunkte erhöht.3

Der Entlastungseff ekt dieser Maßnahme ist enorm und 
führt zu direkter Kostensenkung insbesondere in Kommu-
nen mit schwacher Sozialstruktur (und damit höheren fi -
nanziellen Problemen). 2020 lagen die KdU bei insgesamt 
14,4 Mrd. Euro (11,9 Mrd. Euro in den Flächenländern). In 
2021 waren die KdU gleichbleibend hoch mit ebenfalls 
14,4 Mrd. Euro bundesweiten Ausgaben (12 Mrd. Euro in 
den Flächenländern). Der Entlastungseff ekt durch die zu-
sätzliche Übernahme von 25 % wird in Tabelle 1 für alle 
Flächenländer dargestellt. Da die Reform die Bundesbe-
teiligung dauerhaft verändert, wurden die Haushalte 2020 
und 2021 entlastet. Die Kommunen in NRW wurden z. B. 
durch die Erhöhung der Bundesbeteiligung an den KdU 
2020 und 2021 um jeweils mehr als 1 Mrd. Euro entlas-
tet. Auch die ostdeutschen Flächenländer konnten enorm 
profi tieren, mit einer Entlastung von 466 Mio. Euro 2020 
und 453 Mio. Euro 2021. Insgesamt lag die Entlastungs-
wirkung durch die KdU-Reform in beiden Jahren bei 
knapp unter 3 Mrd. Euro (in den Flächenländern).

Positivtrend bei den Kassenkrediten hält an, 

Investitionen auf Rekordniveau

Die Tatsache, dass die kommunalen Haushalte die Jahre 
2020 und 2021 mit Überschüssen abschließen konnten, 
zeigt auch Auswirkungen auf andere Finanzindikatoren. 
Abbildung 4 zeigt die vierteljährliche Entwicklung der 
Kassenkredite vor und während der Coronajahre. Deut-
lich wird, dass der positive Abwärtstrend auch in den 
Krisenjahren beibehalten werden konnte. Zwar stieg der 
Liquiditätsbedarf zum Ende des 1. Quartals 2020 kurz-

2 Für eine detaillierte Darstellung der Entwicklung der verschiedenen 
Anteile siehe Wixforth (2016) sowie Boettcher et al. (2021b).

3 Siehe Gesetz zur fi nanziellen Entlastung der Kommunen und der neu-
en Länder vom 6. Oktober 2020, BGBl. I S. 2072.

fristig an, die Kassenkredite schlossen 2020 aber – dank 
der Ausgleichszahlungen für Gewerbesteuerausfälle – im 
4. Quartal 2020 positiv ab. Auch 2021 setzte sich dieser 
Positivtrend weiter fort. Am Ende des Jahres 2021 lagen 
die Kassenkredite der Kommunen in den Flächenländern 
erstmals wieder bei unter 30 Mrd. Euro.

Von besonderer Bedeutung sind zudem die kommuna-
len Investitionen (hier Sachinvestitionen der kommunalen 
Haushalte). Zu Beginn der Coronakrise stand zu befürch-
ten, dass die kurzfristigen Steuerausfälle zu Haushalts-
schiefl agen in einem bedeutenden Anteil der deutschen 
Kommunen führen könnten. Im Ergebnis drohten weitrei-
chende Haushaltssperren und insbesondere Kürzungen 
bei den geplanten Investitionen. Es ist den umfangreichen 
Maßnahmen von Bund und Ländern geschuldet, dass 
diese Reaktionskette in der Krise nicht eingetroff en ist. 
Wie Abbildung 5 zeigt, konnten die Kommunen ihre Inves-
titionen wie geplant durchführen. Sowohl 2020 als auch 
2021 wurden Investitionen in Höhe von 38,6 Mrd. Euro 
getätigt. Diese Investitionen stellen dringend benötigte 
Infrastruktur für die Zukunftsfähigkeit Deutschlands dar4 
und sie leisten einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung 
der Wirtschaft in der Krise.

Die Herausforderungen für die kommunalen 

Finanzen liegen in der Zukunft

Während die beiden vergangenen Krisenjahre für die kom-
munalen Haushalte demnach gut gemeistert wurden, lie-
gen die Herausforderungen für die kommunalen Finanzen 
in der Zukunft. Die Coronapandemie ist noch nicht been-
det und wird die Kommunen voraussichtlich auch in den 
kommenden (Winter-)Monaten beschäftigen. Dazu kom-
men die Belastungen durch den Krieg in der Ukraine und 
die hiermit verbundenen politischen und wirtschaftlichen 
Folgen. Tatsächlich stehen bei den Kommunen im Mo-
ment die (wirtschaftlichen) Folgen des russischen Angriff s 
auf die Ukraine im Mittelpunkt. Die Kommunen sind direkt 
von den gestiegenen Energiepreisen und der drohenden 
Energieknappheit betroff en. Zudem sind viele Unterneh-
men im Energiesektor teilweise oder gänzlich in kommu-
naler Trägerschaft. Die mit den gestiegenen Energieprei-
sen und einer drohenden Energieknappheit verbundenen 
Risiken für das Wirtschaftswachstum erschweren zudem 
die Planungssicherheit in den Haushalten.

Getrieben durch die Energiekrise – aber auch aufgrund 
von Problemen in den Lieferketten – belastet auch die In-

4 Das KfW Kommunalpanel stellt auch 2022 wieder fest, dass der kom-
munale Investitionsbedarf enorm ist und 2022 trotz des hohen Inves-
titionsvolumens weiterhin gewachsen ist. Der Bedarf wird 2022 mit 
159,4 Mrd. Euro beziff ert (KfW, 2022).



Wirtschaftsdienst 2022 | 8
646

Analysen Kommunalhaushalt

Abbildung 4
Entwicklung der Kassenkredite

in Mrd. Euro, quartalsweise 2018-2021

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der vorläufi gen Schuldenstatistik 
2018-2021 (FS 14-5.2).

fl ation die Kommunen in der Zukunft. Zwar werden mit der 
Infl ation – kurzfristig – auch die Steuereinnahmen steigen 
(dies gilt insbesondere für den Gemeindeanteil an der Um-
satzsteuer), aber die Kommunen sehen sich schon jetzt 
in vielen Bereichen mit höheren Preisen konfrontiert. Ins-
besondere im Bausektor steigen die Rohstoff preise über-
proportional und machen die kommunalen Investitionen 
teurer. Die zunächst bestehende Sorge zahlreicher Kom-
munen, durch die hohe Zahl an ukrainischen Flüchtlingen 
fi nanziell stark belastet zu werden, wurde durch die Verein-
barung zwischen dem Bund und den Ländern vom 7. April 
2022 abgeräumt. Demnach erhalten Gefl üchtete aus der 
Ukraine ab dem 1. Juni 2022 Leistungen nach dem SGB II 
beziehungsweise SGB XII. Zudem hat der Bund zugesagt, 
die Länder und Kommunen für 2022 über einen erhöhten 
Anteil der Länder an der Umsatzsteuer zunächst mit insge-
samt 2 Mrd. Euro bei den Mehraufwendungen für die Un-
terbringung und Betreuung zu unterstützen. Ergänzend ist 
darauf hinzuweisen, dass der Bund ohnehin den Großteil 
der im Rechtskreis SGB II anfallenden Kosten trägt.

Bei den Steuereinnahmen ist 2022 trotz der pessimisti-
schen Ausblicke bislang kein Einbruch bei den Kommu-

nen zu sehen. Auch durch die angesprochene hohe Infl a-
tion liegen die Einnahmen im ersten Quartal 2022 deutlich 
über den Einnahmen im Vorjahresquartal. Auch wenn eine 
genaue Prognose bei allen Widrigkeiten schwerfällt, so 
soll dieser Trend gemäß den Ergebnissen der Mai-Steu-
erschätzung auch in den kommenden Jahren anhalten. 
Demnach werden die Kommunen in den Jahren 2022 bis 
2024 fast 10 Mrd. Euro mehr Aufkommen erzielen als in 
der letzten Steuerschätzung vor dem Beginn der Corona-
pandemie (156. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschät-
zungen“ vom Oktober 2019) für den Zeitraum 2022 bis 
2024 prognostiziert wurde. Dies ist insbesondere deshalb 
bemerkenswert, da die Steuerschätzung im November 
2020 davon ausging, dass sich für diesen Zeitraum eine 
Aufkommensverschlechterung (gegenüber der Steuer-
schätzung vom Oktober 2019) um nahezu 28 Mrd. Euro 
ergibt. Im Hinblick auf die Steuerentwicklung und -prog-
nose konnte die Krise demnach in geradezu atemberau-
bender Geschwindigkeit überwunden werden.

Ein weiteres Thema sind die Zinsen. Hier ist eine Wende 
mittlerweile nicht nur im Bereich des Möglichen, sondern 
hoch wahrscheinlich. In den vergangenen Wochen sind 
vor allem die langfristigen Zinsen wieder deutlich ge-
stiegen (die Umlaufsrendite der Bundeswertpapiere mit 
langer Laufzeit ist um 1 Prozentpunkt nach oben geklet-
tert, nachdem sie seit Anfang 2019 im negativen Bereich 
lag). Hier zahlt es sich jetzt aus, dass insbesondere die 
kommunalen Kassenkredite in den vergangenen Jahren 
deutlich zurückgefahren werden konnten und die Kom-
munen damit weniger stark direkt von Zinsänderungen 
betroff en sind. Allerdings gibt es bei den Kassenkrediten 
eine starke Ungleichverteilung, sodass einige Kommu-
nen mit hohen Kassenkreditbeständen durchaus eine 
spürbare Mehrbelastung durch Zinsaufwendungen ver-

Tabelle 1
KdU in den Flächenländern und Entlastungseff ekt 

durch die zusätzliche Übernahme des Bundes

in Mio. Euro

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der Daten der Bundesagentur für Ar-
beit zu den Kosten der Unterbringung und Heizung.

Kosten 
KdU 2020

Entlastung 
2020

Kosten 
KdU 2021

Entlastung 
2021

Schleswig-Holstein 525 131 524 131

Niedersachsen 1.330 332 1.329 332

Nordrhein-Westfalen 4.106 1.026 4.131 1.033

Hessen 1.103 276 1.117 279

Rheinland-Pfalz 515 129 519 130

Baden-
Württemberg 1.196 299 1.238 309

Bayern 1.100 275 1.130 282

Saarland 206 51 204 51

Brandenburg 373 93 362 91

Mecklenburg-
Vorpommern 270 67 264 66

Sachsen 558 140 546 137

Sachsen-Anhalt 405 101 387 97

Thüringen 257 64 247 62

Flächenländer Ost 1.863 466 1.805 451

Flächenländer West 10.079 2.520 10.191 2.548

Alle Flächenländer 11.942 2.986 11.996 2.999
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Title: Two Years in Crisis – Municipal Finances Remain Sustainable Nonetheless
Abstract: Federal and state policies have massively supported the German municipalities during the coronavirus crisis. As a result, 
municipal budgets in Germany have had a small surplus in 2020 and in 2021. The precise reasons for these surpluses are quite diff erent 
in both years. In 2020, the additional expenditure as well as the enormous decrease in municipal tax revenue could only be overcome by 
large spending policies at federal and state level. In 2021, in contrast, the municipalities were back to collecting signifi cant taxes them-
selves and were mostly self-sustaining. Still, municipal fi nances in 2021 profi ted from permanent policy changes regarding the trade tax 
levy (Gewerbesteuerumlage) and the federal government’s increased co-funding of accommodation costs.

zeichnen könnten. Da die kommunalen Investitionskredite 
meist sehr langfristig abgeschlossen wurden, bestehen 
hier im Bestand auch eher geringe kurzfristige Risiken für 
die kommunalen Haushalte. Klar ist aber auch, dass die 
höheren Zinsen für die aktuelle Investitionstätigkeit der 
Kommunen ein Problem darstellen.

Fazit

Die deutschen Kommunen sind in fi skalischer Hinsicht be-
merkenswert gut durch die Krisenjahre 2020 und 2021 ge-
kommen: Trotz der pandemiebedingten Belastungen konn-
ten die Kommunen in beiden Jahren Finanzierungsüber-
schüsse erzielen, den Abbau der Kassenkredite fortsetzen 
und die Investitionstätigkeit weiter stärken. Die Ergebnisse 
der Jahre 2020 und 2021 unterscheiden sich damit maß-
geblich von den fi skalischen Entwicklungen im Zuge der 
Banken- und Wirtschaftskrise etwas mehr als zehn Jahre 
zuvor; insbesondere 2009 und 2010 haben die Kommunen 
mit hohen Defi ziten abgeschlossen, die zu einem starken 
Anstieg der Kassenkreditschulden geführt haben.

Das insgesamt positive fi skalische Abschneiden der 
Kommunen ist im Wesentlichen das Resultat umfassen-
der fi nanzieller Hilfen von Bund und Ländern, die hiermit 
die Handlungsfähigkeit der Kommunen in der Pandemie 
sicherstellen und eine erneute Schuldenkrise bei den 

Kommunen verhindern konnten. Die positive Entwick-
lung 2021 ist neben anhaltenden fi nanziellen Unterstüt-
zungsleistungen von Bund und Ländern vor allem auf 
das Wiederanspringen der kommunalen (Gewerbe-)
Steuereinnahmen zurückzuführen. Laut den Ergebnissen 
der aktuellen Steuerschätzung soll es zudem bei einem 
nachhaltigen Steuerwachstum für die kommunalen Steu-
ern bleiben. Die deutlich verbesserte Perspektive bei den 
Steuereinnahmen darf jedoch nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass auch die fi nanzielle Entwicklung der Kom-
munen in Anbetracht der aktuell bestehenden politischen 
und wirtschaftlichen Risiken (vor allem infolge des russi-
schen Angriff s auf die Ukraine) durch ein überaus hohes 
Maß an Unsicherheit und Ungewissheit geprägt ist. Ob 
die Erholung weiter anhält, bleibt daher abzuwarten.
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Abbildung 5
Sachinvestitionen in den kommunalen Haushalten

in Mrd. Euro

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der Kassenstatistik 2017-2021 (FS 
14-2).
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Verschwendung der Jahresendausgaben im 
öff entlichen Sektor: Replik und Erwiderung
In der Juniausgabe 2022 veröff entlichte der Wirtschaftsdienst einen Aufsatz mit dem Titel 
„Dezemberfi eber senken: Vermeidung von verschwenderischen Jahresendausgaben“ von 
Christoph Siemroth. Gunnar Schwarting vertritt in einer Replik eine andere Auff assung, im 
Anschluss erläutert Christoph Siemroth seinen Standpunkt in einer Erwiderung.
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Im Juniheft dieser Zeitschrift hat sich Christoph Siemroth 
mit dem „Dezemberfi eber“ (Siemroth, 2022) im öff entli-
chen Sektor auseinandergesetzt. Anhand einiger Bei-
spiele aus dem In- und Ausland zeigt er einige (skurrile 
und ärgerliche) Auswüchse. Als Ausweg schlägt er die 
Nutzung des Instruments der Übertragbarkeit vor, um 
das „Auskehren“ von noch zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmitteln zu verhindern. Damit wird allerdings nur 
(unzulänglich) am Symptom kuriert. Der grundlegende 
Mangel besteht im Haushaltsaufstellungsverfahren. So-
lange sich Haushaltsansätze an den Werten der Vergan-
genheit orientieren (Inkrementalismus), ist das „Dezem-
berfi eber“ aus Sicht der Fachverwaltung rational. Wür-
den Ansätze dagegen bedarfsorientiert ermittelt (was in 
der kommunalen Doppik grundsätzlich möglich wäre), 
könnte zielgerichteter veranschlagt werden. Der Anreiz, 
die Mittel auszuschöpfen, würde insoweit reduziert. Be-
dauerlicherweise ist ein solches Verfahren in öff entlichen 
Verwaltungen (noch) kein Standard.

Um überfl üssige Jahresendausgaben einzugrenzen, be-
helfen sich manche Finanzressorts in öff entlichen Ver-
waltungen anderer – allerdings höchst intransparenter 
– Instrumente. Mit dem Vorziehen des Kassenschlusses 
für das laufende Haushaltsjahr auf einen früheren Zeit-
punkt als den 31.12. können zumindest „Last-Minute-
Zahlungen“ unterbunden werden. Danach ausgelöste 
Zahlungen gehen dann auf die Rechnung des neuen 
Jahres. Auch die frühzeitige Sperrung eines bestimmten 
Anteils der Ansätze kann dämpfend wirken. Zwingend 
erforderliche Zahlungen können davon ausgenommen 
werden; ansonsten muss die Aufhebung der Sperre von 

der Fachverwaltung beantragt werden. Auch eine häu-
fi gere Visakontrolle durch die Rechnungsprüfung zum 
Jahresende könnte in Betracht kommen.

Mittlerweile sollte aber vor allem ein leistungsfähiges 
Controlling (auf der operativen und auf der zentralen Ebe-
ne) dafür sorgen, dass die Haushaltsmittel zielgerichtet 
eingesetzt werden. Das ist eines der Kernanliegen – wenn 
auch (noch) nicht fl ächendeckend vorhanden – der in 
Deutschland üblichen kommunalen Doppik.

Das Instrument der Übertragbarkeit, genauer: der Er-
mächtigungsübertragung ist im kommunalen Haushalts-
recht seit langem verankert. Galt es früher vor allem für 
Investitionen, ist es heute für alle Aufwendungen und 
Auszahlungen anwendbar (§ 22 KomHVO NRW). Die 
Übertragung erfolgt indes nicht automatisch, sondern 
bedarf eines gesonderten Aktes. So nützlich das für die 
Bewirtschaftung des Haushalts ist, so problematisch 
ist die Übertragung für die Transparenz der fi nanziellen 
Grundlagen des Verwaltungshandelns. Das wird beson-
ders sichtbar bei den Investitionen. Wie das Kommunal-
panel der KfW z. B. für das Jahr 2019 zeigt (KfW, 2019, 
9), werden gar nicht alle veranschlagten Investitionszah-
lungen auch realisiert. Konsequent wäre eine Neuveran-
schlagung im Folgejahr. Das ist, da der neue Haushalt 
zum 1.1. in Kraft treten soll, zeitlich gar nicht möglich. 
Also werden die „übrig gebliebenen“ Mittel als Haushalts-
rest ins nächste Jahr übertragen.

Gunnar Schwarting

Replik: Das Dezemberfi eber – Lösung in Sicht?
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Die Haushaltsreste stehen insoweit nicht im neuen Haus-
haltsplan, sind aber ins Rechnungswesen integriert. Hin-
zu kommt, dass im investiven Bereich noch Verpfl ich-
tungsermächtigungen veranschlagt werden können. 
Die Verwaltung hätte daher theoretisch die Möglichkeit, 
Aufträge in Höhe der Haushaltsreste, der veranschlagten 
Mittel und der Verpfl ichtungsermächtigungen zu erteilen. 
Das aber ist nahezu unmöglich, sodass sich die Reste im-
mer weiter aufbauen würden. Für den laufenden Aufwand 
wäre eine Akkumulation von Übertragungen wohl noch 
unübersichtlicher. Für die Öff entlichkeit, vor allem aber für 
die Politik sind Übertragungen – selbst, wenn sie am Jah-
resende in einer Übersicht zusammengestellt werden – im 
Haushaltsalltag kaum zu überblicken.

Das kommunale Haushaltsrecht bietet mit der Bildung 
von Budgets (§ 21 KomHVO NRW) noch eine andere 
Möglichkeit. Innerhalb des Budgets sind über- oder au-
ßerplanmäßige Finanzbedarfe aufzufangen. Damit muss 
die für das Budget verantwortliche Verwaltungseinheit in-

soweit darauf achten, dass die Mittel für alle Zwecke ihres 
Budgets bis zum Jahresende ausreichen. Auch das kann 
ein Beitrag zu einem verantwortungsvolleren Umgang 
mit öff entlichen Mitteln sein. Vielleicht lässt sich von den 
Kommunen insoweit lernen. Der relativ geringe Anstieg 
der kommunalen Ausgaben im 4. Quartal (Siemroth, 464) 
deutet zumindest darauf hin, dass die Kommunen das 
Problem besser im Griff  haben. Ihr „Instrumentenkasten“ 
enthält jedenfalls weitaus diff erenziertere Methoden als 
nur den Übertragungsvermerk.
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Gunnar Schwartings erster Punkt ist äußerst wichtig und 
kam bei mir zu kurz: Solange sich die Haushaltsansätze 
an den Ausgaben der Vergangenheit orientieren, so wird 
es einen starken Anreiz geben, möglichst alles am Jah-
resende auszugeben. Das muss sich ändern!

Es ist darüber hinaus dennoch wichtig, unkomplizierte 
Mittelübertragung zu ermöglichen. Auch wenn verblei-
bende Mittel am Jahresende nicht zu Kürzungen zukünf-
tiger Mittel führen, so verbleibt ein Anreiz, alles am Jah-
resende auszugeben, wie das Modell in Siemroth (2022) 
zeigt. Das ist die Essenz von „use it or lose it“. Die Mittel-
übertragung reduziert diesen Anreiz, indem sie die Wahl 
zu „use it or keep some of it“ ändert.

Einige der beschriebenen Ad-hoc-Maßnahmen in 
Schwarting (2022), um verschwenderische Jahresend-

ausgaben zu unterbinden, können im Einzelfall helfen. Die 
Rechnungsprüfung auf Ausgaben am Jahresende zu kon-
zentrieren ist klug. Aber ein vorgezogener Kassenschluss 
funktioniert nur, wenn er unerwartet kommt, sonst wird 
eben kurz vor dem neuen Kassenschluss verschwendet. 
Und eine vorzeitige Sperrung bestimmter Mittel mag Ver-
schwendung verhindern, macht aber auch legitime Aus-
gaben schwerer, kann also hohe Wohlfahrtskosten haben. 

Es ist besser, wenn die Regeln so gestaltet sind, dass 
Verschwendung gar nicht erst rational ist. Bedarfsori-
entierte Haushaltsansätze wie von Gunnar Schwarting 
vorgeschlagen, sowie ein partieller Übertrag (für den Fall, 
dass der Bedarf doch nicht alle Mittel ausschöpft), sind 
da eine bessere Lösung. Denn die beiden Hauptursa-
chen der Jahresendverschwendung werden damit neu-
tralisiert: Bei Sparen (statt Verschwendung) werden zu-
künftige Mittel nicht bestrafend reduziert und ungenutzte 
Mittel verfallen für das Ressort nicht komplett, sondern 
sind teilweise in der Zukunft nutzbar.

Die abschließenden Absätze in Schwarting (2022) be-
schreiben einige Probleme mit Mittelübertragung im 
kommunalen Haushaltsrecht. Ich stimme zu, dass es Pro-
bleme gibt, die aber oft – wie etwa Intransparenz – eine 
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Title: Debate About “Dezemberfi eber” – Reply and Response
Abstract: In its June 2022 issue, Wirtschaftsdienst published an article by Christoph Siemroth entitled “Dezemberfi eber senken: Ver-
meidung von verschwenderischen Jahresendausgaben”. Now, Gunnar Schwarting takes a diff erent view in his reply to the article that is 
followed by a response of Christoph Siemroth explaining his position.

Folge der existierenden Umsetzung sind und nicht des 
Konzepts der Mittelübertragung an sich. So sind etwa IT-
Systeme denkbar, die sehr transparent ausweisen, was 
wo übertragen und später ausgegeben wurde.

Insgesamt bleibt es dabei: Wenn im Status quo Mittel ver-
schwendet werden und eine unkomplizierte Übertragung 
stattdessen eine sinnvollere Verwendung später ermög-
licht, dann ist das eine Verbesserung.

Literatur

Schwarting, G. (2022), Das Dezemberfi eber – Lösung in Sicht?, Wirt-

schaftsdienst, 102(8), https://www.wirtschaftsdienst.eu/inhalt/
jahr/2022/heft/6/beitrag/dezemberfi eber-senken-vermeidung-von-
verschwenderischen-jahresendausgaben-7074.html, (20. Juli 2022).

Siemroth, C. (2022), Ending Wasteful Year-End Spending: On Optimal 
Budget Rules in Organizations, https://papers.ssrn.com/sol3/papers.
cfm?abstract_id=3991922 (20. Juli 2022).



Wirtschaftsdienst 2022 | 8
652

Ökonomische Trends

JEL: Q02, Q40

DOI: 10.1007/s10273-022-3264-7

Volker Brühl

Wirkung der Energiesteuersenkung auf 
Kraftstoff preise

© Der/die Autor:in 2022. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

Prof. Dr. Volker Brühl ist Geschäftsführer am Center for 

Financial Studies an der Goethe-Universität in Frankfurt 

am Main.

Wirtschaftsdienst, 2022, 102(8), 652-654

Die Bundesregierung wollte mit einer Energiesteuersen-
kung für Kraftstoff e Verbraucher:innen von den steigen-
den Kraftstoff preisen entlasten. Für einen Zeitraum von 
drei Monaten wurde die steuerliche Belastung auf Benzin 
zum 1. Juni von bislang 65,45 c/l um 29,55 c/l auf 35,9 
c/l gesenkt. Beim Diesel fi el die Belastung von 47,04 c/l 
um 14,04 c/l auf 33 c/l. Inklusive Mehrwertsteuer liegen 
die theoretisch möglichen Preissenkungen also bei 35,16 
c/l für Benzin und bei 16,7 c/l für Diesel (vgl. Tabelle 1). 
Vergleicht man die unmittelbar auftretenden Preisverän-
derungen an den jeweiligen Tankstellen vom 31. Mai auf 
den 1. oder 2. Juni 2022, so scheinen die gewünschten 
Wirkungen einzutreten. Deutschlandweit sind die Preise 
für E10 von durchschnittlich 2,154 Euro/l um 28,4 c/l auf 
1,870 Euro/l bzw. von 2,05 Euro/l um 12,5 c/l auf 1,925 
Euro/l für Diesel gesunken (vgl. Abbildung 1). Je nach Da-
tenanbieter können diese Zahlen leicht abweichen.

In der Folge sind die Kraftstoff preise jedoch wieder deut-
lich gestiegen, sodass sich viele Kund:innen enttäuscht 
zeigen. Ob und in welchem Umfang diese Maßnahmen 
tatsächlich zu einer Entlastung der Verbraucher:innen 
führen würden, war von vornherein umstritten. Seither ist 
eine kontroverse Diskussion darüber entbrannt, ob und 
in welcher Höhe die Mineralölkonzerne die Steuersen-
kung an ihre Kundschaft weitergeben. Die Analysen fal-
len sehr unterschiedlich aus. Während das ifo Institut und 
zuletzt auch das Statistische Bundesamt die Auff assung 
vertreten, dass ein wesentlicher Teil der Entlastung an 
die Verbraucher:innen weitergegeben wird, vertritt unter 
anderem der ADAC eine gänzlich andere Meinung. Tat-

sächlich ist die Frage nach der Weitergabe der Entlastung 
nicht einfach zu beantworten.

Zwar müssen die Tankstellenbetreibenden Preisände-
rungen bei den gängigen Kraftstoff sorten wie Super E10 
und Diesel „in Echtzeit“ an die beim Bundeskartellamt 
angesiedelte Markttransparenzstelle für Kraftstoff e mel-
den, jedoch erlauben die Daten keine detaillierte Analy-
se der preisbeeinfl ussenden Faktoren. Denn neben den 
steuerlichen Faktoren spielen die Beschaff ungskosten für 
die in Europa gängige Sorte Brent auf den Rohölmärkten 
sowie der US-Dollarkurs eine Rolle. Dabei sind in Europa 
die Entwicklungen auf den Kassa-Märkten in Rotterdam 
sowie auf den Terminmärkten (Brent Futures) an der Inter-
continental Exchange (ICE) relevant. Hinzu kommen die 
Kosten für die Raffi  nation (Weiterverarbeitung zu fertigen 
Mineralölprodukten) und die Distribution der Kraftstoff e 
zu den Tankstellen. Dabei schwanken vor allem die Raf-
fi neriemargen aufgrund der hohen Fixkosten petrochemi-
scher Anlagen sehr stark.

In den vergangenen Jahren wurden aufgrund des ab-
sehbaren Endes der Nutzung fossiler Energieträger 
weltweit Raffi  neriekapazitäten abgebaut. Seit Ausbruch 
des Ukrainekriegs zeigen sich bei einigen Raffi  nerien 
Engpässe, während bei anderen eine profi table Auslas-
tung aufgrund der Abhängigkeit von russischem Öl nicht 
mehr darstellbar scheint (Raffi  nerie Schwedt). Wie stark 
die Brutto-Raffi  neriemargen gestiegen sind, verdeutlicht 
die Entwicklung der Brutto-Marge einer standardisierten 
HC (Hydrocracker-Raffi  nerie). Diese betrug im April ca. 
191,5 Euro/t, während sie im Januar noch bei 42 Euro/t 
lag (vgl. Abbildung 2).

Ähnlich verhält es sich bei der Entwicklung des interna-
tional üblichen 3-2-1-Crack Spreads. Dieser spiegelt 
wider, wie viel eine Raffi  nerie typischerweise durch die 
Verarbeitung von drei Barrel Rohöl in 2 Barrel Benzin und 
ein Barrel Diesel verdient. Dieser Spread hat sich bei US-
amerikanischen Raffi  nerien von einem Wert von um die 
20 US-$/Barrel im Januar auf mehr als 50 US-$/Barrel im 
Juni mehr als verdoppelt.

Dabei spielt auch eine Rolle, dass sich das Gros der der-
zeit knappen Raffi  neriekapazitäten in den Händen der 
großen Mineralölkonzerne befi ndet, die häufi g von der Ex-
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ploration über die Raffi  nation und Distribution die gesam-
te Wertschöpfungskette kontrollieren. Damit bestimmen 
sie zu einem großen Teil auch die Preise der sogenannten 
freien Tankstellen, die überwiegend ihre Kraftstoff e von 
den Raffi  nerien der Multis beziehen müssen. Um heraus-
zufi nden, ob und in welchem Umfang die Mineralölkon-
zerne die Steuerentlastung dazu verwendet haben, ihre 
eigenen Gewinnmargen zu verbessern, wurde analysiert, 
wie sich die Gross Margin (Bruttomarge) für Diesel und 
E10 kurz vor dem 1.6. bis zum 30.6. entwickelt hat.

Die Gross Margin errechnet sich als Diff erenz zwischen 
den durchschnittlichen Verkaufspreisen für den jeweili-
gen Kraftstoff  und der Summe der Beschaff ungskosten 
für Rohöl, Steuern und der CO2- und Erdölbevorratungs-
abgabe. Anders gesagt beinhaltet diese die Brutto-
Raffi  neriemarge sowie die Marge für die Distribution 
zum Endverbrauchenden. Wenn diese Marge seit dem 
1.6.2022 in etwa unverändert bliebe, dann hieße dies, 
dass die Mineralölkonzerne die Steuersenkung weitest-
gehend an die Verbrauchenden weitergegeben haben 
und zwar auch dann, wenn die Endverbraucherpreise 
nicht im rechnerisch erwartbaren Umfang gesunken 
sind. Dies könnte beispielsweise an anderweitigen Kos-
tensteigerungen liegen, die dann an die Kund:innen wei-
tergegeben worden wären.

Bei E10 haben sich die Durchschnittspreise seit dem 
31.5.2022 zuerst auf 1,87 Euro/l reduziert, sind aber bis 
zum 13.6.2022 wieder auf durchschnittlich 1,95 Euro/l 
gestiegen. Per 30.6.2022 liegt der Preis für E10 wieder 
bei ca. 1,87 Euro/l. Von den theoretisch möglichen Preis-
senkungen von 29,55 c/l (ohne MwSt.) bzw. 35 c/l inklusi-
ve MwSt. haben die Mineralölkonzerne bei E10 zunächst 
ca. durchschnittlich 28,4 c/l brutto bzw. 23,9 c/l netto 
weitergegeben. Dies entspricht etwa einer Quote von 
81 % (brutto) bzw. 84 % (netto). Gleichzeitig haben sich 
die Bruttomargen der Mineralölkonzerne um anfänglich 
ca. 4 c/l kurz verbessert (vgl. Abbildung 3). Im Laufe des 

Tabelle 1
Preisbestandteile E10 und Diesel

Quelle: BMF.

Preisbestandteile Benzin Diesel

Energiesteuer 65,45 c/l 47,04 c/l

Reduzierte Steuersätze (1.6. bis 31.8.2022) 35,9 c/l 33 c/l

CO2-Preis 7,20 c/l 8,03/c/l

Erdölbevorratungsabgabe 0,27 c/l 0,30 c/l

Mehrwertsteuer 19 % vom Nettoverkaufspreis

Theoretische Preisentlastung (netto) 29,55 c/l 14,04 c/l

Theoretische Preisentlastung (brutto) 35,16 c/l 16,71/c/l

Abbildung 1
Preisentwicklung E10 und Diesel

Quelle: MTS-K, eigene Berechnungen.
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HC (Hydrocracker) Brutto-Raffi  neriemargen (Euro/t)

Quelle: MTS-K, eigene Berechnungen.
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Abbildung 3
Entwicklung Gross Margin E10 und Diesel

Quelle: MTS-K, eigene Berechnungen.
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Title: Eff ect of Energy Tax Reduction on Fuel Prices
Abstract: The German federal government intended to alleviate the burden of increasing fuel prices by introducing a temporary reduc-
tion of energy taxes on gasoline and diesel. In order to evaluate the impact of this measure on consumer prices at the fi lling stations 
the development of procurement costs for crude oil as well as the downstream development of refi nery and distribution margins have 
to be taken into account. It turns out that about 80 % of the tax reduction has been passed on to end consumers on and around the ef-
fective date of the tax relief. However, within the fi rst month the impact of the tax reduction has been wiped out for diesel completely as 
the gross margin of the mineral oil groups have substantially improved since then. On the other hand, for gasoline (E10) at least part of 
the impact can still be observed as the initial margin improvement has come down in the meantime. For a detailed analysis the German 
antitrust authority should look into the pricing algorithms of all 14,000 fi lling stations in Germany.

Juni stieg die Verbesserung der Bruttomarge gegenüber 
Ende Mai auf bis zu 10 c/l. Davon entfi elen etwa 3 c/l auf 
verbesserte Beschaff ungskonditionen auf den Spot-
Märkten für Rohöl. Nicht berücksichtigt sind steigende 
variable Kosten der Raffi  nerie- und Distributionsprozes-
se, die die Mineralölwirtschaft ebenfalls treff en. Zum En-
de des Monats Juni waren diese Margenverbesserungen 
rückläufi g und lagen nur noch bei durchschnittlich ca. 3 
c/l. Derzeit sieht es also so aus, dass bei E10 der Anteil 
der an die Endkundschaft weitergegebenen Steuersen-
kungen sukzessive abgenommen hat und sich seit Ende 
des Monats wieder erhöht.

Beim Diesel ergibt sich ein etwas anderes Bild. Zwar ha-
ben sich die Durchschnittspreise beim Diesel seit dem 
31.5. von 2,05 Euro/l zuerst auf 1,925 Euro/l reduziert, 
sind aber bis zum 13.6.2022 wieder auf durchschnittlich 
2,04 Euro/l gestiegen. Per 30.6.2022 lag der Preis für Die-
sel wieder bei ca. 2,01 Euro/l. Von den theoretisch mög-
lichen Preissenkungen von 14,04 c/l (ohne MwSt.) bzw. 
16,7 c/l (inklusive MwSt.) haben die Mineralölkonzerne 
bei Diesel zunächst ca. 12,5 c/l brutto bzw. 10,05 c/l net-
to weitergegeben. Dies entspricht etwa einer Quote von 
ca. 75 % brutto bzw. 72 % netto. Gleichzeitig hat sich 
die Brutto marge der Mineralölkonzerne beim Diesel um 
anfänglich ca. 4 c/l bis Ende Juni um bis zu 13 c/l ver-
bessert (vgl. Abbildung 3). Somit hat sich der Eff ekt beim 
Endverbrauchenden bei Diesel nach ca. vier Wochen in 
Luft aufgelöst.

Als Zwischenfazit kann man festhalten, dass zu Beginn 
der Steuerentlastung durchaus ein wesentlicher Teil der 
Steuerentlastung an die Endkundschaft weitergegeben 
wurde, sich aber in der Folge schrittweise die Margen der 
Mineralölkonzerne erheblich verbessert haben. Vor allem 
beim Diesel ist dies deutlich zu sehen. Es ist zu vermuten, 
dass hauptsächlich steigende Raffi  neriemargen hinter der 
Verbesserung der Bruttomargen stehen. Davon profi tie-
ren die integrierten Mineralölkonzerne. Insbesondere der 
zuletzt leicht rückläufi ge Trend bei E10 und Diesel könnte 

ein Hinweis auf ein deutlich preissensitiveres Verhalten 
bei den Verbraucher:innen sein, zumal zahlreiche Apps 
einen raschen Preisvergleich zwischen den Tankstellen 
der näheren Umgebung ermöglichen.

Die der Analyse zugrunde liegende Durchschnittspreisbe-
trachtung ergibt jedoch aufgrund der zeitlich und regional 
stark schwankenden Preise kein vollständiges Bild. Allein 
die täglichen Preisschwankungen können beim E10 bis zu 
10 c/l und beim Diesel bis zu 16 c/l betragen. Hinzu kom-
men erhebliche lokale Unterschiede, die an bestimmten 
Tagen bis zu 20 c/l zwischen dem teuersten und günstigs-
ten Standort in Deutschland ausmachen können. Daher 
bedarf es einer detaillierten Datenbasis, um die Ursachen 
für die jeweiligen Preisschwankungen herauszufi ltern.

Bekanntlich werden die Preise an den lokalen Tankstel-
len nicht vom Pächter festgelegt, sondern zentral von den 
Konzernen aufgrund von beobachteten Marktdaten fest-
gelegt. Eine Absprache ist natürlich untersagt, aber die 
lokalen Preissignale erlauben eine sehr schnelle Reaktion 
auf Preisänderungen der Konkurrenz. Wenn man also ge-
nau feststellen möchte, ob und in welchem Umfang und 
von wem die Steuererleichterungen an die Kund:innen 
weitergegeben werden, bleibt nur ein Weg: Das Bun-
deskartellamt muss sich die Algorithmen der Preisbil-
dungsprozesse von allen großen Anbietern off enlegen 
lassen und zwar auf Ebene der ca. 14.000 Tankstellen in 
Deutschland. Sonst bleibt man bei der oberfl ächlichen 
Durchschnittsbetrachtung stehen.
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Nach mehr als zwei Jahren COVID-19-Pandemie und dem 
Beginn der Sommerferien treibt die wiederaufkommende 
Reiselust die Deutschen in weit entfernte Länder. Aller-
dings ist eine Flugreise derzeit von langen Warteschlangen 
bei den Sicherheitskontrollen und Problemen in der Ge-
päckabfertigung gekennzeichnet. Beides stellt die Geduld 
der Urlauber:innen auf die Probe. Und obwohl in einigen 
Bundesländern die Ferienzeit bereits zur Hälfte verstrichen 
ist, scheint in den nächsten Wochen keine Besserung in 
Sicht zu sein. Der wiedererstarkende Tourismus zeigt un-
verblümt ein strukturelles Problem des Flugverkehrssek-
tors auf, das exemplarisch für die ökonomische Situation 
Deutschlands steht: ein akuter Fachkräftemangel.

Dem waren erhebliche, in weiten Teilen unfreiwillige berufl i-
che Abwanderungen von sowohl Technik- als auch Service-
fachkräften der Luftfahrtbranche während der Coronapan-
demie 2020/2021 vorausgegangen. Diese fanden attraktive 
Anstellungen z. B. in den Bereichen der Logistik oder des 
Online-Handels (Burstedde und Koneberg, 2022). Da die 
Rückgewinnung der abgewanderten Fachkräfte mit Schwie-
rigkeiten verbunden ist, soll die Anwerbung ausländischer 
Fachkräfte den personellen Engpass kurz- bis mittelfristig 
reduzieren. Einwanderung wird hierbei nicht nur als unmittel-
bare Lösung verstanden, sondern soll auch einer Verschär-
fung der Situation durch den demografi schen Wandel prä-
ventiv entgegenwirken. Jüngst stellte der Deutsche Indust-
rie- und Handelskammertag ein Maßnahmenpaket vor, das 
den Zugang zum Arbeitsmarkt vereinfachen und der Fach-
kräfteverknappung entgegenwirken soll (DIHK, 2022).

Die politischen Forderungen und der ökonomische Bedarf 
stehen dabei im starken Kontrast zu den Entwicklungen 
der Einwanderungszahlen der letzten Jahre. Bedingt durch 
die Pandemie und die damit verbundenen Eindämmungs-
maßnahmen sowie das ökonomisch unattraktivere Umfeld 
sank der Wanderungssaldo 2020 gegenüber dem Vorjahr 
um 136.078 (-35 %) ausländische Personen (vgl. Abbildung 
1). Zwar pendelte sich die Zahl 2021 mit 393.342 Personen 
wieder auf das Vor-Corona-Niveau ein, befi ndet sich aller-
dings auf einem niedrigeren Stand als 2013. Der Anstieg 
war insbesondere durch erhöhte Zuwanderung aus dem 
asiatischen Raum (+182 % gegenüber 2020) sowie den eu-

© Der/die Autor:in 2022. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.
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ropäischen Staaten außerhalb der EU (+43 % gegenüber 
2020) getrieben. Der Wanderungssaldo von Personen aus 
EU-Staaten nahm hingegen seit 2015 (bis auf 2017) kon-
tinuierlich von ehemals 327.578 auf 89.617 Personen ab. 
Auch für 2021 konnte kein Anstieg beobachtet werden. Am 
aktuellen Rand sind die Migrationsbewegungen deutlich 
von den aktuellen Kriegsereignissen geprägt. So registrier-
te Deutschland zwischen Ende Februar und dem 8. Juni 
855.000 Ukrainer:innen (Brücker et al., 2022).

Aufgrund der Bedeutung der ökonomischen Perspekti-
ve für die Migrationsdynamik erscheint ein gesonderter 
Blick auf die aktuelle Arbeitsmarktsituation der Einwan-
dernden von besonderem Interesse. Ins Blickfeld werden 
dabei Staatsangehörige von vier Ländergruppen gerückt, 
die einen erheblichen Anteil des Fachkräftebedarfs ab-
decken: Die elf Staaten der EU-Osterweiterung (EU-Ost), 
vier südeuropäischen Staaten (GIPS), die Staaten des 
Westbalkans und gesondert die Türkei.1 

Trotz der schwierigen aktuellen Lage zeigt sich der deut-
sche Arbeitsmarkt bisher unbeeindruckt. Im Juni 2022 
befi ndet sich die Zahl der Arbeitslosen stabil auf einem 
niedrigen Niveau, wenngleich eine erhebliche Verschlech-
terung der ökonomischen Erwartungen im Juli von den 
Unternehmen zu beobachten ist (ifo Institut, 2022). Die Ar-

1 EU-Ost: Bulgarien, Estland, Kroatien, Lettland, Litauen, Polen, Rumä-
nien, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn; GIPS: Griechenland, 
Italien, Portugal, Spanien; Westbalkan: Albanien, Bosnien und Herze-
gowina, Kosovo, Montenegro, Nordmazedonien, Serbien. Die Einteilung 
orientiert sich am Migrationsmonitor der Bundesagentur für Arbeit.

Quelle: Statistisches Bundesamt (2022); eigene Darstellung.

Abbildung 1
Wanderungssaldo zwischen Deutschland und dem 
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Abbildung 2
Prozentuale Veränderung der Arbeitslosenzahlen 

(Juni) für Fachkräfte gegenüber 2019

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2022c); eigene Darstellung.

Trotz der aktuell ökonomisch angespannten Lage erweist 
sich der Arbeitsmarkt als robust und absorbiert bereitwil-
lig große Teile der ausländischen Fachkräfte. Ein besseres 
Verständnis der konjunkturellen Abhängigkeit der Arbeits-
losigkeit einzelner Staatengruppen könnte dabei helfen, 
zielgerichtetere arbeitsmarktpolitische Instrumente zu 
entwickeln und dadurch das Fachkräfteangebot zu erhö-
hen. Der Ruf nach mehr ausländischen Fachkräften sollte 
dabei aber auch stets die Lebensumstände und Bedürf-
nisse der einzelnen Betroff enen mit ins Blickfeld rücken.

Erik Haustein

Helmut-Schmidt-Universität, 

Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut (HWWI)
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beitslosenquote ist im Juni 2022 gegenüber dem Vorjah-
reswert von 5,7 % auf 5,2 % gesunken, was einer Reduk-
tion von 251.000 Arbeitslosen entspricht. Verglichen mit 
Mai 2022 ist ein leichter Anstieg von 103.000 Arbeitslosen 
zu verzeichnen. Dieser lässt sich teils durch einen starken 
Anstieg registrierter Ukrainer:innen im Zuge des Ukraine-
kriegs erklären. Auch der Blick auf die Zahl der Erwerbs-
tätigen zeigt im Mai mit einem Anstieg von 1,7 % (nicht 
saisonbereinigt) eine positive Veränderung gegenüber 
dem Vorjahreswert (Bundesagentur für Arbeit, 2022a). 
Der akute Fachkräftemangel schlägt sich weiterhin im 
Stellenindex der Bundesagentur für Arbeit nieder, der 
trotz eines Rückgangs im Juni auf recht hohem Niveau 
verbleibt. Er erfasst die saisonbereinigte Arbeitsnachfra-
ge, indem die von der Bundesagentur erfassten off enen 
Stellenangebote miteinbezogen werden (Bundesagentur 
für Arbeit, 2022b).

Wie bei den Deutschen begann eine leichte Entspannung 
des Arbeitsmarkts für ausländische Personen im Frühjahr 
2021 und setzte sich kontinuierlich bis April bzw. Juni 2022 
fort. Betrug die Arbeitslosenquote im April 2021 für Deut-
sche noch 5,8 % und für ausländische Staatsbürger:innen 
15,3 %, so fi elen diese Werte im April 2022 auf 4,8 % und 
12,2 %. Verglichen mit der Zeit vor Corona 2019 ergeben 
sich jedoch für die Ländergruppen leichte Unterschiede 
mit Blick auf die arbeitsmarktliche Erholung. Gegenüber 
der Arbeitslosenquote im April 2019 reduzierte sich diese 
für Personen des Westbalkans (von 11 % auf 10,2 %), wo-
hingegen für Personen der GIPS-Staaten (von 8,2 % auf 
8,3 %), der EU-Osterweiterung (von 7,1 % auf 7,5 %) sowie 
der Türkei (von 14,2 % auf 15 %) die Arbeitslosenquoten 
leicht anstiegen.

Eine diff erenzierte Betrachtung der Staatengruppen nach 
dem Anforderungsniveau spiegelt den aktuellen Fach-
kräftebedarf wider. Über alle Staatengruppen hinweg 
absorbierte der Arbeitsmarkt erhebliche Teile der vorhan-
denen Fachkräfte. Im Juni 2022 reduzierte sich die Zahl 
der deutschen Arbeitslosen in diesem Bereich gegenüber 
dem Juni 2019 um 22 %, sodass die negativen Pandemie-
eff ekte als überwunden gelten können (vgl. Abbildung 2). 
Eine ähnlich starke Reduktion der Arbeitslosenzahl lässt 
sich auch für die Gruppe der GIPS-Staaten beobachten 
(-21 %), gefolgt von türkischen Staatsangehörigen (-16 %). 
Demgegenüber fällt die Veränderung der Arbeitslosigkeit 
in der Gruppe des Westbalkans (-6 %) und der EU-Oster-
weiterung (-2 %) deutlich ab. Interessanterweise wirkten 
sich die konjunkturelle Dynamik und der Pandemieverlauf 
innerhalb der stark umworbenen Fachkräfte je nach Staa-
tengruppe unterschiedlich stark aus. So reagierte die pro-
zentuale Veränderung der Arbeitslosenzahlen der GIPS-
Staaten während des Pandemieverlaufs deutlich volatiler 
als die der türkischen Staatsangehörigen.
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	618-623-Boettger 8 2022
	625-628-Seifert 8 2022
	629-634-Breyer 8 2022
	635-641-Loehr 8 2022
	642-647-Boettcher 8 2022
	648-648-Korrektur Seitenzahlen 8 2022
	649-651-Schwarting Siemroth 8 2022
	652-654-Oekon. Trends Bruehl 8 2022
	655-656-Schlaglicht 8 2022

